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171. Öffentliche Ausschreibung DGKP für die Gesundheitsberatung 1450 

DGKP für die Gesundheitsberatung 1450 

Eisenstadt/Neutal - Voll- oder Teilzeit 

Die Landessicherheitszentrale Burgenland (LSZ) bildet als Leitstelle der burgenländischen Einsatzorga- 

nisationen den Kernbereich des Kompetenzzentrum Sicherheit des Landes Burgenland. Die burgenländischen 

Notrufe werden in der LSZ entgegengenommen und die Einsätze der Rettungsdienste und der burgen- 

ländischen Feuerwehren disponiert. Neben den Notrufnummern 122 und 144 werden unter anderem auch die 

Gesundheitsberatung 1450 und die Ärztebereitschaft 141 betrieben. Die LSZ gilt als wichtige Ansprechstelle 

bei Krisen und Katastrophen und betreibt das landesweite Digitalfunknetz (BOS Austria) sowie verschiedene 

Alarmierungseinrichtungen. 

Das Team der Landessicherheitszentrale sucht eine engagierte Persönlichkeit im Ausmaß von 40 Wochen-

stunden, die als Emergency Communication Nurse, an den Standorten Eisenstadt und Neutal, mit hoher  

Einsatzbereitschaft telefonische Gesundheitsberatungen übernimmt und die Landessicherheitszentrale im 

Rahmen sämtlicher medizinischer Anliegen der Bürger*innen unterstützt. 
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Ihre Aufgaben: Das erwartet Sie 

• Als Emergency Communication Nurse sind Sie für die telefonische Gesundheitsberatung im Burgen-

land zuständig. 

• Sie bearbeiten hauptsächlich Telefonanfragen auf 1450 bzw. unterstützen den Leitstellenbetrieb der 

Landessicherheitszentrale im Rahmen sämtlicher medizinischer Anliegen der Bürger*innen. 

• Des Weiteren sind Sie anhand standardisierter Abfrage- und Beratungsalgorithmen für Dringlich-

keitseinschätzungen und Verhaltensempfehlungen verantwortlich. 

• Darüber hinaus pflegen Sie Daten in die Systeme der Leitstelle ein und unterstützen bei Bedarf den 

Leitstellenbetrieb im gesamten Leistungsspektrum. 

• Sie sind bereit im Schicht- und Wechseldienst zu arbeiten. 

Ihre Kompetenzen: Das bringen Sie mit 

• Hintergrund: Sie verfügen über eine abgeschlossene Ausbildung zum*zur Diplomierten Gesundheits- 

und Krankenpfleger*in (DGKP). 

• Berufserfahrung: Eine mehrjährige Praxiserfahrung als DGKP ist von Vorteil. 

• Arbeitsweise und persönliche Eigenschaften: Sie überzeugen durch eine strukturierte sowie eigen-

verantwortliche Arbeitsweise. Ihre Fähigkeit komplexe Zusammenhänge schnell zu erfassen, Probleme 

lösungsorientiert anzugehen und klar zu kommunizieren, zählt zu Ihren besonderen Stärken. In  

belastenden Situationen agieren Sie flexibel, standfest und professionell. Sie verfügen über eine aus-

geprägte Kunden- und Serviceorientierung und bewahren dank Ihrer Empathie, inneren Stabilität  

sowie hohen Resilienz auch in heraus-fordernden Situationen stets den Überblick. 

Ihre Vorteile: Das bieten wir Ihnen 

• Work-Life-Balance: Wir leben einen strukturierten 12 Stunden Schichtdienst: Mit unserem Quartals-

dienstplan (3 Monate) bieten wir Ihnen die Basis, um Familie, Hobbys und Beruf perfekt zu  

koordinieren.  

• Gehalt & Urlaub: Mit unserem Gehaltssystem bieten wir eine transparente und verlässliche  

Bezahlung. Sie haben 35 Urlaubstage pro Jahr auf Basis einer 7-Tage-Woche, die ab Ihrem 43. Geburts-

tag auf 42 Tage steigen (Bgld. LBedG 2020).  

• Parkplätze & öffentliche Anbindung: An allen Standorten gibt es Parkplätze, alle nach dem Prinzip 

„First come, first serve“. Unsere Standorte sind zudem gut an den öffentlichen Nahverkehr  

angebunden. 

• Aus- & Weiterbildung: Durch unsere vielfältigen Weiterbildungsangebote können Sie sich beruflich 

und persönlich weiterentwickeln. Wir schauen auf Ihre Lernkurve, ganz nach persönlichen Karriere-

zielen. 

• Gesundheitsmanagement & gesundes Essen: Sie profitieren von unserem umfassenden betrieblichen 

Gesundheitsmanagement. In Eisenstadt bietet die Kantine an Werktagen täglich frisch gekochte Mahl-

zeiten aus regionalen Bio-Produkten. 

Gehalt 

Nach dem Burgenländischen Landesbedienstetengesetz 2020 (Neuaufnahmen, Bedienstete gem. Bgld. 

LBedG 2020): 

Bei dieser Stelle verdienen Sie monatlich zwischen EUR 3.832,40 und EUR 4.291,10 brutto bei Vollbeschäfti-

gung (40 Wochenstunden). Das entspricht dem Gehaltsband B1/9 in der Modellfunktion Emergency Commu-

nication Nurse des Bgld. Landesbedienstetengesetz 2020. Ihr tatsächliches Gehalt hängt von anrechenbaren 

Vordienstzeiten ab. 
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Ihre Bewerbung 

Bitte bewerben Sie sich online unter Beilage eines aktuellen Lebenslaufes sowie des Abschlusszeugnisses der 

abgeschlossenen Ausbildung zur Diplomierten Gesundheits- und Krankenpfleger*in (DGKP).  

Nach Ende der Bewerbungsfrist prüfen wir alle Unterlagen und melden uns so rasch wie möglich. Unvollstän-

dige bzw. verspätet eingelangte Bewerbungen können leider nicht berücksichtigt werden. 

Weitere Informationen 

Als Bewerber*in müssen Sie die Voraussetzungen gem. § 4 Bgld. Landesbedienstetengesetz 2020 erfüllen. 

Diese Planstelle wird im Sinne der §§ 1 und 2 des Objektivierungsgesetzes, LGBl. Nr. 56/1988, in der geltenden 

Fassung, ausgeschrieben. Aufnahmen in den Burgenländischen Landesdienst erfolgen in ein Bediensteten- 

verhältnis. 

Für eine Tätigkeit in der Landessicherheitszentrale ist nach dem Netz- und Informationssystem- 

sicherheitsgesetz - NISG, BGBl. I Nr. 111/2018, in der geltenden Fassung, eine Sicherheitsüberprüfung  

gem. § 55a SPG verpflichtend ist, welche Aufschluss über die Vertrauenswürdigkeit der Bewerber*innen gibt. 

Im Falle eines negativen Ergebnisses der Sicherheitsüberprüfung wird von einer Stellenbesetzung abgesehen. 

Ihre Ansprechperson 

Jasmin Péterfi 

Abteilung 1 - Personal 

Telefon: 057-600 2324 

Die Burgenländische Landesverwaltung: kompetent, effizient, bürgernah 

Gemeinsam mit unseren rund 2.700 Mitarbeiter*innen an ca. 60 Standorten im Burgenland gestalten wir 

täglich die Zukunft des Burgenlandes als sicheren Wirtschaftsstandort mit höchster Lebensqualität. Für unsere 

moderne Landesverwaltung suchen wir engagierte Menschen, die offen für Digitalisierung, E-Government und 

KI sind und mit ihren Ideen aktiv zur digitalen Transformation beitragen wollen. Werden Sie Teil unseres Teams 

und helfen Sie uns, das Burgenland weiterhin erfolgreich und lebenswert zu gestalten. 

Für die Landesregierung: 
Mag.a Pauschenwein 

Zahl: 2026-000.602-1/4 
OE: A2-HLP-ROR 

172. Raumplanungsbeirat - Neubestellung eines Mitgliedes 

Die Burgenländische Landesregierung hat in der Sitzung am 22. Juni 2026 gemäß § 10 Abs. 2 und 4 Burgen-

ländisches Raumplanungsgesetz 2019 über den Vorschlag der Grünen Herrn Philip Juranich, MA, Joseph Haydn-

Gasse 2/Top 1, 7000 Eisenstadt, als Mitglied des Raumplanungsbeirates bestellt. 

Für die Landesregierung: 
Mag. Ozlsberger, BA 
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Zahl: 2026-000.253-6/6 
OE: A2-HWA 

173. Prüfung zum Nachweis der fachlichen Eignung für das Güterbeförderungsgewerbe,  
Prüfungstermin November/Dezember 2026 

Verlautbarung 

Gemäß § 6 der Verordnung des Bundesministers für öffentliche Wirtschaft und Verkehr über den Zugang 

zum mit Kraftfahrzeugen betriebenen Güterbeförderungsgewerbe (Berufszugangsverordnung Güterkraftver-

kehr - BZGü-VO), BGBl. Nr. 221/1994, in der geltenden Fassung, sowie der Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 des 

Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 zur Festlegung gemeinsamer Regeln für die 

Zulassung zum Beruf des Kraftverkehrsunternehmers und zur Aufhebung der Richtlinie 96/26/EG des Rates 

wird für die Abhaltung der fachlichen Eignungsprüfung folgender Termin für November/Dezember 2026  

festgelegt: 

Schriftliche Prüfung: 27. November 2026 

Mündliche Prüfung: 30. November bis 2. Dezember 2026 

Das Ansuchen um Zulassung zur fachlichen Eignungsprüfung hat der/die Prüfungswerber/in bis spätestens 

sechs Wochen vor dem jeweiligen Prüfungstermin beim Amt der Burgenländischen Landesregierung,  

Abteilung 2, Hauptreferat Wirtschaft und Anlagen, 7000 Eisenstadt, einzubringen. 

Unter der Internetadresse  

http://www.e-government.bgld.gv.at/formulare  

kann ein Formblatt für das Ansuchen heruntergeladen werden. Weiters besteht die Möglichkeit das Ansuchen 

um Zulassung zur Prüfung mittels Online-Formular einzubringen. 

Dem Ansuchen um Zulassung zur Prüfung sind anzuschließen: 

1. die dem Nachweis des Vor- und Familiennamens dienenden Urkunden (Geburts- und Heiratsurkunde 
bzw. Meldebestätigung) 

2. der Nachweis über die Entrichtung der Prüfungsgebühr (Einzahlungsbestätigung), 
3. diverse Abschlusszeugnisse, Diplome (HAK, HTBLA, Studienabschlüsse etc.) das heißt, bei entsprechen-

dem schulischem Nachweis können dem Prüfungswerber Teile der in der Verordnung festgelegten 
Sachgebiete sowohl der schriftlichen als auch der mündlichen Prüfung erlassen werden. 

Gemäß § 9 der BZGü-VO hat der/die Prüfungswerber/in bei Antritt der schriftlichen und der mündlichen 

Prüfung seine Identität durch einen amtlichen Lichtbildausweis nachzuweisen. 

Der/Die Prüfungswerber/in hat gemäß § 13 Abs. 1 der BZGü-VO als Kostenbeitrag zur Durchführung der  

Prüfung eine Gebühr von 12 vH. des Gehaltes eines Bundesbediensteten der Dienstklasse V, Gehaltsstufe 2, 

einschließlich einer allfälligen Teuerungszulage, aufgerundet auf einen durch fünfzig teilbaren Eurobetrag, für 

die fachliche Eignungsprüfung an das Amt der Bgld. Landesregierung, 7000 Eisenstadt, auf das Konto bei der 

Bank Burgenland, IBAN: AT19 5100 0910 1300 1400, BIC: EHBBAT2E, zugunsten der VASt. 2-052005-8150 zu 

entrichten. 

Für die fachliche Eignungsprüfung ergibt dies derzeit einen Betrag von 425 Euro (Änderungen vorbehalten). 

Für den Landeshauptmann: 
Mag. Ozlsberger, BA 

http://www.e-government.bgld.gv.at/formulare
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Zahl: 2026-000.254-6/6 
OE: A2-HWA 

174. Prüfung zum Nachweis der fachlichen Eignung für das Personenbeförderungsgewerbe, 
Prüfungstermin November 2026 

Verlautbarung 

Gemäß § 6 der Verordnung des Bundesministers für öffentliche Wirtschaft und Verkehr über den Zugang 

zum mit Kraftfahrzeugen betriebenen Personenbeförderungsgewerbe (Berufszugangsverordnung Kraftfahr- 

linien- und Gelegenheitsverkehr - BZP-VO), BGBl. Nr. 889/1994, in der geltenden Fassung, sowie der Ver- 

ordnung (EG) Nr. 1071/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 zur Festlegung 

gemeinsamer Regeln für die Zulassung zum Beruf des Kraftverkehrsunternehmers und zur Aufhebung der  

Richtlinie 96/26/EG des Rates wird für die Abhaltung der fachlichen Eignungsprüfung folgender Prüfungstermin 

für November 2026 festgelegt: 

Schriftliche Prüfung:  3. November 2026 

Mündliche Prüfung:   9. November bis 13. November 2026 

Das Ansuchen um Zulassung zur fachlichen Eignungsprüfung hat der/die Prüfungswerber/in bis spätestens  

sechs Wochen vor dem jeweiligen Prüfungstermin beim Amt der Burgenländischen Landesregierung, Abtei-

lung 2, Hauptreferat Wirtschaft und Anlagen, 7000 Eisenstadt, einzubringen. 

Unter der Internetadresse 

http://www.e-government.bgld.gv.at/formulare  

kann ein Formblatt für das Ansuchen heruntergeladen werden. Weiters besteht die Möglichkeit das Ansuchen 

um Zulassung zur Prüfung mittels Online-Formular einzubringen. 

Dem Ansuchen um Zulassung zur Prüfung sind anzuschließen: 

1. die dem Nachweis des Vor- und Familiennamens dienenden Urkunden (Geburts- und Heiratsurkunde 
bzw. Meldebestätigung) 

2. der Nachweis über die Entrichtung der Prüfungsgebühr (Einzahlungsbestätigung), 
3. diverse Abschlusszeugnisse, Diplome (HAK, HAS, HTBLA, Studienabschlüsse, Unternehmerprüfungs-

zeugnis, Lehrabschlussprüfungszeugnisse in kaufmännischen Bereichen etc.) das heißt, bei entspre-
chendem schulischem Nachweis können dem/der Prüfungswerber/in Teile der in der Verordnung fest-
gelegten Sachgebiete sowohl der schriftlichen als auch der mündlichen Prüfung erlassen werden. 

Gemäß § 9 der BZP-VO hat der/die Prüfungswerber/in bei Antritt der schriftlichen und der mündlichen  

Prüfung seine Identität durch einen amtlichen Lichtbildausweis nachzuweisen. 

Der/Die Prüfungswerber/in hat gemäß § 13 Abs. 1 der BZP-VO als Kostenbeitrag zur Durchführung der  

Prüfung eine Gebühr von 12 vH des Gehaltes eines Bundesbediensteten der Dienstklasse V, Gehaltsstufe 2, 

einschließlich einer allfälligen Teuerungszulage, aufgerundet auf einen durch fünfzig teilbaren Eurobetrag, für 

die fachliche Eignungsprüfung an das Amt der Bgld. Landesregierung, 7000 Eisenstadt, auf das Konto bei der 

Bank Burgenland, IBAN: AT19 5100 0910 1300 1400, BIC: EHBBAT2E, zugunsten der VASt. 2-052005-8150 zu 

entrichten. 

Für die fachliche Eignungsprüfung ergibt dies derzeit einen Betrag von 425 Euro (Änderungen vorbehalten). 

Für den Landeshauptmann: 
Mag. Ozlsberger, BA 

http://www.e-government.bgld.gv.at/formulare
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Zahl: 2025-026.970-1/2 

175. Sonderwohnbauförderaktion 2026 - begünstigte Rückzahlung von  
Wohnbauförderdarlehen für Gemeinden, Unternehmen,  

private Bauträger und gemeinnützige Bauvereinigungen (Stand: Juni 2026) 

gemäß den Bestimmungen des Burgenländischen Wohnbauförderungsgesetzes 2018 - Bgld. WFG 2018,  

LGBl. Nr. 100/2024 

1. Rechtsgrundlagen 

Die gegenständliche Sonderförderrichtlinie wird im Rahmen des Burgenländischen Wohnbauförderungsge-

setzes 2018 - Bgld. WFG 2018 in der Fassung LGBl. Nr. 100/2024 erlassen. 

Soweit in dieser Richtlinie keine ausdrücklichen abweichenden Regelungen getroffen werden, sind die  

Bestimmungen des Burgenländischen Wohnbauförderungsgesetzes 2018 - Bgld. WFG 2018 in der Fassung 

LGBl. Nr. 100/2024 anzuwenden. 

2. Förderungsziel 

Ziel der Sonderförderungsaktion ist die nachhaltige Sicherung der Leistbarkeit von bereits angekauftem,  

saniertem oder errichtetem Wohnraum durch die Gewährung einer begünstigten Möglichkeit zur vorzeitigen 

Darlehensrückzahlung.  

3. Zielgruppe und Begünstigungsausmaß 

3.1. Umfasst von der Sonderförderungsaktion sind zum 1. Jänner 2026 endzugezählte Direktdarlehen des 

Landes Burgenland inklusive rückzahlbarer Zinszuschüsse im Rahmen von Kombidarlehen die im  

Rahmen der Wohnbauförderung des Landes Burgenland zugesichert wurden. Es darf keine Kündigung 

bzw. Fälligstellung des Darlehens wegen Nichteinhaltung der Förderbedingungen vorliegen. Das  

Darlehenskonto darf zum Zeitpunkt der Antragstellung noch nicht geschlossen sein. 

3.2. Auf Darlehen, die an Gemeinden vergeben wurden oder gegenüber Gemeinden bestehen, kann über 

Antrag der Darlehensnehmerin ein Nachlass von 25 % der zum Rückzahlungsstichtag aushaftenden 

Darlehensvaluta (inkl. etwaiger offener Mahn- und Betreibungskosten) gewährt werden. 

3.3. Auf Darlehen, die an Unternehmen oder private Bauträger vergeben wurden, kann über Antrag der 

Darlehensnehmerin ein Nachlass von 25 % der zum Rückzahlungsstichtag 30. Juni 2026 aushaftenden 

Darlehensvaluta (inkl. etwaiger offener Mahn- und Betreibungskosten) gewährt werden. 

3.4. Auf Darlehen, die gegenüber Gemeinnützigen Bauvereinigungen bestehen, kann über Antrag der  

Darlehensnehmerin ein Nachlass in folgender Höhe gewährt werden: 

• bei einer Restlaufzeit per 1. Jänner 2026 ≤ 5 Jahre (≤ 10 Halbjahresraten offen) wird ein Nachlass 

von 15 % der zum Rückzahlungsstichtag 30.06.2026 oder 30.09.2026, aushaftenden Darlehens- 

valuta (inkl. etwaiger offener Mahn- und Betreibungskosten) gewährt; 

• bei einer Restlaufzeit per 1. Jänner 2026 > 5 Jahre bis ≤ 17 Jahre (>10 bis ≤ 34 Halbjahresraten offen) 

wird ein Nachlass von 25 % der zum Rückzahlungsstichtag 30. Juni 2026 oder 30. September 2026 

aushaftenden Darlehensvaluta (inkl. etwaiger offener Mahn- und Betreibungskosten) gewährt; 

• bei einer Restlaufzeit per 1. Jänner 2026 > 17 Jahre (> 34 Halbjahresraten) wird ein Nachlass von 

35 % der zum Rückzahlungsstichtag 30. Juni 2026 oder 30. September 2026 aushaftenden  

Darlehensvaluta (inkl. etwaiger offener Mahn- und Betreibungskosten) gewährt;  
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Ein Nachlass kann nur unter folgenden Bedingungen gewährt werden: 

3.4.1. Durch den Nachlass im Rahmen der begünstigten Tilgung wird zumindest für die Dauer der fiktiven 

Restlaufzeit des zurückbezahlten Wohnbaudarlehens eine Vergünstigung des monatlichen Nutzungs-

entgelts (Miete) gegenüber dem vor der begünstigten Rückzahlung vorzuschreibenden monatlichen 

Nutzungsentgelt (Miete) bewirkt. Eine Steigerung des durch die begünstigte vorzeitige Darlehensrück-

zahlung gesenkten Annuitätendienstes des Nutzungsentgelts um bis zu 1,50 % pro Jahr ist zulässig. 

3.4.2. Erfolgt eine begünstigte Rückzahlung durch Eigenmittel der Gemeinnützigen Bauvereinigung, so hat 

der Eigenmitteleinsatz der Gemeinnützigen Bauvereinigung den Bestimmungen des § 14 WGG  

abzüglich mindestens 160 Basispunkten zu entsprechen. 

3.4.3. Erfolgt eine begünstigte Rückzahlung durch Aufnahme eines Bankdarlehens, so ist eine Fixverzinsung 

zu wählen und haben neben der Verzinsung auch die übrigen Finanzierungskonditionen angemessen 

und drittvergleichsfähig im Verhältnis zu dem gemeinnützigen, geförderten Wohnbau des Burgen- 

landes zu sein. 

3.4.4. Mietzinsbeschränkungen, die im Rahmen der ursprünglichen Förderzusicherung normiert wurden, 

bleiben bis zum Ende der fiktiven Darlehenslaufzeit bzw. für einen etwaigen darüberhinausgehenden 

längeren in der ursprünglichen Förderzusicherung genannten Zeitraum aufrecht. 

4. Antragstellung und Abwicklung der Sonderwohnbauförderungsaktion 

4.1. Nachlässe können über Antrag der Darlehensnehmerin bzw. des Darlehensnehmers ab 1. März 2026 

gewährt werden, wobei Anträge von Gemeinden, privaten Bauträgern und Unternehmen bis ein-

schließlich 31. Mai 2026 gestellt werden können. Anträge von Gemeinnützigen Bauvereinigungen  

können bis 31. August 2026 gestellt werden. Anträge sind beim Amt der Burgenländischen Landes-

regierung, Abteilung 9, Hauptreferat Wohnbauförderung, Europaplatz 1, 7000 Eisenstadt, per Post 

oder per E-Mail (darlehensverwaltung@bgld.gv.at) oder, sofern die technischen Möglichkeiten  

gegeben sind, per Onlineantrag einzubringen. 

4.2. Aufgrund des Antrags ergeht bei Erfüllung der Bedingungen der Sonderförderaktion nach Genehmi-

gung des zuständigen Mitglieds der Landesregierung schriftlich ein verbindliches Angebot für eine  

vorzeitige Rückzahlung mit Nachlass, aus dem der um den Nachlass verminderte Rückzahlungsbetrag 

hervorgeht. Die bis zu diesem Zeitpunkt fällig werdenden Annuitäten sind weiterhin zu leisten. Dieser 

verminderte Rückzahlungsbetrag muss binnen der festgelegten Zahlungsfrist am vom Land Burgenland 

bekanntgegeben Konto einlangen. Als späteste Zahlungsfrist und Rückzahlungsstichtag ist für Gemein-

den, private Bauträgern und Unternehmen der 30. Juni 2026 und für Gemeinnützige Bauvereinigungen 

nach Auswahl der Gemeinnützigen Bauvereinigung entweder der 30. Juni 2026 oder der 30. Septem-

ber 2026 festzulegen. Der Nachlass geht verloren, wenn die vorgeschriebene Zahlungsfrist nicht ein-

gehalten wird. 

4.3. Einlangende Teilbeträge gelten für den Fall, dass die Bedingungen für den Nachlass nicht erfüllt  

werden, als außerordentliche Teiltilgung des Wohnbauförderungsdarlehens und werden nicht zurück-

bezahlt. Zwischenzeitig nach Antragstellung bezahlte Annuitäten werden auf den begünstigten  

Rückzahlungsbetrag angerechnet. 

4.4. Der Nachlass wird mit dem fristgerechten Einlangen des gesamten Rückzahlungsbetrags am bekannt-

gegebenen Konto des Landes Burgenland wirksam.  

4.5. Nach vollständigem Ausgleich des Darlehenskontos erfolgt die Übermittlung der Löschungserklärung. 

Im Falle einer treuhändigen Abwicklung der Rückzahlung durch einen Notar oder Rechtsanwalt kann, 

mailto:darlehensverwaltung@bgld.gv.at
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wenn eine Treuhanderklärung vorgelegt wird, eine Löschungserklärung treuhändig zur Treuhandab-

wicklung der Rückzahlung und Lastenfreistellung übermittelt werden. Eine Einlösung der Forderung 

aus dem Wohnbauförderdarlehen im Wege einer Umfinanzierung mittels eines Konversionsdarlehens 

ist möglich. 

5. Sonstige Bestimmungen 

5.1. Das Land Burgenland als Förderungsgeber ist gemäß dem Bgld. WFG 2018 ermächtigt, alle im Antrag 

enthaltenen sowie die bei der Abwicklung und Kontrolle der Förderung sowie bei allfälligen Rück- 

forderungen anfallenden, die Förderungswerbenden betreffenden personenbezogenen Daten, zu  

verarbeiten. 

5.2.  Das Land Burgenland als Förderungsgeber ist weiters befugt, Daten gemäß § 10 Abs. 1 Bgld. WFG 2018 

im notwendigen Ausmaß zur Erfüllung von Berichtspflichten, für Kontrollzwecke oder zur statistischen 

Auswertung an Dritte, die zur Verschwiegenheit verpflichtet sind, zu übermitteln. 

5.3. Das Land Burgenland als Förderungsgeber ist befugt, im Rahmen der Förderungsabwicklung die ermit-

telten Daten an die Transparenzdatenbank im Sinne des Transparenzdatenbankgesetzes 2012 - TDBG 

2012 zu übermitteln und Daten, wenn sie zur Gewährung, Einstellung oder Rückforderung des  

Darlehens- bzw. Förderbetrages erforderlich sind, aus der Transparenzdatenbank abzufragen. 

5.4. Werden die Bedingungen, unter denen der Nachlass gemäß Pkt. 3.4 dieser Richtlinie gewährt wurde, 

nicht eingehalten, entfällt der Nachlass und ist der restliche nachgelassene Darlehensbetrag zur  

Zahlung fällig, wobei der fällige Betrag mit den in der Zusicherung festgelegten Verzugszinssatz verzinst 

wird. 

6. Duldungs- und Mitwirkungspflichten 

6.1. Den Organen des Amtes der Landesregierung, im folgenden Prüforgane genannt, ist das Betreten des 

Grundstückes, auf dem sich das geförderte Objekt befindet, zu gestatten. 

6.2. Die Prüforgane sind ermächtigt in Unterlagen, die für die Prüfung des zu fördernden Objektes als  

notwendig erachtet werden, Einsicht zu nehmen. 

6.3. Die Prüforgane können die zeitweilige Überlassung von Aufzeichnungen und Unterlagen verlangen 

und haben in diesem Fall deren Aushändigung der begünstigten Person(en) zu bestätigen. 

6.4. Bei der Prüfung hat eine geeignete und informierte Person anwesend zu sein, um Auskünfte zu erteilen 

und die erforderliche Unterstützung zu leisten. 

7. Inkrafttreten der Richtlinie und Laufzeit der Sonderförderungsaktion 

Die Förderrichtlinie tritt rückwirkend mit 1. März 2026 in Kraft und tritt mit 30. September 2026 wieder außer 

Kraft, wobei anhängige Förderfälle auch nach Außerkrafttreten der Förderrichtlinie abgewickelt werden  

können. Die Laufzeit der Sonderförderaktion beginnt mit 1. März 2026 und endet mit 30. September 2026. 

Für die Landesregierung: 
Der Landesrat: 
Mag. Dorner 
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176. Stellenausschreibung „Amtsleiter oder Amtsleiterin“ des Gemeindeamtes  
der Gemeinde Krensdorf. 

Gemäß § 18 in Verbindung mit dem 4b. Hauptstück des Bgld. Gemeindebedienstetengesetzes 2014,  

LGBl. Nr. 42/2014, in der geltenden Fassung, gelangt beim Gemeindeamt Krensdorf der Dienstposten einer 

Leiterin oder eines Leiters des Gemeindeamtes zur Ausschreibung. 

Einstufung:  

Entlohnungsschema av, Entlohnungsgruppe av5 

Beschäftigungsausmaß: 

100 %, d.s. 40 Wochenstunden  

Grundgehalt brutto: 

€ 5.619,80 (ohne Anrechnung von Vordienstzeiten) 

Das Aufgabengebiet umfasst die Besorgungen der der Gemeinde sowohl im eigenen als auch im übertrage-

nen Wirkungsbereich des Bundes und des Landes sowie im Bereich der Privatwirtschaftsverwaltung obliegen-

den Aufgaben sowie die Führung der Dienst- und Fachaufsicht über die übrigen Gemeindebediensteten, jeweils 

unter der Leitung und nach Weisung der zuständigen Gemeindeorgane. 

Die Leiterin oder der Leiter des Gemeindeamtes hat für einen gesetzmäßigen, einheitlichen sowie  

sparsamen, geregelten, wirtschaftlichen und zweckmäßigen Geschäftsgang in sämtlichen Geschäften der  

Gemeinde zu sorgen. 

Anstellungserfordernisse bzw. fachliche Voraussetzung: 

1. die österreichische Staatsbürgerschaft bzw. Mitglied eines EWR-Mitgliedsstaates oder unbeschränkter 
Zugang zum österr. Arbeitsmarkt  

2. die volle Handlungsfähigkeit  
3. die persönliche und fachliche Eignung für die Erfüllung der Aufgaben, die mit der vorgesehenen  

Verwendung verbunden sind, sowie die Erfüllung der in diesem Gesetz oder in besonderen Vor- 
schriften festgesetzten Bedingungen 

4. erfolgreich abgelegte Reifeprüfung an einer höheren Schule 
5. Kenntnisse und Erfahrungen im Bereich der Gemeindeverwaltung und der Mitarbeiterführung 
6. Erfolgreich abgelegte Gemeindeverwaltungsdienstprüfung für die Entlohnungsgruppe b/gv2/bv2 ist 

bis zur Bestellung durch den Gemeinderat nachzuweisen 

Die Stellenbewerbungen sind wie folgt zu belegen (in Kopie):  

• Lebenslauf 

• Geburtsurkunde  

• Staatsbürgerschaftsnachweis  

• allenfalls - Heiratsurkunde - Geburtsurkunde/n des/r Kindes/r 

• Strafregisterbescheinigung  

• bei männlichen Bewerbern: Wehrdienst-, Zivildienstbescheinigung bzw. Befreiungsschein 

Dienstantritt: 

1. November 2026 
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Die an den Gemeinderat zu richtenden Bewerbungen sind unter Beilage sämtlicher, in der Ausschreibung 

geforderter Unterlagen bis spätestens 14. August 2026, 12 Uhr beim ho. Gemeindeamt einzubringen.  

Unvollständig bzw. verspätet einlangende Bewerbungen werden nicht berücksichtigt. 

Der Bürgermeister: 
Izmenyi 

177. Landes-Rechenschaftsbericht - Bericht über Fördermittel und Spenden 2024  
der Sozialdemokratische Partei Österreichs - Landesgeschäftsstelle Burgenland  

7000 Eisenstadt, Permayerstrasse 2 

Inhaltsverzeichnis 

I. Auftrag und Auftragsdurchführung 

II. Prüfungsumfang 

III. Rechnungswesen und Jahresabschluss 

IV. Prüfungsergebnis 

Anlagen Allgemeine Auftragsbedingungen für Wirtschaftstreuhandberufe 

I. Auftrag und Auftragsdurchführung 

Die Sozialdemokratische Partei Österreichs, Landesgeschäftsstelle Burgenland mit Sitz in 7000 Eisenstadt, 

Permayerstraße 2 - vertreten durch Landesgeschäftsführer Herrn Kevin Friedl - hat uns beauftragt, die Auf-

zeichnungen und alle dazugehörigen Unterlagen für das Jahr 2024 im Sinne des Gesetzes vom 27. Juni 2024 

des Landes Burgenland für im Landtag vom Burgenland vertretene politische Parteien über die Förderungen 

der politischen Parteien und der parlamentarischen Tätigkeit im Burgenland (Burgenländisches Parteien  

Förderungsgesetz 2024 LGBL. Nr. 41/2024, zuletzt geändert durch LGBl. Nr. 53/2025) zu prüfen. 

Die Prüfung fand im September 2025 in unseren Büroräumlichkeiten und in den Räumlichkeiten der Sozial-

demokratischen Partei Österreichs, Landesgeschäftsstelle Burgenland, statt. Für die ordnungsgemäße Prüfung 

durch unsere Gesellschaft ist Herr Mag. Anton Androsch, Steuerberater und Wirtschaftsprüfer, zuständig. 

Die zur Durchführung der Prüfung benötigten Unterlagen wurden uns uneingeschränkt zur Verfügung  

gestellt. Darüber hinaus hat uns der Landesgeschäftsführer sowie die uns benannte Sachbearbeiterin des Rech-

nungswesens, Frau Susanne Bader, alle verlangten zusätzlichen Aufklärungen und Nachweise erbracht. 

Für die Prüfung wurden unter anderem folgende Unterlagen zur Verfügung gestellt: 

• Jahresabschluss zum 31. Dezember 2024 Finanzbuchhaltung 

• Verträge 

• Belege 

Für die Durchführung des Auftrags haben wir die Allgemeinen Auftragsbedingungen für Wirtschaftstreu-

handberufe (AAB WT, in der geltenden Fassung) als vereinbart, welche der Partei bekannt und diesem Bericht 

als Anlage beigelegt sind. 
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II. Prüfungsumfang 

Gemäß § 6 Abs. 1und 2 des Burgenländischen Parteien-Förderungsgesetzes haben die Landtagsparteien mit 

einem Landes-Rechenschaftsberichts über Fördermittel und Spenden im Sinne dieses Gesetzes Rechenschaft 

zu geben und über die widmungsgemäße Verwendung der Fördermittel und über erlangte Spenden genaue 

Aufzeichnungen zu führen. Der Landes-Rechenschaftsbericht ist von einer beeideten Wirtschaftsprüferin oder 

von einem beeideten Wirtschaftsprüfer zu prüfen und zu unterzeichnen. 

Die Aufzeichnungen im Sinne des Burgenländischen Parteienförderungsgesetzes 2024 sind im gegen- 

ständlichen Fall Teil der doppelten Buchhaltung der Landespartei und zahlenmäßig in deren Jahresabschluss 

zum 31. Dezember 2024 enthalten. Um den gesetzlichen Vorschriften zu entsprechen, wurde daher zusätzlich 

zur Belegprüfung und der Verbuchung der Geschäftsvorfälle auch der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2024 

der Landesgeschäftsstelle der Sozialdemokratischen Partei - soweit dies für den Nachweis der widmungs- 

gemäßen Verwendung der Förderungsmittel erforderlich war - in die Prüfung einbezogen. 

Unsere stichprobenweise durchgeführten Prüfungshandlungen umfassten unter anderem die Prüfung der 

ziffernmäßigen Übereinstimmung von Beleg und Buchung sowie die bestimmungsgemäße Verwendung der 

aufgrund des Burgenländischen Parteien-Förderungsgesetzes vereinnahmten Vollständigkeit Förderungsbei-

träge. Die des Jahresabschlusses (Erfassung sämtlicher Vermögensgegenstände und Schulden) wurde nicht  

geprüft. 

Nicht Gegenstand dieses Auftrages sind Prüfungshandlungen und Feststellungen nach anderen Gesichts-

punkten, etwa in Hinblick auf sonstige rechtliche Bestimmungen. 

III. Rechnungswesen und Jahresabschluss 

Die Hauptbuchhaltung der Partei wird auf einer EDV-Anlage mit dem Softwaresystem BMD geführt. 

Von der Ordnungsmäßigkeit der Buchführung sowie des Belegwesens haben wir uns durch stichprobenweise 

Belegprüfung sowie Einsichtnahme in die Buchhaltung und die sonstigen Aufzeichnungen überzeugt. Der  

Kontenplan berücksichtigt die Erfordernisse der Partei.  

Der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2024 wurde ordnungsgemäß aus der Buchhaltung entwickelt. Aufbau 

und Gliederung von Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung orientieren sich an den §§ 224 und 231 UGB, 

wobei in Teilbereichen auf die Belange der Partei Rücksicht genommen wurde. 

Der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2024 wurde durch den Landesparteivorstand und dem Landes- 

parteipräsidium am 13. Mai 2025 genehmigt. 
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2. Darstellung über die Verwendung von Spenden 

Die Sozialdemokratische Partei Österreichs, Landesgeschäftsstelle Burgenland hat im Geschäftsjahr 2024 

keine Spenden entgegengenommen. 
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IV. Prüfungsergebnis 

Wir haben den Rechenschaftsbericht der Sozialdemokratischen Partei Österreichs, Landesorganisation  

Burgenland, Eisenstadt, für das Kalenderjahr vom 1. Jänner 2024 bis zum 31. Dezember 2024 geprüft. 

Nach pflichtgemäßer Prüfung auf Grund der Bücher der politischen Partei sowie der von den Leitungs- 

organen oder den vertretungsbefugten Personen erteilten Aufklärungen und Nachweise entspricht der  

Rechenschaftsbericht in dem geprüften Umfang den Vorschriften des Burgenländischen Parteien-Förderungs-

gesetzes 2024. 

Aufgrund des Ergebnisses unserer Prüfung und unter Hinweis auf den im Abschnitt II dargestellten Prüfungs-

umfang stellen wir zusammenfassend fest, dass die aufgrund des Burgenländischen Parteien-Förderungs- 

gesetzes vorgeschriebenen Aufzeichnungen ordnungsgemäß geführt werden und rechnerisch richtig sind. 

Unsere Prüfung hat ergeben, dass die Sozialdemokratische Partei Österreichs, Landesgeschäftsstelle Burgen-

land, die gemäß § 1 des Burgenländischen Parteien Förderungsgesetzes gewährten Förderungen für das Jahr 

2024 im Betrag von EUR 1.526.932,85 (iVj EUR 1.538.176,29) im Sinne der Vorschriften dieses Gesetzes  

verwendet hat. 

Darüber hinaus können wir bestätigen, dass die Landesgeschäftsstelle im Jahr 2024 keine Spenden erhalten 

hat. 

Grundlage für den Prüfungsvermerk 

Wir haben unsere Prüfung des Rechenschaftsberichts in Übereinstimmung mit den österreichischen Grund-

sätzen ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Diese Grundsätze erfordern die Anwendung der  

International Standards on Auditing (ISA), im Speziellen ISA 805 (Revised). Unsere Verantwortlichkeiten nach 

diesen Grundsätzen und Standards sind im Abschnitt „Verantwortlichkeiten des Wirtschaftsprüfers für die  

Prüfung des Landes-Rechenschaftsberichts“ weitergehend beschrieben. 

Wir sind von der Partei unabhängig in Übereinstimmung mit den Bestimmungen des Parteiengesetzes und 

berufsrechtlichen Vorschriften, und wir haben unsere sonstigen beruflichen Pflichten in Übereinstimmung mit 

diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise  

ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unseren Prüfungsvermerk zu dienen. 

Verantwortlichkeiten des Leitungsorgans für den Landes-Rechenschaftsbericht 

Das Leitungsorgan der Partei ist verantwortlich für die Aufstellung des Landes Rechenschaftsberichts und 

dafür, dass dieser in Übereinstimmung mit den Vorschriften des Burgenländischen Parteien-Förderungsge- 

setzes aufgestellt wird. Ferner ist das Leitungsorgan verantwortlich für die internen Kontrollen, die es als not-

wendig erachtet, um die Aufstellung eines Landes-Rechenschaftsberichts zu ermöglichen, der frei von  

wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten falschen Darstellungen ist. 

Das Leitungsorgan der Partei ist auch verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses 

der Partei. 

Verantwortlichkeiten des Wirtschaftsprüfers für die Prüfung des Landes Rechenschaftsberichts  

Unsere Ziele sind, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Landes Rechenschaftsbericht als  

Ganzes frei von wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - falschen Darstellungen ist, und einen 

Prüfungsvermerk zu erteilen. Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie 

dafür, dass eine in Übereinstimmung mit den österreichischen Grundsätzen ordnungsmäßiger Abschluss- 

prüfung, die die Anwendung der ISA erfordern, durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung, 
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falls eine solche vorliegt, stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus dolosen Handlungen oder Irrtümern 

resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn von ihnen einzeln oder insgesamt vernünftigerweise 

erwartet werden könnte, dass sie die auf der Grundlage dieses Landes-Rechenschaftsberichts getroffenen  

Entscheidungen der Adressaten des Rechenschaftsberichts beeinflussen. 

In Übereinstimmung mit den österreichischen Grundsätzen ordnungsmäßiger Abschlussprüfung, die die  

Anwendung der ISA erfordern, üben wir während der gesamten Prüfung pflichtgemäßes Ermessen aus und 

bewahren eine kritische Grundhaltung. 

Darüber hinaus gilt: 

Wir identifizieren und beurteilen die Risiken wesentlicher - beabsichtigter oder unbeabsichtigter - falscher 

Darstellungen im Landes-Rechenschaftsbericht, planen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken, 

führen sie durch und erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für 

unseren Prüfungsvermerk zu dienen. Das Risiko, dass aus dolosen Handlungen resultierende wesentliche  

falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist höher als ein aus Irrtümern resultierendes, da dolose Hand-

lungen betrügerisches Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende  

Darstellungen oder das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können. 

Wir gewinnen ein Verständnis von dem für die Prüfung des Landesrechenschaftsberichts relevanten internen 

Kontrollsystem, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umständen angemessen sind, 

jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit des internen Kontrollsystems der Partei  

abzugeben. 

Wir beurteilen die Angemessenheit der vom Leitungsorgan angewandten Rechnungslegungsmethoden  

sowie die Vertretbarkeit der vom Leitungsorgan gegebenenfalls näherungsweise ermittelten Werte im Landes-

Rechenschaftsbericht. Wir beurteilen die Gesamtdarstellung, den Aufbau und die rechnerische Richtigkeit des 

Landes-Rechenschaftsberichts sowie ob der Landes-Rechenschaftsbericht die zugrunde liegenden Geschäfts-

vorfälle und Ereignisse in einer Weise wiedergibt, dass ein möglichst getreues Bild erreicht wird. 

Aufgrund der begrenzten Befugnisse als Wirtschaftsprüfer können wir nur Sachverhalte überprüfen, welche 

in den Systemen der Partei erfasst sind bzw. uns durch Vertreter der Partei bekannt gegeben wurden.  

Spendensachverhalte, welche vollständig außerhalb der Erfassung der Partei liegen, wie etwa durch Dritte oder 

Beteiligungsunternehmen der Partei beauftragte und bezahlte Fremdleistungen zugunsten der Partei, können 

durch die Partei und in der Folge durch unsere Prüfung nur dann erfasst werden, wenn sie durch Hinweisgeber 

bekannt geworden und (oder durch Gerichtsurteile hinsichtlich ihrer Zuordnung zur Partei bestätigt worden 

sind. Unsere Prüfungsbefugnis erstreckt sich ausschließlich auf Systeme und Unterlagen der Partei, nicht aber 

auf in Systemen Dritter erfasste Informationen und Unterlagen. 

Weiters ist anzumerken, dass nur offensichtlich nicht vertretbare Rechtsansichten der Partei im Zusammen-

hang mit der Erstellung des Landes-Rechenschaftsberichts im Prüfungsvermerk entsprechenden Niederschlag 

finden müssen. Dies gilt insbesondere für noch nicht ausjudizierte Rechtsstreitigkeiten zwischen der Partei und 

dem Rechnungshof. 

Unsere Verantwortlichkeit und Haftung ist analog zu § 275 Abs 2 UGB gegenüber der Partei und auch gegen-

über Dritten mit insgesamt 2 Millionen Euro begrenzt. 

Wien, 25. September 2025 
ANA Wirtschaftsprüfungs und Steuerberatungs GmbH 

Mag. Androsch 
Steuerberater und Wirtschaftsprüfer 
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Allgemeine Auftragsbedingungen für Wirtschaftstreuhandberufe (AAB 2018) 

Zur Verfügung gestellt vom Vorstand der Kammer der Steuerberater:innen und Wirtschaftsprüfer:innen  

Präambel und Allgemeines  

(1) Auftrag im Sinne dieser Bedingungen meint jeden Vertrag über vom zur Ausübung eines Wirtschaftstreu-

handberufes Berechtigten in Ausübung dieses Berufes zu erbringende Leistungen (sowohl faktische Tätigkeiten 

als auch die Besorgung oder Durchführung von Rechtsgeschäften oder Rechtshandlungen, jeweils im Rahmen 

der §§ 2 oder 3 Wirtschaftstreuhandberufsgesetz 2017 (WTBG 2017). Die Parteien des Auftrages werden in 

Folge zum einen „Auftragnehmer“, zum anderen „Auftraggeber“ genannt).  

(2) Diese Allgemeinen Auftragsbedingungen für Wirtschaftstreuhandberufe gliedern sich in zwei Teile:  

Die Auftragsbedingungen des I. Teiles gelten für Aufträge, bei denen die Auftragserteilung zum Betrieb des 

Unternehmens des Auftraggebers (Unternehmer iSd KSchG) gehört. Für Verbrauchergeschäfte gemäß  

Konsumentenschutzgesetz (Bundesgesetz vom 8. März 1979/BGBl Nr.140 in der derzeit gültigen Fassung)  

gelten sie insoweit der II. Teil keine abweichenden Bestimmungen für diese enthält.  

(3) Im Falle der Unwirksamkeit einer einzelnen Bestimmung ist diese durch eine wirksame, die dem ange-

strebten Ziel möglichst nahekommt, zu ersetzen. 

I. Teil  

1. Umfang und Ausführung des Auftrages  

(1) Der Umfang des Auftrages ergibt sich in der Regel aus der schriftlichen Auftragsvereinbarung zwischen 

Auftraggeber und Auftragnehmer. Fehlt diesbezüglich eine detaillierte schriftliche Auftragsvereinbarung gilt 

im Zweifel (2)-(4):  

(2) Bei Beauftragung mit Steuerberatungsleistungen umfasst die Beratungstätigkeit folgende Tätigkeiten:  

a) Ausarbeitung der Jahressteuererklärungen für die Einkommen- oder Körperschaftsteuer sowie  

Umsatzsteuer und zwar auf Grund der vom Auftraggeber vorzulegenden oder (bei entsprechender 

Vereinbarung) vom Auftragnehmer erstellten Jahresabschlüsse und sonstiger, für die Besteuerung  

erforderlichen Aufstellungen und Nachweise. Wenn nicht ausdrücklich anders vereinbart, sind die für 

die Besteuerung erforderlichen Aufstellungen und Nachweise vom Auftraggeber beizubringen.  

b) Prüfung der Bescheide zu den unter a) genannten Erklärungen.  

c) Verhandlungen mit den Finanzbehörden im Zusammenhang mit den unter a) und b) genannten  

Erklärungen und Bescheiden.  

d) Mitwirkung bei Betriebsprüfungen und Auswertung der Ergebnisse von Betriebsprüfungen hinsichtlich 

der unter a) genannten Steuern.  

e) Mitwirkung im Rechtsmittelverfahren hinsichtlich der unter a) genannten Steuern.  

Erhält der Auftragnehmer für die laufende Steuerberatung ein Pauschalhonorar, so sind mangels  

anderweitiger schriftlicher Vereinbarungen die unter d) und e) genannten Tätigkeiten gesondert zu  

honorieren.  

(3) Soweit die Ausarbeitung von einer oder mehreren Jahressteuererklärung(en) zum übernommenen  

Auftrag zählt, gehört dazu nicht die Überprüfung etwaiger besonderer buchmäßiger Voraussetzungen sowie 

die Prüfung, ob alle in Betracht kommenden insbesondere umsatzsteuerrechtlichen Begünstigungen  

wahrgenommen worden sind, es sei denn, hierüber besteht eine nachweisliche Beauftragung.  
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(4) Die Verpflichtung zur Erbringung anderer Leistungen gemäß §§ 2 und 3 WTBG 2017 bedarf jedenfalls 

nachweislich einer gesonderten Beauftragung.  

(5) Vorstehende Absätze (2) bis (4) gelten nicht bei Sachverständigentätigkeit. 

(6) Es bestehen keinerlei Pflichten des Auftragnehmers zur Leistungserbringung, Warnung oder Aufklärung 

über den Umfang des Auftrages hinaus.  

(7) Der Auftragnehmer ist berechtigt, sich zur Durchführung des Auftrages geeigneter Mitarbeiter und  

sonstiger Erfüllungsgehilfen (Subunternehmer) zu bedienen, als auch sich bei der Durchführung des Auftrages 

durch einen Berufsbefugten substituieren zu lassen. Mitarbeiter im Sinne dieser Bedingungen meint alle  

Personen, die den Auftragnehmer auf regelmäßiger oder dauerhafter Basis bei seiner betrieblichen Tätigkeit 

unterstützen, unabhängig von der Art der rechtsgeschäftlichen Grundlage.  

(8) Der Auftragnehmer hat bei der Erbringung seiner Leistungen ausschließlich österreichisches Recht zu  

berücksichtigen; ausländisches Recht ist nur bei ausdrücklicher schriftlicher Vereinbarung zu berücksichtigen. 

(9) Ändert sich die Rechtslage nach Abgabe der abschließenden schriftlichen als auch mündlichen beruflichen 

Äußerung, so ist der Auftragnehmer nicht verpflichtet, den Auftraggeber auf Änderungen oder sich daraus 

ergebende Folgen hinzuweisen. Dies gilt auch für in sich abgeschlossene Teile eines Auftrages.  

(10) Der Auftraggeber ist verpflichtet dafür Sorge zu tragen, dass die von ihm zur Verfügung gestellten Daten 

vom Auftragnehmer im Rahmen der Leistungserbringung verarbeitet werden dürfen. Diesbezüglich hat der 

Auftraggeber insbesondere aber nicht ausschließlich die anwendbaren datenschutz- und arbeitsrechtlichen 

Bestimmungen zu beachten.  

(11) Bringt der Auftragnehmer bei einer Behörde ein Anbringen elektronisch ein, so handelt er - mangels 

ausdrücklicher gegenteiliger Vereinbarung - lediglich als Bote und stellt dies keine ihm oder einem einreichend 

Bevollmächtigten zurechenbare Willens- oder Wissenserklärung dar.  

(12) Der Auftraggeber verpflichtet sich, Personen, die während des Auftragsverhältnisses Mitarbeiter des 

Auftragnehmers sind oder waren, während und binnen eines Jahres nach Beendigung des Auftragsverhältnis-

ses nicht in seinem Unternehmen oder in einem ihm nahestehenden Unternehmen zu beschäftigen, widrigen-

falls er sich zur Bezahlung eines Jahresbezuges des übernommenen Mitarbeiters an den Auftragnehmer  

verpflichtet.  

2. Aufklärungspflicht des Auftraggebers; Vollständigkeitserklärung  

(1) Der Auftraggeber hat dafür zu sorgen, dass dem Auftragnehmer auch ohne dessen besondere  

Aufforderung alle für die Ausführung des Auftrages notwendigen Unterlagen zum vereinbarten Termin und in  

Ermangelung eines solchen rechtzeitig in geeigneter Form vorgelegt werden und ihm von allen Vorgängen und 

Umständen Kenntnis gegeben wird, die für die Ausführung des Auftrages von Bedeutung sein können. Dies gilt 

auch für die Unterlagen, Vorgänge und Umstände, die erst während der Tätigkeit des Auftragnehmers bekannt 

werden.  

(2) Der Auftragnehmer ist berechtigt, die ihm erteilten Auskünfte und übergebenen Unterlagen des Auftrag-

gebers, insbesondere Zahlenangaben, als richtig und vollständig anzusehen und dem Auftrag zu Grunde zu 

legen. Der Auftragnehmer ist ohne gesonderten schriftlichen Auftrag nicht verpflichtet, Unrichtigkeiten fest zu 

stellen. Insbesondere gilt dies auch für die Richtigkeit und Vollständigkeit von Rechnungen. Stellt er allerdings 

Unrichtigkeiten fest, so hat er dies dem Auftraggeber bekannt zu geben. Er hat im Finanzstrafverfahren die 

Rechte des Auftraggebers zu wahren.  
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(3) Der Auftraggeber hat dem Auftragnehmer die Vollständigkeit der vorgelegten Unterlagen sowie der  

gegebenen Auskünfte und Erklärungen im Falle von Prüfungen, Gutachten und Sachverständigentätigkeit 

schriftlich zu bestätigen. 

(4) Wenn bei der Erstellung von Jahresabschlüssen und anderen Abschlüssen vom Auftraggeber erhebliche 

Risiken nicht bekannt gegeben worden sind, bestehen für den Auftragnehmer insoweit diese Risiken schlagend 

werden keinerlei Ersatzpflichten.  

(5) Vom Auftragnehmer angegebene Termine und Zeitpläne für die Fertigstellung von Produkten des Auf-

tragnehmers oder Teilen davon sind bestmögliche Schätzungen und, sofern nicht anders schriftlich vereinbart, 

nicht bindend. Selbiges gilt für etwaige Honorarschätzungen: diese werden nach bestem Wissen erstellt; sie 

sind jedoch stets unverbindlich.  

(6) Der Auftraggeber hat dem Auftragnehmer jeweils aktuelle Kontaktdaten (insbesondere Zustelladresse) 

bekannt zu geben. Der Auftragnehmer darf sich bis zur Bekanntgabe neuer Kontaktdaten auf die Gültigkeit der 

zuletzt vom Auftraggeber bekannt gegebenen Kontaktdaten verlassen, insbesondere Zustellung an die zuletzt 

bekannt gegebene Adresse vornehmen lassen. 

3. Sicherung der Unabhängigkeit  

(1) Der Auftraggeber ist verpflichtet, alle Vorkehrungen zu treffen, um zu verhindern, dass die  

Unabhängigkeit der Mitarbeiter des Auftragnehmers gefährdet wird, und hat selbst jede Gefährdung dieser  

Unabhängigkeit zu unterlassen. Dies gilt insbesondere für Angebote auf Anstellung und für Angebote, Aufträge 

auf eigene Rechnung zu übernehmen.  

(2) Der Auftraggeber nimmt zur Kenntnis, dass seine hierfür notwendigen personenbezogenen Daten sowie 

Art und Umfang inklusive Leistungszeitraum der zwischen Auftragnehmer und Auftraggeber vereinbarten  

Leistungen (sowohl Prüfungs- als auch Nichtprüfungsleistungen) zum Zweck der Überprüfung des Vorliegens 

von Befangenheits- oder Ausschließungsgründen und Interessenkollisionen in einem allfälligen Netzwerk, dem 

der Auftragnehmer angehört, verarbeitet und zu diesem Zweck an die übrigen Mitglieder dieses Netzwerkes 

auch ins Ausland übermittelt werden. Hierfür entbindet der Auftraggeber den Auftragnehmer nach dem  

Datenschutzgesetz und gemäß § 80 Abs 4 Z 2 WTBG 2017 ausdrücklich von dessen Verschwiegenheitspflicht. 

Der Auftraggeber kann die Entbindung von der Verschwiegenheitspflicht jederzeit widerrufen.  

4. Berichterstattung und Kommunikation  

(1) (Berichterstattung durch den Auftragnehmer) Bei Prüfungen und Gutachten ist, soweit nichts anderes 

vereinbart wurde, ein schriftlicher Bericht zu erstatten.  

(2) (Kommunikation an den Auftraggeber) Alle auftragsbezogenen Auskünfte und Stellungnahmen, ein-

schließlich Berichte, (allesamt Wissenserklärungen) des Auftragnehmers, seiner Mitarbeiter, sonstiger  

Erfüllungsgehilfen oder Substitute („berufliche Äußerungen“) sind nur dann verbindlich, wenn sie schriftlich 

erfolgen. Berufliche Äußerungen in elektronischen Dateiformaten, welche per Fax oder E-Mail oder unter  

Verwendung ähnlicher Formen der elektronischen Kommunikation (speicher- und wiedergabefähig und nicht 

mündlich d.h. zB SMS aber nicht Telefon) erfolgen, übermittelt oder bestätigt werden, gelten als schriftlich; 

dies gilt ausschließlich für berufliche Äußerungen. Das Risiko der Erteilung der beruflichen Äußerungen durch 

dazu Nichtbefugte und das Risiko der Übersendung dieser trägt der Auftraggeber.  

(3) (Kommunikation an den Auftraggeber) Der Auftraggeber stimmt hiermit zu, dass der Auftragnehmer 

elektronische Kommunikation mit dem Auftraggeber (zB via E-Mail) in unverschlüsselter Form vornimmt. Der 

Auftraggeber erklärt, über die mit der Verwendung elektronischer Kommunikation verbundenen Risiken  

(insbesondere Zugang, Geheimhaltung, Veränderung von Nachrichten im Zuge der Übermittlung) informiert zu 
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sein. Der Auftragnehmer, seine Mitarbeiter, sonstigen Erfüllungsgehilfen oder Substitute haften nicht für  

Schäden, die durch die Verwendung elektronischer Kommunikationsmittel verursacht werden.  

(4) (Kommunikation an den Auftragnehmer) Der Empfang und die Weiterleitung von Informationen an den 

Auftragnehmer und seine Mitarbeiter sind bei Verwendung von Telefon - insbesondere in Verbindung mit  

automatischen Anrufbeantwortungssystemen, Fax, E-Mail und anderen Formen der elektronischen Kommuni-

kation - nicht immer sichergestellt. Aufträge und wichtige Informationen gelten daher dem Auftragnehmer nur 

dann als zugegangen, wenn sie auch physisch (nicht (fern-)mündlich oder elektronisch) zugegangen sind, es sei 

denn, es wird im Einzelfall der Empfang ausdrücklich bestätigt. Automatische Übermittlungs- und Lese- 

bestätigungen gelten nicht als solche ausdrücklichen Empfangsbestätigungen. Dies gilt insbesondere für die 

Übermittlung von Bescheiden und anderen Informationen über Fristen. Kritische und wichtige Mitteilungen 

müssen daher per Post oder Kurier an den Auftragnehmer gesandt werden. Die Übergabe von Schriftstücken 

an Mitarbeiter außerhalb der Kanzlei gilt nicht als Übergabe.  

(5) (Allgemein) Schriftlich meint insoweit in Punkt 4 (2) nicht anderes bestimmt, Schriftlichkeit iSd § 886 ABGB 

(Unterschriftlichkeit). Eine fortgeschrittene elektronische Signatur (Art. 26 eIDAS VO, (EU) Nr. 910/2014) erfüllt 

das Erfordernis der Schriftlichkeit iSd § 886 ABGB (Unterschriftlichkeit), soweit dies innerhalb der Parteiendis-

position liegt.  

(6) (Werbliche Information) Der Auftragnehmer wird dem Auftraggeber wiederkehrend allgemeine steuer-

rechtliche und allgemeine wirtschaftsrechtliche Informationen elektronisch (zB per E-Mail) übermitteln. Der 

Auftraggeber nimmt zur Kenntnis, dass er das Recht hat, der Zusendung von Direktwerbung jederzeit zu  

widersprechen. 

5. Schutz des geistigen Eigentums des Auftragnehmers  

(1) Der Auftraggeber ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass die im Rahmen des Auftrages vom Auftragnehmer 

erstellten Berichte, Gutachten, Organisationspläne, Entwürfe, Zeichnungen, Berechnungen und dergleichen 

nur für Auftragszwecke (zB gemäß § 44 Abs 3 EStG 1988) verwendet werden. Im Übrigen bedarf die Weitergabe 

schriftlicher als auch mündlicher beruflicher Äußerungen des Auftragnehmers an einen Dritten zur  

Nutzung der schriftlichen Zustimmung des Auftragnehmers. 

(2) Die Verwendung schriftlicher als auch mündlicher beruflicher Äußerungen des Auftragnehmers zu  

Werbezwecken ist unzulässig; ein Verstoß berechtigt den Auftragnehmer zur fristlosen Kündigung aller noch 

nicht durchgeführten Aufträge des Auftraggebers.  

(3) Dem Auftragnehmer verbleibt an seinen Leistungen das Urheberrecht. Die Einräumung von Werk- 

nutzungsbewilligungen bleibt der schriftlichen Zustimmung des Auftragnehmers vorbehalten.  

6. Mängelbeseitigung  

(1) Der Auftragnehmer ist berechtigt und verpflichtet, nachträglich hervorkommende Unrichtigkeiten und 

Mängel in seiner schriftlichen als auch mündlichen beruflichen Äußerung zu beseitigen, und verpflichtet, den 

Auftraggeber hiervon unverzüglich zu verständigen. Er ist berechtigt, auch über die ursprüngliche berufliche 

Äußerung informierte Dritte von der Änderung zu verständigen.  

(2) Der Auftraggeber hat Anspruch auf die kostenlose Beseitigung von Unrichtigkeiten, sofern diese durch 

den Auftragnehmer zu vertreten sind; dieser Anspruch erlischt sechs Monate nach erbrachter Leistung des 

Auftragnehmers bzw. - falls eine schriftliche berufliche Äußerung nicht abgegeben wird - sechs Monate nach 

Beendigung der beanstandeten Tätigkeit des Auftragnehmers.  

(3) Der Auftraggeber hat bei Fehlschlägen der Nachbesserung etwaiger Mängel Anspruch auf Minderung. 

Soweit darüber hinaus Schadenersatzansprüche bestehen, gilt Punkt 7.  
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7. Haftung  

(1) Sämtliche Haftungsregelungen gelten für alle Streitigkeiten im Zusammenhang mit dem Auftragsver- 

hältnis, gleich aus welchem Rechtsgrund. Der Auftragnehmer haftet für Schäden im Zusammenhang mit dem 

Auftragsverhältnis (einschließlich dessen Beendigung) nur bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit. Die  

Anwendbarkeit des § 1298 Satz 2 ABGB wird ausgeschlossen.  

(2) Im Falle grober Fahrlässigkeit beträgt die Ersatzpflicht des Auftragnehmers höchstens das zehnfache der 

Mindestversicherungssumme der Berufshaftpflichtversicherung gemäß § 11 Wirtschaftstreuhandberufsgesetz 

2017 (WTBG 2017) in der jeweils geltenden Fassung.  

(3) Die Beschränkung der Haftung gemäß Punkt 7 (2) bezieht sich auf den einzelnen Schadensfall. Der  

einzelne Schadensfall umfasst sämtliche Folgen einer Pflichtverletzung ohne Rücksicht darauf, ob Schäden in  

einem oder in mehreren aufeinander folgenden Jahren entstanden sind. Dabei gilt mehrfaches auf gleicher 

oder gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen als eine einheitliche Pflichtverletzung, wenn 

die betreffenden Angelegenheiten miteinander in rechtlichem und wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. 

Ein einheitlicher Schaden bleibt ein einzelner Schadensfall, auch wenn er auf mehreren Pflichtverletzungen 

beruht. Weiters ist, außer bei vorsätzlicher Schädigung, eine Haftung des Auftragnehmers für entgangenen 

Gewinn sowie Begleit-, Folge-, Neben- oder ähnliche Schäden, ausgeschlossen.  

(4) Jeder Schadenersatzanspruch kann nur innerhalb von sechs Monaten nachdem der oder die Anspruchs-

berechtigten von dem Schaden Kenntnis erlangt haben, spätestens aber innerhalb von drei Jahren ab Eintritt 

des (Primär)Schadens nach dem anspruchsbegründenden Ereignis gerichtlich geltend gemacht werden, sofern 

nicht in gesetzlichen Vorschriften zwingend andere Verjährungsfristen festgesetzt sind. 

(5) Im Falle der (tatbestandsmäßigen) Anwendbarkeit des § 275 UGB gelten dessen Haftungsnormen auch 

dann, wenn an der Durchführung des Auftrages mehrere Personen beteiligt gewesen oder mehrere zum Ersatz 

verpflichtende Handlungen begangen worden sind und ohne Rücksicht darauf, ob andere Beteiligte vorsätzlich 

gehandelt haben.  

(6) In Fällen, in denen ein förmlicher Bestätigungsvermerk erteilt wird, beginnt die Verjährungsfrist  

spätestens mit Erteilung des Bestätigungsvermerkes zu laufen.  

(7) Wird die Tätigkeit unter Einschaltung eines Dritten, zB eines Daten verarbeitenden Unternehmens, durch-

geführt, so gelten mit Benachrichtigung des Auftraggebers darüber nach Gesetz oder Vertrag be- oder entste-

hende Gewährleistungs- und Schadenersatzansprüche gegen den Dritten als an den Auftraggeber abgetreten. 

Der Auftragnehmer haftet, unbeschadet Punkt 4. (3), diesfalls nur für Verschulden bei der Auswahl des Dritten.  

(8) Eine Haftung des Auftragnehmers Dritten gegenüber ist in jedem Fall ausgeschlossen. Geraten Dritte mit 

der Arbeit des Auftragnehmers wegen des Auftraggebers in welcher Form auch immer in Kontakt hat der Auf-

traggeber diese über diesen Umstand ausdrücklich aufzuklären. Soweit ein solcher Haftungsausschluss  

gesetzlich nicht zulässig ist oder eine Haftung gegenüber Dritten vom Auftragnehmer ausnahmsweise über-

nommen wurde, gelten subsidiär diese Haftungsbeschränkungen jedenfalls auch gegenüber Dritten. Dritte 

können jedenfalls keine Ansprüche stellen, die über einen allfälligen Anspruch des Auftraggebers hinausgehen. 

Die Haftungshöchstsumme gilt nur insgesamt einmal für alle Geschädigten, einschließlich der Ersatzansprüche 

des Auftraggebers selbst, auch wenn mehrere Personen (der Auftraggeber und ein Dritter oder auch mehrere 

Dritte) geschädigt worden sind; Geschädigte werden nach ihrem Zuvorkommen befriedigt. Der Auftraggeber 

wird den Auftragnehmer und dessen Mitarbeiter von sämtlichen Ansprüchen Dritter im Zusammenhang mit 

der Weitergabe schriftlicher als auch mündlicher beruflicher Äußerungen des Auftragnehmers an diese  

Dritte schad- und klaglos halten. 
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(9) Punkt 7 gilt auch für allfällige Haftungsansprüche des Auftraggebers im Zusammenhang mit dem Auf-

tragsverhältnis gegenüber Dritten (Erfüllungs- und Besorgungsgehilfen des Auftragnehmers) und den  

Substituten des Auftragnehmers. 

8. Verschwiegenheitspflicht, Datenschutz  

(1) Der Auftragnehmer ist gemäß § 80 WTBG 2017 verpflichtet, über alle Angelegenheiten, die ihm im  

Zusammenhang mit seiner Tätigkeit für den Auftraggeber bekannt werden, Stillschweigen zu bewahren, es sei 

denn, dass der Auftraggeber ihn von dieser Schweigepflicht entbindet oder gesetzliche Äußerungspflichten 

entgegen stehen. 

(2) Soweit es zur Verfolgung von Ansprüchen des Auftragnehmers (insbesondere Ansprüche auf Honorar) 

oder zur Abwehr von Ansprüchen gegen den Auftragnehmer (insbesondere Schadenersatzansprüche des Auf-

traggebers oder Dritter gegen den Auftragnehmer) notwendig ist, ist der Auftragnehmer von seiner beruflichen 

Verschwiegenheitspflicht entbunden. 

(3) Der Auftragnehmer darf Berichte, Gutachten und sonstige schriftliche berufliche Äußerungen über die 

Ergebnisse seiner Tätigkeit Dritten nur mit Einwilligung des Auftraggebers aushändigen, es sei denn, dass eine 

gesetzliche Verpflichtung hierzu besteht. 

(4) Der Auftragnehmer ist datenschutzrechtlich Verantwortlicher im Sinne der Datenschutz-Grundver- 

ordnung („DSGVO“) hinsichtlich aller im Rahmen des Auftrages verarbeiteter personenbezogenen Daten. Der 

Auftragnehmer ist daher befugt, ihm anvertraute personenbezogene Daten im Rahmen der Grenzen des  

Auftrages zu verarbeiten. Dem Auftragnehmer überlassene Materialien (Papier und Datenträger) werden 

grundsätzlich nach Beendigung der diesbezüglichen Leistungserbringung dem Auftraggeber oder an vom  

Auftraggeber namhaft gemachte Dritte übergeben oder wenn dies gesondert vereinbart ist vom Auftrag- 

nehmer verwahrt oder vernichtet. Der Auftragnehmer ist berechtigt Kopien davon aufzubewahren soweit er 

diese zur ordnungsgemäßen Dokumentation seiner Leistungen benötigt oder es rechtlich geboten oder  

berufsüblich ist.  

(5) Sofern der Auftragnehmer den Auftraggeber dabei unterstützt, die den Auftraggeber als datenschutz-

rechtlich Verantwortlichen treffenden Pflichten gegenüber Betroffenen zu erfüllen, so ist der Auftragnehmer 

berechtigt, den entstandenen tatsächlichen Aufwand an den Auftraggeber zu verrechnen. Gleiches gilt, für den 

Aufwand der für Auskünfte im Zusammenhang mit dem Auftragsverhältnis anfällt, die nach Entbindung von 

der Verschwiegenheitspflicht durch den Auftraggeber gegenüber Dritten diesen Dritten erteilt werden. 

9. Rücktritt und Kündigung („Beendigung“)  

(1) Die Erklärung der Beendigung eines Auftrags hat schriftlich zu erfolgen (siehe auch Punkt. 4 (4) und (5)). 

Das Erlöschen einer bestehenden Vollmacht bewirkt keine Beendigung des Auftrags.  

(2) Soweit nicht etwas anderes schriftlich vereinbart oder gesetzlich zwingend vorgeschrieben ist, können 

die Vertragspartner den Vertrag jederzeit mit sofortiger Wirkung beendigen. Der Honoraranspruch bestimmt 

sich nach Punkt 11.  

(3) Ein Dauerauftrag (befristeter oder unbefristeter Auftrag über, wenn auch nicht ausschließlich, die  

Erbringung wiederholter Einzelleistungen, auch mit Pauschalvergütung) kann allerdings, soweit nichts anderes 

schriftlich vereinbart ist, ohne Vorliegen eines wichtigen Grundes nur unter Einhaltung einer Frist von drei 

Monaten („Beendigungsfrist“) zum Ende eines Kalendermonats beendet werden.  

(4) Nach Erklärung der Beendigung eines Dauerauftrags - sind, soweit im Folgenden nicht abweichend  

bestimmt, nur jene einzelnen Werke vom Auftragnehmer noch fertigzustellen (verbleibender Auftragsstand), 
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deren vollständige Ausführung innerhalb der Beendigungsfrist (grundsätzlich) möglich ist, soweit diese inner-

halb eines Monats nach Beginn des Laufs der Beendigungsfrist dem Auftraggeber schriftlich im Sinne des Punk-

tes 4 (2) bekannt gegeben werden. Der verbleibende Auftragsstand ist innerhalb der Beendigungsfrist fertig zu 

stellen, sofern sämtliche erforderlichen Unterlagen rechtzeitig zur Verfügung gestellt werden und soweit nicht 

ein wichtiger Grund vorliegt, der dies hindert. 

(5) Wären bei einem Dauerauftrag mehr als 2 gleichartige, üblicherweise nur einmal jährlich zu erstellende 

Werke (zB Jahresabschlüsse, Steuererklärungen etc.) fertig zu stellen, so zählen die über 2 hinaus gehenden 

Werke nur bei ausdrücklichem Einverständnis des Auftraggebers zum verbleibenden Auftragsstand. Auf diesen 

Umstand ist der Auftraggeber in der Bekanntgabe gemäß Punkt 9 (4) gegebenenfalls ausdrücklich hinzuweisen.  

10. Beendigung bei Annahmeverzug und unterlassener Mitwirkung  
des Auftraggebers und rechtlichen Ausführungshindernissen  

(1) Kommt der Auftraggeber mit der Annahme der vom Auftragnehmer angebotenen Leistung in Verzug oder 

unterlässt der Auftraggeber eine ihm nach Punkt 2. oder sonst wie obliegende Mitwirkung, so ist der Auftrag-

nehmer zur fristlosen Beendigung des Vertrages berechtigt. Gleiches gilt, wenn der Auftraggeber eine (auch 

teilweise) Durchführung des Auftrages verlangt, die, nach begründetem Dafürhalten des Auftragnehmers, 

nicht der Rechtslage oder berufsüblichen Grundsätzen entspricht. Seine Honoraransprüche bestimmen sich 

nach Punkt 11. Annahmeverzug sowie unterlassene Mitwirkung seitens des Auftraggebers begründen auch 

dann den Anspruch des Auftragnehmers auf Ersatz der ihm hierdurch entstandenen Mehraufwendungen sowie 

des verursachten Schadens, wenn der Auftragnehmer von seinem Kündigungsrecht keinen Gebrauch macht.  

(2) Bei Verträgen über die Führung der Bücher, die Vornahme der Personalsachbearbeitung oder Abgaben-

verrechnung ist eine fristlose Beendigung durch den Auftragnehmer gemäß Punkt 10 (1) zulässig, wenn der 

Auftraggeber seiner Mitwirkungspflicht gemäß Punkt 2. (1) zweimal nachweislich nicht nachkommt.  

11. Honoraranspruch  

(1) Unterbleibt die Ausführung des Auftrages (zB wegen Rücktritt oder Kündigung), so gebührt dem Auftrag-

nehmer gleichwohl das vereinbarte Entgelt (Honorar), wenn er zur Leistung bereit war und durch Umstände, 

deren Ursache auf Seiten des Auftraggebers liegen, ein bloßes Mitverschulden des Auftragnehmers bleibt dies-

bezüglich außer Ansatz, daran gehindert worden ist; der Auftragnehmer braucht sich in diesem Fall nicht  

anrechnen zu lassen, was er durch anderweitige Verwendung seiner und seiner Mitarbeiter Arbeitskraft  

erwirbt oder zu erwerben unterlässt.  

(2) Bei Beendigung eines Dauerauftrags gebührt das vereinbarte Entgelt für den verbleibenden Auftrags-

stand, sofern er fertiggestellt wird oder dies aus Gründen, die dem Auftraggeber zuzurechnen sind, unterbleibt 

(auf Punkt 11. (1) wird verwiesen). Vereinbarte Pauschalhonorare sind gegebenenfalls zu aliquotieren.  

(3) Unterbleibt eine zur Ausführung des Werkes erforderliche Mitwirkung des Auftraggebers, so ist der  

Auftragnehmer auch berechtigt, ihm zur Nachholung eine angemessene Frist zu setzen mit der Erklärung, dass 

nach fruchtlosem Verstreichen der Frist der Vertrag als aufgehoben gelte, im Übrigen gelten die Folgen des 

Punkt 11. (1).  

(4) Bei Nichteinhaltung der Beendigungsfrist gemäß Punkt 9. (3) durch den Auftraggeber, sowie bei Vertrags-

auflösung gemäß Punkt 10. (2) durch den Auftragnehmer behält der Auftragnehmer den vollen Honorar- 

anspruch für drei Monate.  
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12. Honorar  

(1) Sofern nicht ausdrücklich Unentgeltlichkeit vereinbart ist, wird jedenfalls gemäß § 1004 und § 1152 ABGB 

eine angemessene Entlohnung geschuldet. Höhe und Art des Honoraranspruchs des Auftragnehmers ergeben 

sich aus der zwischen ihm und seinem Auftraggeber getroffenen Vereinbarung. Sofern nicht nachweislich eine 

andere Vereinbarung getroffen wurde sind Zahlungen des Auftraggebers immer auf die älteste Schuld  

anzurechnen.  

(2) Die kleinste verrechenbare Leistungseinheit beträgt eine Viertelstunde.  

(3) Auch die Wegzeit wird im notwendigen Umfang verrechnet.  

(4) Das Aktenstudium in der eigenen Kanzlei, das nach Art und Umfang zur Vorbereitung des Auftragnehmers 

notwendig ist, kann gesondert verrechnet werden.  

(5) Erweist sich durch nachträglich hervorgekommene besondere Umstände oder auf Grund besonderer  

Inanspruchnahme durch den Auftraggeber ein bereits vereinbartes Entgelt als unzureichend, so hat der Auf-

tragnehmer den Auftraggeber darauf hinzuweisen und sind Nachverhandlungen zur Vereinbarung eines  

angemessenen Entgelts zu führen (auch bei unzureichenden Pauschalhonoraren). 

(6) Der Auftragnehmer verrechnet die Nebenkosten und die Umsatzsteuer zusätzlich. Beispielhaft aber nicht 

abschließend im Folgenden (7) bis (9):  

(7) Zu den verrechenbaren Nebenkosten zählen auch belegte oder pauschalierte Barauslagen, Reisespesen 

(bei Bahnfahrten 1. Klasse), Diäten, Kilometergeld, Kopierkosten und ähnliche Nebenkosten.  

(8) Bei besonderen Haftpflichtversicherungserfordernissen zählen die betreffenden Versicherungsprämien 

(inkl. Versicherungssteuer) zu den Nebenkosten.  

(9) Weiters sind als Nebenkosten auch Personal- und Sachaufwendungen für die Erstellung von Berichten, 

Gutachten u.ä. anzusehen. 

(10) Für die Ausführung eines Auftrages, dessen gemeinschaftliche Erledigung mehreren Auftragnehmern 

übertragen worden ist, wird von jedem das seiner Tätigkeit entsprechende Entgelt verrechnet.  

(11) Entgelte und Entgeltvorschüsse sind mangels anderer Vereinbarungen sofort nach deren schriftlicher 

Geltendmachung fällig. Für Entgeltzahlungen, die später als 14 Tage nach Fälligkeit geleistet werden, können 

Verzugszinsen verrechnet werden. Bei beiderseitigen Unternehmergeschäften gelten Verzugszinsen in der in 

§ 456 1. und 2. Satz UGB festgelegten Höhe.  

(12) Die Verjährung richtet sich nach § 1486 ABGB und beginnt mit Ende der Leistung bzw. mit späterer, in 

angemessener Frist erfolgter Rechnungslegung zu laufen.  

(13) Gegen Rechnungen kann innerhalb von 4 Wochen ab Rechnungsdatum schriftlich beim Auftragnehmer 

Einspruch erhoben werden. Andernfalls gilt die Rechnung als anerkannt. Die Aufnahme einer Rechnung in die 

Bücher gilt jedenfalls als Anerkenntnis.  

(14) Auf die Anwendung des § 934 ABGB im Sinne des § 351 UGB, das ist die Anfechtung wegen Verkürzung 

über die Hälfte für Geschäfte unter Unternehmern, wird verzichtet.  

(15) Falls bei Aufträgen betreffend die Führung der Bücher, die Vornahme der Personalsachbearbeitung oder 

Abgabenverrechnung ein Pauschalhonorar vereinbart ist, so sind mangels anderweitiger schriftlicher  

Vereinbarung die Vertretungstätigkeit im Zusammenhang mit abgaben- und beitragsrechtlichen Prüfungen  

aller Art einschließlich der Abschluss von Vergleichen über Abgabenbemessungs- oder Beitragsgrundlagen,  
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Berichterstattung, Rechtsmittelerhebung u.ä. gesondert zu honorieren. Sofern nichts anderes schriftlich  

vereinbart ist, gilt das Honorar als jeweils für ein Auftragsjahr vereinbart.  

(16) Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen im Zusammenhang mit den im Punkt 12. (15) genannten  

Tätigkeiten, insbesondere Feststellungen über das prinzipielle Vorliegen einer Pflichtversicherung, erfolgt nur 

aufgrund eines besonderen Auftrages.  

(17) Der Auftragnehmer kann entsprechende Vorschüsse verlangen und seine (fortgesetzte) Tätigkeit von 

der Zahlung dieser Vorschüsse abhängig machen. Bei Daueraufträgen darf die Erbringung weiterer Leistungen 

bis zur Bezahlung früherer Leistungen (sowie allfälliger Vorschüsse gemäß Satz 1) verweigert werden. Bei  

Erbringung von Teilleistungen und offener Teilhonorierung gilt dies sinngemäß.  

(18) Eine Beanstandung der Arbeiten des Auftragnehmers berechtigt, außer bei offenkundigen wesentlichen 

Mängeln, nicht zur auch nur teilweisen Zurückhaltung der ihm nach Punkt 12. zustehenden Honorare,  

sonstigen Entgelte, Kostenersätze und Vorschüsse (Vergütungen).  

(19) Eine Aufrechnung gegen Forderungen des Auftragnehmers auf Vergütungen nach Punkt 12. ist nur mit 

unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Forderungen zulässig.  

13. Sonstiges  

(1) Im Zusammenhang mit Punkt 12. (17) wird auf das gesetzliche Zurückbehaltungsrecht (§ 471 ABGB, § 369 

UGB) verwiesen; wird das Zurückbehaltungsrecht zu Unrecht ausgeübt, haftet der Auftragnehmer grund- 

sätzlich gemäß Punkt 7. aber in Abweichung dazu nur bis zur Höhe seiner noch offenen Forderung.  

(2) Der Auftraggeber hat keinen Anspruch auf Ausfolgung von im Zuge der Auftragserfüllung vom Auftrag-

nehmer erstellten Arbeitspapieren und ähnlichen Unterlagen. Im Falle der Auftragserfüllung unter Einsatz 

elektronischer Buchhaltungssysteme ist der Auftragnehmer berechtigt, nach Übergabe sämtlicher vom Auf-

tragnehmer auftragsbezogen damit erstellter Daten, für die den Auftraggeber eine Aufbewahrungspflicht trifft, 

in einem strukturierten, gängigen und maschinenlesbaren Format an den Auftraggeber bzw. an den nach- 

folgenden Wirtschaftstreuhänder, die Daten zu löschen. Für die Übergabe dieser Daten in einem  

strukturierten, gängigen und maschinenlesbaren Format hat der Auftragnehmer Anspruch auf ein  

angemessenes Honorar (Punkt 12 gilt sinngemäß). Ist eine Übergabe dieser Daten in einem strukturierten, 

gängigen und maschinenlesbaren Format aus besonderen Gründen unmöglich oder untunlich, können diese 

ersatzweise im Vollausdruck übergeben werden. Eine Honorierung steht diesfalls dafür nicht zu.  

(3) Der Auftragnehmer hat auf Verlangen und Kosten des Auftraggebers alle Unterlagen herauszugeben, die 

er aus Anlass seiner Tätigkeit von diesem erhalten hat. Dies gilt jedoch nicht für den Schriftwechsel zwischen 

dem Auftragnehmer und seinem Auftraggeber und für die Schriftstücke, die der Auftraggeber in Urschrift  

besitzt und für Schriftstücke, die einer Aufbewahrungspflicht nach den für den Auftragnehmer geltenden recht-

lichen Bestimmungen zur Verhinderung von Geldwäsche unterliegen. Der Auftragnehmer kann von Unter- 

lagen, die er an den Auftraggeber zurückgibt, Abschriften oder Fotokopien anfertigen. Sind diese Unterlagen 

bereits einmal an den Auftraggeber übermittelt worden so hat der Auftragnehmer Anspruch auf ein  

angemessenes Honorar (Punkt 12. gilt sinngemäß).  

(4) Der Auftraggeber hat die dem Auftragsnehmer übergebenen Unterlagen nach Abschluss der Arbeiten 

binnen 3 Monaten abzuholen. Bei Nichtabholung übergebener Unterlagen kann der Auftragnehmer nach zwei-

maliger nachweislicher Aufforderung an den Auftraggeber, übergebene Unterlagen abzuholen, diese auf  

dessen Kosten zurückstellen und/oder ein angemessenes Honorar in Rechnung stellen (Punkt 12. gilt sinnge-

mäß). Die weitere Aufbewahrung kann auch auf Kosten des Auftraggebers durch Dritte erfolgen. Der Auftrag-

nehmer haftet im Weiteren nicht für Folgen aus Beschädigung, Verlust oder Vernichtung der Unterlagen.  
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(5) Der Auftragnehmer ist berechtigt, fällige Honorarforderungen mit etwaigen Depotguthaben, Verrech-

nungsgeldern, Treuhandgeldern oder anderen in seiner Gewahrsame befindlichen liquiden Mitteln auch bei 

ausdrücklicher Inverwahrungnahme zu kompensieren, sofern der Auftraggeber mit einem Gegenanspruch des 

Auftragnehmers rechnen musste.  

(6) Zur Sicherung einer bestehenden oder künftigen Honorarforderung ist der Auftragnehmer berechtigt, ein 

finanzamtliches Guthaben oder ein anderes Abgaben- oder Beitragsguthaben des Auftraggebers auf ein  

Anderkonto zu transferieren. Diesfalls ist der Auftraggeber vom erfolgten Transfer zu verständigen. Danach 

kann der sichergestellte Betrag entweder im Einvernehmen mit dem Auftraggeber oder bei Vollstreckbarkeit 

der Honorarforderung eingezogen werden.  

14. Anzuwendendes Recht, Erfüllungsort, Gerichtsstand  

(1) Für den Auftrag, seine Durchführung und die sich hieraus ergebenden Ansprüche gilt ausschließlich  

österreichisches Recht unter Ausschluss des nationalen Verweisungsrechts.  

(2) Erfüllungsort ist der Ort der beruflichen Niederlassung des Auftragnehmers.  

(3) Gerichtsstand ist - mangels abweichender schriftlicher Vereinbarung - das sachlich zuständige Gericht des 

Erfüllungsortes. 

II. Teil 

15. Ergänzende Bestimmungen für Verbrauchergeschäfte  

(1) Für Verträge zwischen Wirtschaftstreuhändern und Verbrauchern gelten die zwingenden Bestimmungen 

des Konsumentenschutzgesetzes.  

(2) Der Auftragnehmer haftet nur für vorsätzliche und grob fahrlässig verschuldete Verletzung der über- 

nommenen Verpflichtungen.  

(3) Anstelle der im Punkt 7 Abs 2 normierten Begrenzung ist auch im Falle grober Fahrlässigkeit die Ersatz-

pflicht des Auftragnehmers nicht begrenzt.  

(4) Punkt 6 Abs 2 (Frist für Mängelbeseitigungsanspruch) und Punkt 7 Abs 4 (Geltendmachung der Schaden-

ersatzansprüche innerhalb einer bestimmten Frist) gilt nicht.  

(5) Rücktrittsrecht gemäß § 3 KSchG:  

Hat der Verbraucher seine Vertragserklärung nicht in den vom Auftragnehmer dauernd benützten Kanzlei-

räumen abgegeben, so kann er von seinem Vertragsantrag oder vom Vertrag zurücktreten. Dieser Rücktritt 

kann bis zum Zustandekommen des Vertrages oder danach binnen einer Woche erklärt werden; die Frist  

beginnt mit der Ausfolgung einer Urkunde, die zumindest den Namen und die Anschrift des Auftragnehmers 

sowie eine Belehrung über das Rücktrittsrecht enthält, an den Verbraucher, frühestens jedoch mit dem  

Zustandekommen des Vertrages zu laufen. Das Rücktrittsrecht steht dem Verbraucher nicht zu,  

1. wenn er selbst die geschäftliche Verbindung mit dem Auftragnehmer oder dessen Beauftragten 
zwecks Schließung dieses Vertrages angebahnt hat,  

2. wenn dem Zustandekommen des Vertrages keine Besprechungen zwischen den Beteiligten oder ihren 
Beauftragten vorangegangen sind oder   

3. bei Verträgen, bei denen die beiderseitigen Leistungen sofort zu erbringen sind, wenn sie üblicher-
weise von Auftragnehmern außerhalb ihrer Kanzleiräume geschlossen werden und das vereinbarte 
Entgelt € 15 nicht übersteigt.  
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Der Rücktritt bedarf zu seiner Rechtswirksamkeit der Schriftform. Es genügt, wenn der Verbraucher ein 

Schriftstück, das seine Vertragserklärung oder die des Auftragnehmers enthält, dem Auftragnehmer mit einem 

Vermerk zurückstellt, der erkennen lässt, dass der Verbraucher das Zustandekommen oder die Aufrechter-

haltung des Vertrages ablehnt. Es genügt, wenn die Erklärung innerhalb einer Woche abgesendet wird.  

Tritt der Verbraucher gemäß § 3 KSchG vom Vertrag zurück, so hat Zug um Zug  

1. der Auftragnehmer alle empfangenen Leistungen samt gesetzlichen Zinsen vom Empfangstag an  
zurückzuerstatten und den vom Verbraucher auf die Sache gemachten notwendigen und nützlichen 
Aufwand zu ersetzen,  

2. der Verbraucher dem Auftragnehmer den Wert der Leistungen zu vergüten, soweit sie ihm zum klaren 
und überwiegenden Vorteil gereichen.  

Gemäß § 4 Abs 3 KSchG bleiben Schadenersatzansprüche unberührt.  

(6) Kostenvoranschläge gemäß § 5 KSchG:  

Für die Erstellung eines Kostenvoranschlages im Sinn des § 1170a ABGB durch den Auftragnehmer hat der 

Verbraucher ein Entgelt nur dann zu zahlen, wenn er vorher auf diese Zahlungspflicht hingewiesen worden ist. 

Wird dem Vertrag ein Kostenvoranschlag des Auftragnehmers zugrunde gelegt, so gilt dessen Richtigkeit als 

gewährleistet, wenn nicht das Gegenteil ausdrücklich erklärt ist.  

(7) Mängelbeseitigung: Punkt 6 wird ergänzt:  

Ist der Auftragnehmer nach § 932 ABGB verpflichtet, seine Leistungen zu verbessern oder Fehlendes nach-

zutragen, so hat er diese Pflicht zu erfüllen, an dem Ort, an dem die Sache übergeben worden ist. Ist es für den 

Verbraucher tunlich, die Werke und Unterlagen vom Auftragnehmer gesendet zu erhalten, so kann dieser diese 

Übersendung auf seine Gefahr und Kosten vornehmen.  

(8) Gerichtsstand: Anstelle Punkt 14. (3) gilt:  

Hat der Verbraucher im Inland seinen Wohnsitz oder seinen gewöhnlichen Aufenthalt oder ist er im Inland 

beschäftigt, so kann für eine Klage gegen ihn nach den §§ 88, 89, 93 Abs 2 und 104 Abs1 JN nur die Zuständigkeit 

eines Gerichtes begründet werden, in dessen Sprengel der Wohnsitz, der gewöhnliche Aufenthalt oder der Ort 

der Beschäftigung liegt. 

(9) Verträge über wiederkehrende Leistungen: 

a) Verträge, durch die sich der Auftragnehmer zu Werkleistungen und der Verbraucher zu wiederholten 

Geldzahlungen verpflichten und die für eine unbestimmte oder eine ein Jahr übersteigende Zeit  

geschlossen worden sind, kann der Verbraucher unter Einhaltung einer zweimonatigen Frist zum  

Ablauf des ersten Jahres, nachher zum Ablauf jeweils eines halben Jahres kündigen.  

b) Ist die Gesamtheit der Leistungen eine nach ihrer Art unteilbare Leistung, deren Umfang und Preis 

schon bei der Vertragsschließung bestimmt sind, so kann der erste Kündigungstermin bis zum Ablauf 

des zweiten Jahres hinausgeschoben werden. In solchen Verträgen kann die Kündigungsfrist auf 

höchstens sechs Monate verlängert werden.  

c) Erfordert die Erfüllung eines bestimmten, in lit. a) genannten Vertrages erhebliche Aufwendungen des 

Auftragnehmers und hat er dies dem Verbraucher spätestens bei der Vertragsschließung bekannt  

gegeben, so können den Umständen angemessene, von den in lit. a) und b) genannten abweichende 

Kündigungstermine und Kündigungsfristen vereinbart werden.  

d) Eine Kündigung des Verbrauchers, die nicht fristgerecht ausgesprochen worden ist, wird zum nächsten 

nach Ablauf der Kündigungsfrist liegenden Kündigungstermin wirksam. 
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178. Bericht über die Prüfung, gemäß § 6 Abs. 4 des Burgenländischen Parteien-Förderungs-
gesetz 2024 - Bgld. PaFöG 2024 über die widmungsgemäße Verwendung  

der erhaltenen Fördermittel und Spenden 2024; die Grünen die grüne  
Alternative Burgenland - zeleni - zöldek - selene (GRÜNE) 

Inhaltsverzeichnis  

1. Auftrag und Auftragsdurchführung  

2. Ergebnis der Prüfung  

Anlagen 

Anlage 1 Landes-Rechenschaftsbericht 2024 im Sinne des § 6 des burgenländischen Parteien-Förderungs-

gesetz 2024 - Bgld. PaFöG 2024 

Allgemeine Auftragsbedingungen für Wirtschaftstreuhandberufe (AAB 2018) 

1. Auftrag und Auftragsdurchführung 

Wir haben die Prüfung im Sinne des § 6 Abs. 4 des Burgenländischen Parteien-Förderungsgesetz 2024 - Bgld. 

PaFöG 2024 der Aufzeichnungen über die widmungsgemäße Verwendung der erhaltenen Fördermittel und 

Spenden im Jahr 2024 der Partei „DIE GRÜNEN - Die Grüne Alternative Burgenland - zeleni - zöldek - selene 

(GRÜNE)“ (im Folgenden auch „Partei“), Eisenstadt, durchgeführt. 

Verantwortung des Leitungsorgans 

Die Verantwortung für die ordnungsgemäße Erstellung der Aufzeichnungen im Sinne des § 6 Abs. 1 des  

Burgenländischen Parteien-Förderungsgesetz 2024 - Bgld. PaFöG 2024 für das Jahr 2024 liegt beim Leitungsor-

gan der Partei. 

Verantwortung des Prüfers 

Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage unserer Prüfungshandlungen anhand der von der Partei erstellten 

Aufzeichnungen eine Beurteilung darüber abzugeben, ob die erhaltenen Fördermittel und erlangten Spenden 

im Jahr 2024 für die Tätigkeit der Partei in der Mitwirkung an der demokratischen Willensbildung verwendet 

wurden. 

Wir haben unsere Prüfung unter Beachtung der österreichischen berufsüblichen Grundsätze zu sonstigen 

Prüfungen (KFS/PG 13) durchgeführt. Danach haben wir unsere Berufspflichten einschließlich Vorschriften zur 

Unabhängigkeit einzuhalten und den Auftrag unter Beachtung des Grundsatzes der Wesentlichkeit so zu  

planen und durchzuführen, dass wir unsere Beurteilung mit einer hinreichenden Sicherheit abgeben können. 

Der gesetzliche Vertreter erteilte die von uns verlangten Aufklärungen und Nachweise. Eine unterfertigte 

Vollständigkeitserklärung datiert vom 16. September 2025 haben wir zu unseren Akten genommen. 

Für die ordnungsgemäße Durchführung des Auftrages ist Herr Dr. Hans Bodendorfer, Wirtschaftsprüfer, für 

die Dr. Hans Bodendorfer Wirtschaftsprüfungsges.m.b.H. verantwortlich.  

Die Auswahl der Prüfungshandlungen liegt im pflichtgemäßen Ermessen des Prüfers und umfasste  

insbesondere folgende Tätigkeiten: 

• Überprüfung der Aufzeichnungen gemäß § 6 Abs. 4 des Burgenländischen Parteien-Förderungsgesetz 

2024 - Bgld. PaFöG 2024 über die widmungsgemäße Verwendung der erhaltenen Fördermittel und 

erlangten Spenden für die Tätigkeit in der Mitwirkung an der demokratischen Willensbildung anhand 

der vorgelegten Ausgabenbelege, Zahlungsbelege und inhaltlichen Nachweisen.  
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Gegenstand unseres Auftrages ist weder eine Abschlussprüfung noch eine prüferische Durchsicht von  

Abschlüssen. Ebenso ist weder die Aufdeckung und Aufklärung strafrechtlicher Tatbestände, wie zB von Unter-

schlagungen oder sonstigen Untreuehandlungen und Ordnungswidrigkeiten, noch die Beurteilung der  

Effektivität und Wirtschaftlichkeit der Geschäftsführung Gegenstand unseres Auftrages. 

Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und angemessen sind, 

um als Grundlage für unser Prüfungsurteil zu dienen. 

2. Ergebnis der Prüfung 

Verwendungsbeschränkung 

Diese Prüfung erfolgt in Erfüllung der gesetzlichen Prüfungspflicht gemäß § 6 Abs. 4 des Burgenländischen 

Parteien-Förderungsgesetz 2024 - Bgld. PaFöG 2024. Unser Bericht über die Prüfung darf nur an die zuständige 

Abteilung 3 - Finanzen und Buchhaltung des Amtes der Burgenländischen Landesregierung, Europaplatz 1, 

7001 Eisenstadt, und ausschließlich unter der Bedingung weitergegeben werden, dass unsere Gesamtverant-

wortung Ihnen sowie jedem weiteren Empfänger, der den Bericht mit unserer Zustimmung erhält, gegenüber 

insgesamt auf den Betrag, der sich unter analoger Anwendung des § 275 Abs. 2 UGB mit einer für kleine und 

mittelgroße Gesellschaften geltenden Haftungshöchstgrenze von EUR 2 Millionen ergibt, beschränkt ist. 

Unbeschadet der vorstehenden Regelungen darf die Überlassung des Berichts im Übrigen nur auf Grundlage 

der anliegenden „Allgemeinen Auftragsbedingungen für Wirtschaftstreuhandberufe2 („AAB 2018“) erfolgen.  

Da unser Bericht ausschließlich im Auftrag und im Interesse des Auftraggebers erstellt wird, bildet er keine 

Grundlage für ein allfälliges Vertrauen anderer dritter Personen auf seinen Inhalt. Ansprüche anderer dritter 

Personen können daher daraus nicht abgeleitet werden. Dementsprechend darf dieser Bericht weder gänzlich 

noch auszugsweise ohne unser ausdrückliches Einverständnis an andere Dritte weitergegeben werden. 

Auftragsbedingungen 

Wir erstatten diesen Bericht auf Grundlage des mit Ihnen geschlossenen Auftrags, dem auch mit Wirkung 

gegenüber Dritten die diesem Bericht beigefügten AAB zugrunde liegen. 
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Allgemeine Auftragsbedingungen für Wirtschaftstreuhandberufe (AAB 2018) 

Zur Verfügung gestellt vom Vorstand der Kammer der Steuerberater und Wirtschaftsprüfer zuletzt mit Be-
schluss vom 18.04.2018.  

Präambel und Allgemeines  

(1) Auftrag im Sinne dieser Bedingungen meint jeden Vertrag über vom zur Ausübung eines Wirtschaftstreu-

handberufes Berechtigten in Ausübung dieses Berufes zu erbringende Leistungen (sowohl faktische Tätigkeiten 

als auch die Besorgung oder Durchführung von Rechtsgeschäften oder Rechtshandlungen, jeweils im Rahmen 

der §§ 2 oder 3 Wirtschaftstreuhandberufsgesetz 2017 (WTBG 2017). Die Parteien des Auftrages werden in 

Folge zum einen „Auftragnehmer“, zum anderen „Auftraggeber“ genannt).  

(2) Diese Allgemeinen Auftragsbedingungen für Wirtschaftstreuhandberufe gliedern sich in zwei Teile:  

Die Auftragsbedingungen des I. Teiles gelten für Aufträge, bei denen die Auftragserteilung zum Betrieb des 

Unternehmens des Auftraggebers (Unternehmer iSd KSchG) gehört. Für Verbrauchergeschäfte gemäß  

Konsumentenschutzgesetz (Bundesgesetz vom 8. März 1979/BGBl Nr.140 in der derzeit gültigen Fassung)  

gelten sie insoweit der II. Teil keine abweichenden Bestimmungen für diese enthält.  

(3) Im Falle der Unwirksamkeit einer einzelnen Bestimmung ist diese durch eine wirksame, die dem ange-

strebten Ziel möglichst nahe kommt, zu ersetzen. 

I. Teil  

1. Umfang und Ausführung des Auftrages  

(1) Der Umfang des Auftrages ergibt sich in der Regel aus der schriftlichen Auftragsvereinbarung zwischen 

Auftraggeber und Auftragnehmer. Fehlt diesbezüglich eine detaillierte schriftliche Auftragsvereinbarung gilt 

im Zweifel (2)-(4):  

(2) Bei Beauftragung mit Steuerberatungsleistungen umfasst die Beratungstätigkeit folgende Tätigkeiten:  

a) Ausarbeitung der Jahressteuererklärungen für die Einkommen- oder Körperschaftsteuer sowie  

Umsatzsteuer und zwar auf Grund der vom Auftraggeber vorzulegenden oder (bei entsprechender 

Vereinbarung) vom Auftragnehmer erstellten Jahresabschlüsse und sonstiger, für die Besteuerung  

erforderlichen Aufstellungen und Nachweise. Wenn nicht ausdrücklich anders vereinbart, sind die für 

die Besteuerung erforderlichen Aufstellungen und Nachweise vom Auftraggeber beizubringen.  

b) Prüfung der Bescheide zu den unter a) genannten Erklärungen.  

c) Verhandlungen mit den Finanzbehörden im Zusammenhang mit den unter a) und b) genannten  

Erklärungen und Bescheiden.  

d) Mitwirkung bei Betriebsprüfungen und Auswertung der Ergebnisse von Betriebsprüfungen hinsichtlich 

der unter a) genannten Steuern.  

e) Mitwirkung im Rechtsmittelverfahren hinsichtlich der unter a) genannten Steuern.  

Erhält der Auftragnehmer für die laufende Steuerberatung ein Pauschalhonorar, so sind mangels  

anderweitiger schriftlicher Vereinbarungen die unter d) und e) genannten Tätigkeiten gesondert zu  

honorieren.  

(3) Soweit die Ausarbeitung von einer oder mehreren Jahressteuererklärung(en) zum übernommenen  

Auftrag zählt, gehört dazu nicht die Überprüfung etwaiger besonderer buchmäßiger Voraussetzungen sowie 

die Prüfung, ob alle in Betracht kommenden insbesondere umsatzsteuerrechtlichen Begünstigungen  

wahrgenommen worden sind, es sei denn, hierüber besteht eine nachweisliche Beauftragung.  
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(4) Die Verpflichtung zur Erbringung anderer Leistungen gemäß §§ 2 und 3 WTBG 2017 bedarf jedenfalls 

nachweislich einer gesonderten Beauftragung.  

(5) Vorstehende Absätze (2) bis (4) gelten nicht bei Sachverständigentätigkeit. 

(6) Es bestehen keinerlei Pflichten des Auftragnehmers zur Leistungserbringung, Warnung oder Aufklärung 

über den Umfang des Auftrages hinaus.  

(7) Der Auftragnehmer ist berechtigt, sich zur Durchführung des Auftrages geeigneter Mitarbeiter und  

sonstiger Erfüllungsgehilfen (Subunternehmer) zu bedienen, als auch sich bei der Durchführung des Auftrages 

durch einen Berufsbefugten substituieren zu lassen. Mitarbeiter im Sinne dieser Bedingungen meint alle  

Personen, die den Auftragnehmer auf regelmäßiger oder dauerhafter Basis bei seiner betrieblichen Tätigkeit 

unterstützen, unabhängig von der Art der rechtsgeschäftlichen Grundlage.  

(8) Der Auftragnehmer hat bei der Erbringung seiner Leistungen ausschließlich österreichisches Recht zu  

berücksichtigen; ausländisches Recht ist nur bei ausdrücklicher schriftlicher Vereinbarung zu berücksichtigen. 

(9) Ändert sich die Rechtslage nach Abgabe der abschließenden schriftlichen als auch mündlichen beruflichen 

Äußerung, so ist der Auftragnehmer nicht verpflichtet, den Auftraggeber auf Änderungen oder sich daraus 

ergebende Folgen hinzuweisen. Dies gilt auch für in sich abgeschlossene Teile eines Auftrages.  

(10) Der Auftraggeber ist verpflichtet dafür Sorge zu tragen, dass die von ihm zur Verfügung gestellten Daten 

vom Auftragnehmer im Rahmen der Leistungserbringung verarbeitet werden dürfen. Diesbezüglich hat der 

Auftraggeber insbesondere aber nicht ausschließlich die anwendbaren datenschutz- und arbeitsrechtlichen 

Bestimmungen zu beachten.  

(11) Bringt der Auftragnehmer bei einer Behörde ein Anbringen elektronisch ein, so handelt er - mangels 

ausdrücklicher gegenteiliger Vereinbarung - lediglich als Bote und stellt dies keine ihm oder einem einreichend 

Bevollmächtigten zurechenbare Willens- oder Wissenserklärung dar.  

(12) Der Auftraggeber verpflichtet sich, Personen, die während des Auftragsverhältnisses Mitarbeiter des 

Auftragnehmers sind oder waren, während und binnen eines Jahres nach Beendigung des Auftragsverhältnis-

ses nicht in seinem Unternehmen oder in einem ihm nahestehenden Unternehmen zu beschäftigen, widrigen-

falls er sich zur Bezahlung eines Jahresbezuges des übernommenen Mitarbeiters an den Auftragnehmer  

verpflichtet.  

2. Aufklärungspflicht des Auftraggebers; Vollständigkeitserklärung  

(1) Der Auftraggeber hat dafür zu sorgen, dass dem Auftragnehmer auch ohne dessen besondere  

Aufforderung alle für die Ausführung des Auftrages notwendigen Unterlagen zum vereinbarten Termin und in  

Ermangelung eines solchen rechtzeitig in geeigneter Form vorgelegt werden und ihm von allen Vorgängen und 

Umständen Kenntnis gegeben wird, die für die Ausführung des Auftrages von Bedeutung sein können. Dies gilt 

auch für die Unterlagen, Vorgänge und Umstände, die erst während der Tätigkeit des Auftragnehmers bekannt 

werden.  

(2) Der Auftragnehmer ist berechtigt, die ihm erteilten Auskünfte und übergebenen Unterlagen des Auftrag-

gebers, insbesondere Zahlenangaben, als richtig und vollständig anzusehen und dem Auftrag zu Grunde zu 

legen. Der Auftragnehmer ist ohne gesonderten schriftlichen Auftrag nicht verpflichtet, Unrichtigkeiten fest zu 

stellen. Insbesondere gilt dies auch für die Richtigkeit und Vollständigkeit von Rechnungen. Stellt er allerdings 

Unrichtigkeiten fest, so hat er dies dem Auftraggeber bekannt zu geben. Er hat im Finanzstrafverfahren die 

Rechte des Auftraggebers zu wahren.  
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(3) Der Auftraggeber hat dem Auftragnehmer die Vollständigkeit der vorgelegten Unterlagen sowie der  

gegebenen Auskünfte und Erklärungen im Falle von Prüfungen, Gutachten und Sachverständigentätigkeit 

schriftlich zu bestätigen. 

(4) Wenn bei der Erstellung von Jahresabschlüssen und anderen Abschlüssen vom Auftraggeber erhebliche 

Risiken nicht bekannt gegeben worden sind, bestehen für den Auftragnehmer insoweit diese Risiken schlagend 

werden keinerlei Ersatzpflichten.  

(5) Vom Auftragnehmer angegebene Termine und Zeitpläne für die Fertigstellung von Produkten des Auf-

tragnehmers oder Teilen davon sind bestmögliche Schätzungen und, sofern nicht anders schriftlich vereinbart, 

nicht bindend. Selbiges gilt für etwaige Honorarschätzungen: diese werden nach bestem Wissen erstellt; sie 

sind jedoch stets unverbindlich.  

(6) Der Auftraggeber hat dem Auftragnehmer jeweils aktuelle Kontaktdaten (insbesondere Zustelladresse) 

bekannt zu geben. Der Auftragnehmer darf sich bis zur Bekanntgabe neuer Kontaktdaten auf die Gültigkeit der 

zuletzt vom Auftraggeber bekannt gegebenen Kontaktdaten verlassen, insbesondere Zustellung an die zuletzt 

bekannt gegebene Adresse vornehmen lassen. 

3. Sicherung der Unabhängigkeit  

(1) Der Auftraggeber ist verpflichtet, alle Vorkehrungen zu treffen, um zu verhindern, dass die  

Unabhängigkeit der Mitarbeiter des Auftragnehmers gefährdet wird, und hat selbst jede Gefährdung dieser  

Unabhängigkeit zu unterlassen. Dies gilt insbesondere für Angebote auf Anstellung und für Angebote, Aufträge 

auf eigene Rechnung zu übernehmen.  

(2) Der Auftraggeber nimmt zur Kenntnis, dass seine hierfür notwendigen personenbezogenen Daten sowie 

Art und Umfang inklusive Leistungszeitraum der zwischen Auftragnehmer und Auftraggeber vereinbarten  

Leistungen (sowohl Prüfungs- als auch Nichtprüfungsleistungen) zum Zweck der Überprüfung des Vorliegens 

von Befangenheits- oder Ausschließungsgründen und Interessenkollisionen in einem allfälligen Netzwerk, dem 

der Auftragnehmer angehört, verarbeitet und zu diesem Zweck an die übrigen Mitglieder dieses Netzwerkes 

auch ins Ausland übermittelt werden. Hierfür entbindet der Auftraggeber den Auftragnehmer nach dem  

Datenschutzgesetz und gemäß § 80 Abs 4 Z 2 WTBG 2017 ausdrücklich von dessen Verschwiegenheitspflicht. 

Der Auftraggeber kann die Entbindung von der Verschwiegenheitspflicht jederzeit widerrufen.  

4. Berichterstattung und Kommunikation  

(1) (Berichterstattung durch den Auftragnehmer) Bei Prüfungen und Gutachten ist, soweit nichts anderes 

vereinbart wurde, ein schriftlicher Bericht zu erstatten.  

(2) (Kommunikation an den Auftraggeber) Alle auftragsbezogenen Auskünfte und Stellungnahmen, ein-

schließlich Berichte, (allesamt Wissenserklärungen) des Auftragnehmers, seiner Mitarbeiter, sonstiger  

Erfüllungsgehilfen oder Substitute („berufliche Äußerungen“) sind nur dann verbindlich, wenn sie schriftlich 

erfolgen. Berufliche Äußerungen in elektronischen Dateiformaten, welche per Fax oder E-Mail oder unter  

Verwendung ähnlicher Formen der elektronischen Kommunikation (speicher- und wiedergabefähig und nicht 

mündlich d.h. zB SMS aber nicht Telefon) erfolgen, übermittelt oder bestätigt werden, gelten als schriftlich; 

dies gilt ausschließlich für berufliche Äußerungen. Das Risiko der Erteilung der beruflichen Äußerungen durch 

dazu Nichtbefugte und das Risiko der Übersendung dieser trägt der Auftraggeber.  

(3) (Kommunikation an den Auftraggeber) Der Auftraggeber stimmt hiermit zu, dass der Auftragnehmer 

elektronische Kommunikation mit dem Auftraggeber (zB via E-Mail) in unverschlüsselter Form vornimmt. Der 

Auftraggeber erklärt, über die mit der Verwendung elektronischer Kommunikation verbundenen Risiken  

(insbesondere Zugang, Geheimhaltung, Veränderung von Nachrichten im Zuge der Übermittlung) informiert zu 
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sein. Der Auftragnehmer, seine Mitarbeiter, sonstigen Erfüllungsgehilfen oder Substitute haften nicht für  

Schäden, die durch die Verwendung elektronischer Kommunikationsmittel verursacht werden.  

(4) (Kommunikation an den Auftragnehmer) Der Empfang und die Weiterleitung von Informationen an den 

Auftragnehmer und seine Mitarbeiter sind bei Verwendung von Telefon - insbesondere in Verbindung mit  

automatischen Anrufbeantwortungssystemen, Fax, E-Mail und anderen Formen der elektronischen Kommuni-

kation - nicht immer sichergestellt. Aufträge und wichtige Informationen gelten daher dem Auftragnehmer nur 

dann als zugegangen, wenn sie auch physisch (nicht (fern-)mündlich oder elektronisch) zugegangen sind, es sei 

denn, es wird im Einzelfall der Empfang ausdrücklich bestätigt. Automatische Übermittlungs- und Lese- 

bestätigungen gelten nicht als solche ausdrücklichen Empfangsbestätigungen. Dies gilt insbesondere für die 

Übermittlung von Bescheiden und anderen Informationen über Fristen. Kritische und wichtige Mitteilungen 

müssen daher per Post oder Kurier an den Auftragnehmer gesandt werden. Die Übergabe von Schriftstücken 

an Mitarbeiter außerhalb der Kanzlei gilt nicht als Übergabe.  

(5) (Allgemein) Schriftlich meint insoweit in Punkt 4 (2) nicht anderes bestimmt, Schriftlichkeit iSd § 886 ABGB 

(Unterschriftlichkeit). Eine fortgeschrittene elektronische Signatur (Art. 26 eIDAS VO, (EU) Nr. 910/2014) erfüllt 

das Erfordernis der Schriftlichkeit iSd § 886 ABGB (Unterschriftlichkeit), soweit dies innerhalb der Parteiendis-

position liegt.  

(6) (Werbliche Information) Der Auftragnehmer wird dem Auftraggeber wiederkehrend allgemeine steuer-

rechtliche und allgemeine wirtschaftsrechtliche Informationen elektronisch (zB per E-Mail) übermitteln. Der 

Auftraggeber nimmt zur Kenntnis, dass er das Recht hat, der Zusendung von Direktwerbung jederzeit zu  

widersprechen. 

5. Schutz des geistigen Eigentums des Auftragnehmers  

(1) Der Auftraggeber ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass die im Rahmen des Auftrages vom Auftragnehmer 

erstellten Berichte, Gutachten, Organisationspläne, Entwürfe, Zeichnungen, Berechnungen und dergleichen 

nur für Auftragszwecke (zB gemäß § 44 Abs 3 EStG 1988) verwendet werden. Im Übrigen bedarf die Weitergabe 

schriftlicher als auch mündlicher beruflicher Äußerungen des Auftragnehmers an einen Dritten zur  

Nutzung der schriftlichen Zustimmung des Auftragnehmers. 

(2) Die Verwendung schriftlicher als auch mündlicher beruflicher Äußerungen des Auftragnehmers zu  

Werbezwecken ist unzulässig; ein Verstoß berechtigt den Auftragnehmer zur fristlosen Kündigung aller noch 

nicht durchgeführten Aufträge des Auftraggebers.  

(3) Dem Auftragnehmer verbleibt an seinen Leistungen das Urheberrecht. Die Einräumung von Werk- 

nutzungsbewilligungen bleibt der schriftlichen Zustimmung des Auftragnehmers vorbehalten.  

6. Mängelbeseitigung  

(1) Der Auftragnehmer ist berechtigt und verpflichtet, nachträglich hervorkommende Unrichtigkeiten und 

Mängel in seiner schriftlichen als auch mündlichen beruflichen Äußerung zu beseitigen, und verpflichtet, den 

Auftraggeber hiervon unverzüglich zu verständigen. Er ist berechtigt, auch über die ursprüngliche berufliche 

Äußerung informierte Dritte von der Änderung zu verständigen.  

(2) Der Auftraggeber hat Anspruch auf die kostenlose Beseitigung von Unrichtigkeiten, sofern diese durch 

den Auftragnehmer zu vertreten sind; dieser Anspruch erlischt sechs Monate nach erbrachter Leistung des 

Auftragnehmers bzw. - falls eine schriftliche berufliche Äußerung nicht abgegeben wird - sechs Monate nach 

Beendigung der beanstandeten Tätigkeit des Auftragnehmers.  
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(3) Der Auftraggeber hat bei Fehlschlägen der Nachbesserung etwaiger Mängel Anspruch auf Minderung. 

Soweit darüber hinaus Schadenersatzansprüche bestehen, gilt Punkt 7.  

7. Haftung  

(1) Sämtliche Haftungsregelungen gelten für alle Streitigkeiten im Zusammenhang mit dem Auftragsver- 

hältnis, gleich aus welchem Rechtsgrund. Der Auftragnehmer haftet für Schäden im Zusammenhang mit dem 

Auftragsverhältnis (einschließlich dessen Beendigung) nur bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit. Die  

Anwendbarkeit des § 1298 Satz 2 ABGB wird ausgeschlossen.  

(2) Im Falle grober Fahrlässigkeit beträgt die Ersatzpflicht des Auftragnehmers höchstens das zehnfache der 

Mindestversicherungssumme der Berufshaftpflichtversicherung gemäß § 11 Wirtschaftstreuhandberufsgesetz 

2017 (WTBG 2017) in der jeweils geltenden Fassung.  

(3) Die Beschränkung der Haftung gemäß Punkt 7 (2) bezieht sich auf den einzelnen Schadensfall. Der  

einzelne Schadensfall umfasst sämtliche Folgen einer Pflichtverletzung ohne Rücksicht darauf, ob Schäden in  

einem oder in mehreren aufeinander folgenden Jahren entstanden sind. Dabei gilt mehrfaches auf gleicher 

oder gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen als eine einheitliche Pflichtverletzung, wenn 

die betreffenden Angelegenheiten miteinander in rechtlichem und wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. 

Ein einheitlicher Schaden bleibt ein einzelner Schadensfall, auch wenn er auf mehreren Pflichtverletzungen 

beruht. Weiters ist, außer bei vorsätzlicher Schädigung, eine Haftung des Auftragnehmers für entgangenen 

Gewinn sowie Begleit-, Folge-, Neben- oder ähnliche Schäden, ausgeschlossen.  

(4) Jeder Schadenersatzanspruch kann nur innerhalb von sechs Monaten nachdem der oder die Anspruchs-

berechtigten von dem Schaden Kenntnis erlangt haben, spätestens aber innerhalb von drei Jahren ab Eintritt 

des (Primär)Schadens nach dem anspruchsbegründenden Ereignis gerichtlich geltend gemacht werden, sofern 

nicht in gesetzlichen Vorschriften zwingend andere Verjährungsfristen festgesetzt sind. 

(5) Im Falle der (tatbestandsmäßigen) Anwendbarkeit des § 275 UGB gelten dessen Haftungsnormen auch 

dann, wenn an der Durchführung des Auftrages mehrere Personen beteiligt gewesen oder mehrere zum Ersatz 

verpflichtende Handlungen begangen worden sind und ohne Rücksicht darauf, ob andere Beteiligte vorsätzlich 

gehandelt haben.  

(6) In Fällen, in denen ein förmlicher Bestätigungsvermerk erteilt wird, beginnt die Verjährungsfrist  

spätestens mit Erteilung des Bestätigungsvermerkes zu laufen.  

(7) Wird die Tätigkeit unter Einschaltung eines Dritten, zB eines Daten verarbeitenden Unternehmens, durch-

geführt, so gelten mit Benachrichtigung des Auftraggebers darüber nach Gesetz oder Vertrag be- oder entste-

hende Gewährleistungs- und Schadenersatzansprüche gegen den Dritten als an den Auftraggeber abgetreten. 

Der Auftragnehmer haftet, unbeschadet Punkt 4. (3), diesfalls nur für Verschulden bei der Auswahl des Dritten.  

(8) Eine Haftung des Auftragnehmers Dritten gegenüber ist in jedem Fall ausgeschlossen. Geraten Dritte mit 

der Arbeit des Auftragnehmers wegen des Auftraggebers in welcher Form auch immer in Kontakt hat der Auf-

traggeber diese über diesen Umstand ausdrücklich aufzuklären. Soweit ein solcher Haftungsausschluss  

gesetzlich nicht zulässig ist oder eine Haftung gegenüber Dritten vom Auftragnehmer ausnahmsweise über-

nommen wurde, gelten subsidiär diese Haftungsbeschränkungen jedenfalls auch gegenüber Dritten. Dritte 

können jedenfalls keine Ansprüche stellen, die über einen allfälligen Anspruch des Auftraggebers hinausgehen. 

Die Haftungshöchstsumme gilt nur insgesamt einmal für alle Geschädigten, einschließlich der Ersatzansprüche 

des Auftraggebers selbst, auch wenn mehrere Personen (der Auftraggeber und ein Dritter oder auch mehrere 

Dritte) geschädigt worden sind; Geschädigte werden nach ihrem Zuvorkommen befriedigt. Der Auftraggeber 

wird den Auftragnehmer und dessen Mitarbeiter von sämtlichen Ansprüchen Dritter im Zusammenhang mit 

der Weitergabe schriftlicher als auch mündlicher beruflicher Äußerungen des Auftragnehmers an diese  

Dritte schad- und klaglos halten. 
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(9) Punkt 7 gilt auch für allfällige Haftungsansprüche des Auftraggebers im Zusammenhang mit dem Auf-

tragsverhältnis gegenüber Dritten (Erfüllungs- und Besorgungsgehilfen des Auftragnehmers) und den  

Substituten des Auftragnehmers. 

8. Verschwiegenheitspflicht, Datenschutz  

(1) Der Auftragnehmer ist gemäß § 80 WTBG 2017 verpflichtet, über alle Angelegenheiten, die ihm im  

Zusammenhang mit seiner Tätigkeit für den Auftraggeber bekannt werden, Stillschweigen zu bewahren, es sei 

denn, dass der Auftraggeber ihn von dieser Schweigepflicht entbindet oder gesetzliche Äußerungspflichten 

entgegen stehen. 

(2) Soweit es zur Verfolgung von Ansprüchen des Auftragnehmers (insbesondere Ansprüche auf Honorar) 

oder zur Abwehr von Ansprüchen gegen den Auftragnehmer (insbesondere Schadenersatzansprüche des Auf-

traggebers oder Dritter gegen den Auftragnehmer) notwendig ist, ist der Auftragnehmer von seiner beruflichen 

Verschwiegenheitspflicht entbunden. 

(3) Der Auftragnehmer darf Berichte, Gutachten und sonstige schriftliche berufliche Äußerungen über die 

Ergebnisse seiner Tätigkeit Dritten nur mit Einwilligung des Auftraggebers aushändigen, es sei denn, dass eine 

gesetzliche Verpflichtung hierzu besteht. 

(4) Der Auftragnehmer ist datenschutzrechtlich Verantwortlicher im Sinne der Datenschutz-Grundver- 

ordnung („DSGVO“) hinsichtlich aller im Rahmen des Auftrages verarbeiteter personenbezogenen Daten. Der 

Auftragnehmer ist daher befugt, ihm anvertraute personenbezogene Daten im Rahmen der Grenzen des  

Auftrages zu verarbeiten. Dem Auftragnehmer überlassene Materialien (Papier und Datenträger) werden 

grundsätzlich nach Beendigung der diesbezüglichen Leistungserbringung dem Auftraggeber oder an vom  

Auftraggeber namhaft gemachte Dritte übergeben oder wenn dies gesondert vereinbart ist vom Auftrag- 

nehmer verwahrt oder vernichtet. Der Auftragnehmer ist berechtigt Kopien davon aufzubewahren soweit er 

diese zur ordnungsgemäßen Dokumentation seiner Leistungen benötigt oder es rechtlich geboten oder  

berufsüblich ist.  

(5) Sofern der Auftragnehmer den Auftraggeber dabei unterstützt, die den Auftraggeber als datenschutz-

rechtlich Verantwortlichen treffenden Pflichten gegenüber Betroffenen zu erfüllen, so ist der Auftragnehmer 

berechtigt, den entstandenen tatsächlichen Aufwand an den Auftraggeber zu verrechnen. Gleiches gilt, für den 

Aufwand der für Auskünfte im Zusammenhang mit dem Auftragsverhältnis anfällt, die nach Entbindung von 

der Verschwiegenheitspflicht durch den Auftraggeber gegenüber Dritten diesen Dritten erteilt werden. 

9. Rücktritt und Kündigung („Beendigung“)  

(1) Die Erklärung der Beendigung eines Auftrags hat schriftlich zu erfolgen (siehe auch Punkt. 4 (4) und (5)). 

Das Erlöschen einer bestehenden Vollmacht bewirkt keine Beendigung des Auftrags.  

(2) Soweit nicht etwas anderes schriftlich vereinbart oder gesetzlich zwingend vorgeschrieben ist, können 

die Vertragspartner den Vertrag jederzeit mit sofortiger Wirkung beendigen. Der Honoraranspruch bestimmt 

sich nach Punkt 11.  

(3) Ein Dauerauftrag (befristeter oder unbefristeter Auftrag über, wenn auch nicht ausschließlich, die  

Erbringung wiederholter Einzelleistungen, auch mit Pauschalvergütung) kann allerdings, soweit nichts anderes 

schriftlich vereinbart ist, ohne Vorliegen eines wichtigen Grundes nur unter Einhaltung einer Frist von drei 

Monaten („Beendigungsfrist“) zum Ende eines Kalendermonats beendet werden.  
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(4) Nach Erklärung der Beendigung eines Dauerauftrags - sind, soweit im Folgenden nicht abweichend  

bestimmt, nur jene einzelnen Werke vom Auftragnehmer noch fertigzustellen (verbleibender Auftragsstand), 

deren vollständige Ausführung innerhalb der Beendigungsfrist (grundsätzlich) möglich ist, soweit diese inner-

halb eines Monats nach Beginn des Laufs der Beendigungsfrist dem Auftraggeber schriftlich im Sinne des Punk-

tes 4 (2) bekannt gegeben werden. Der verbleibende Auftragsstand ist innerhalb der Beendigungsfrist fertig zu 

stellen, sofern sämtliche erforderlichen Unterlagen rechtzeitig zur Verfügung gestellt werden und soweit nicht 

ein wichtiger Grund vorliegt, der dies hindert. 

(5) Wären bei einem Dauerauftrag mehr als 2 gleichartige, üblicherweise nur einmal jährlich zu erstellende 

Werke (zB Jahresabschlüsse, Steuererklärungen etc.) fertig zu stellen, so zählen die über 2 hinaus gehenden 

Werke nur bei ausdrücklichem Einverständnis des Auftraggebers zum verbleibenden Auftragsstand. Auf diesen 

Umstand ist der Auftraggeber in der Bekanntgabe gemäß Punkt 9 (4) gegebenenfalls ausdrücklich hinzuweisen.  

10. Beendigung bei Annahmeverzug und unterlassener Mitwirkung  
des Auftraggebers und rechtlichen Ausführungshindernissen  

(1) Kommt der Auftraggeber mit der Annahme der vom Auftragnehmer angebotenen Leistung in Verzug oder 

unterlässt der Auftraggeber eine ihm nach Punkt 2. oder sonst wie obliegende Mitwirkung, so ist der Auftrag-

nehmer zur fristlosen Beendigung des Vertrages berechtigt. Gleiches gilt, wenn der Auftraggeber eine (auch 

teilweise) Durchführung des Auftrages verlangt, die, nach begründetem Dafürhalten des Auftragnehmers, 

nicht der Rechtslage oder berufsüblichen Grundsätzen entspricht. Seine Honoraransprüche bestimmen sich 

nach Punkt 11. Annahmeverzug sowie unterlassene Mitwirkung seitens des Auftraggebers begründen auch 

dann den Anspruch des Auftragnehmers auf Ersatz der ihm hierdurch entstandenen Mehraufwendungen sowie 

des verursachten Schadens, wenn der Auftragnehmer von seinem Kündigungsrecht keinen Gebrauch macht.  

(2) Bei Verträgen über die Führung der Bücher, die Vornahme der Personalsachbearbeitung oder Abgaben-

verrechnung ist eine fristlose Beendigung durch den Auftragnehmer gemäß Punkt 10 (1) zulässig, wenn der 

Auftraggeber seiner Mitwirkungspflicht gemäß Punkt 2. (1) zweimal nachweislich nicht nachkommt.  

11. Honoraranspruch  

(1) Unterbleibt die Ausführung des Auftrages (zB wegen Rücktritt oder Kündigung), so gebührt dem Auftrag-

nehmer gleichwohl das vereinbarte Entgelt (Honorar), wenn er zur Leistung bereit war und durch Umstände, 

deren Ursache auf Seiten des Auftraggebers liegen, ein bloßes Mitverschulden des Auftragnehmers bleibt dies-

bezüglich außer Ansatz, daran gehindert worden ist; der Auftragnehmer braucht sich in diesem Fall nicht  

anrechnen zu lassen, was er durch anderweitige Verwendung seiner und seiner Mitarbeiter Arbeitskraft  

erwirbt oder zu erwerben unterlässt.  

(2) Bei Beendigung eines Dauerauftrags gebührt das vereinbarte Entgelt für den verbleibenden Auftrags-

stand, sofern er fertiggestellt wird oder dies aus Gründen, die dem Auftraggeber zuzurechnen sind, unterbleibt 

(auf Punkt 11. (1) wird verwiesen). Vereinbarte Pauschalhonorare sind gegebenenfalls zu aliquotieren.  

(3) Unterbleibt eine zur Ausführung des Werkes erforderliche Mitwirkung des Auftraggebers, so ist der  

Auftragnehmer auch berechtigt, ihm zur Nachholung eine angemessene Frist zu setzen mit der Erklärung, dass 

nach fruchtlosem Verstreichen der Frist der Vertrag als aufgehoben gelte, im Übrigen gelten die Folgen des 

Punkt 11. (1).  

(4) Bei Nichteinhaltung der Beendigungsfrist gemäß Punkt 9. (3) durch den Auftraggeber, sowie bei Vertrags-

auflösung gemäß Punkt 10. (2) durch den Auftragnehmer behält der Auftragnehmer den vollen Honorar- 

anspruch für drei Monate.  
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12. Honorar  

(1) Sofern nicht ausdrücklich Unentgeltlichkeit vereinbart ist, wird jedenfalls gemäß § 1004 und § 1152 ABGB 

eine angemessene Entlohnung geschuldet. Höhe und Art des Honoraranspruchs des Auftragnehmers ergeben 

sich aus der zwischen ihm und seinem Auftraggeber getroffenen Vereinbarung. Sofern nicht nachweislich eine 

andere Vereinbarung getroffen wurde sind Zahlungen des Auftraggebers immer auf die älteste Schuld  

anzurechnen.  

(2) Die kleinste verrechenbare Leistungseinheit beträgt eine Viertelstunde.  

(3) Auch die Wegzeit wird im notwendigen Umfang verrechnet.  

(4) Das Aktenstudium in der eigenen Kanzlei, das nach Art und Umfang zur Vorbereitung des Auftragnehmers 

notwendig ist, kann gesondert verrechnet werden.  

(5) Erweist sich durch nachträglich hervorgekommene besondere Umstände oder auf Grund besonderer  

Inanspruchnahme durch den Auftraggeber ein bereits vereinbartes Entgelt als unzureichend, so hat der Auf-

tragnehmer den Auftraggeber darauf hinzuweisen und sind Nachverhandlungen zur Vereinbarung eines  

angemessenen Entgelts zu führen (auch bei unzureichenden Pauschalhonoraren). 

(6) Der Auftragnehmer verrechnet die Nebenkosten und die Umsatzsteuer zusätzlich. Beispielhaft aber nicht 

abschließend im Folgenden (7) bis (9):  

(7) Zu den verrechenbaren Nebenkosten zählen auch belegte oder pauschalierte Barauslagen, Reisespesen 

(bei Bahnfahrten 1. Klasse), Diäten, Kilometergeld, Kopierkosten und ähnliche Nebenkosten.  

(8) Bei besonderen Haftpflichtversicherungserfordernissen zählen die betreffenden Versicherungsprämien 

(inkl. Versicherungssteuer) zu den Nebenkosten.  

(9) Weiters sind als Nebenkosten auch Personal- und Sachaufwendungen für die Erstellung von Berichten, 

Gutachten u.ä. anzusehen. 

(10) Für die Ausführung eines Auftrages, dessen gemeinschaftliche Erledigung mehreren Auftragnehmern 

übertragen worden ist, wird von jedem das seiner Tätigkeit entsprechende Entgelt verrechnet.  

(11) Entgelte und Entgeltvorschüsse sind mangels anderer Vereinbarungen sofort nach deren schriftlicher 

Geltendmachung fällig. Für Entgeltzahlungen, die später als 14 Tage nach Fälligkeit geleistet werden, können 

Verzugszinsen verrechnet werden. Bei beiderseitigen Unternehmergeschäften gelten Verzugszinsen in der in 

§ 456 1. und 2. Satz UGB festgelegten Höhe.  

(12) Die Verjährung richtet sich nach § 1486 ABGB und beginnt mit Ende der Leistung bzw. mit späterer, in 

angemessener Frist erfolgter Rechnungslegung zu laufen.  

(13) Gegen Rechnungen kann innerhalb von 4 Wochen ab Rechnungsdatum schriftlich beim Auftragnehmer 

Einspruch erhoben werden. Andernfalls gilt die Rechnung als anerkannt. Die Aufnahme einer Rechnung in die 

Bücher gilt jedenfalls als Anerkenntnis.  

(14) Auf die Anwendung des § 934 ABGB im Sinne des § 351 UGB, das ist die Anfechtung wegen Verkürzung 

über die Hälfte für Geschäfte unter Unternehmern, wird verzichtet.  

(15) Falls bei Aufträgen betreffend die Führung der Bücher, die Vornahme der Personalsachbearbeitung oder 

Abgabenverrechnung ein Pauschalhonorar vereinbart ist, so sind mangels anderweitiger schriftlicher  

Vereinbarung die Vertretungstätigkeit im Zusammenhang mit abgaben- und beitragsrechtlichen Prüfungen  

aller Art einschließlich der Abschluss von Vergleichen über Abgabenbemessungs- oder Beitragsgrundlagen,  
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Berichterstattung, Rechtsmittelerhebung u.ä. gesondert zu honorieren. Sofern nichts anderes schriftlich  

vereinbart ist, gilt das Honorar als jeweils für ein Auftragsjahr vereinbart.  

(16) Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen im Zusammenhang mit den im Punkt 12. (15) genannten  

Tätigkeiten, insbesondere Feststellungen über das prinzipielle Vorliegen einer Pflichtversicherung, erfolgt nur 

aufgrund eines besonderen Auftrages.  

(17) Der Auftragnehmer kann entsprechende Vorschüsse verlangen und seine (fortgesetzte) Tätigkeit von 

der Zahlung dieser Vorschüsse abhängig machen. Bei Daueraufträgen darf die Erbringung weiterer Leistungen 

bis zur Bezahlung früherer Leistungen (sowie allfälliger Vorschüsse gemäß Satz 1) verweigert werden. Bei  

Erbringung von Teilleistungen und offener Teilhonorierung gilt dies sinngemäß.  

(18) Eine Beanstandung der Arbeiten des Auftragnehmers berechtigt, außer bei offenkundigen wesentlichen 

Mängeln, nicht zur auch nur teilweisen Zurückhaltung der ihm nach Punkt 12. zustehenden Honorare,  

sonstigen Entgelte, Kostenersätze und Vorschüsse (Vergütungen).  

(19) Eine Aufrechnung gegen Forderungen des Auftragnehmers auf Vergütungen nach Punkt 12. ist nur mit 

unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Forderungen zulässig.  

13. Sonstiges  

(1) Im Zusammenhang mit Punkt 12. (17) wird auf das gesetzliche Zurückbehaltungsrecht (§ 471 ABGB, § 369 

UGB) verwiesen; wird das Zurückbehaltungsrecht zu Unrecht ausgeübt, haftet der Auftragnehmer grund- 

sätzlich gemäß Punkt 7. aber in Abweichung dazu nur bis zur Höhe seiner noch offenen Forderung.  

(2) Der Auftraggeber hat keinen Anspruch auf Ausfolgung von im Zuge der Auftragserfüllung vom Auftrag-

nehmer erstellten Arbeitspapieren und ähnlichen Unterlagen. Im Falle der Auftragserfüllung unter Einsatz 

elektronischer Buchhaltungssysteme ist der Auftragnehmer berechtigt, nach Übergabe sämtlicher vom Auf-

tragnehmer auftragsbezogen damit erstellter Daten, für die den Auftraggeber eine Aufbewahrungspflicht trifft, 

in einem strukturierten, gängigen und maschinenlesbaren Format an den Auftraggeber bzw. an den nach- 

folgenden Wirtschaftstreuhänder, die Daten zu löschen. Für die Übergabe dieser Daten in einem  

strukturierten, gängigen und maschinenlesbaren Format hat der Auftragnehmer Anspruch auf ein  

angemessenes Honorar (Punkt 12 gilt sinngemäß). Ist eine Übergabe dieser Daten in einem strukturierten, 

gängigen und maschinenlesbaren Format aus besonderen Gründen unmöglich oder untunlich, können diese 

ersatzweise im Vollausdruck übergeben werden. Eine Honorierung steht diesfalls dafür nicht zu.  

(3) Der Auftragnehmer hat auf Verlangen und Kosten des Auftraggebers alle Unterlagen herauszugeben, die 

er aus Anlass seiner Tätigkeit von diesem erhalten hat. Dies gilt jedoch nicht für den Schriftwechsel zwischen 

dem Auftragnehmer und seinem Auftraggeber und für die Schriftstücke, die der Auftraggeber in Urschrift  

besitzt und für Schriftstücke, die einer Aufbewahrungspflicht nach den für den Auftragnehmer geltenden recht-

lichen Bestimmungen zur Verhinderung von Geldwäsche unterliegen. Der Auftragnehmer kann von Unter- 

lagen, die er an den Auftraggeber zurückgibt, Abschriften oder Fotokopien anfertigen. Sind diese Unterlagen 

bereits einmal an den Auftraggeber übermittelt worden so hat der Auftragnehmer Anspruch auf ein  

angemessenes Honorar (Punkt 12. gilt sinngemäß).  

(4) Der Auftraggeber hat die dem Auftragsnehmer übergebenen Unterlagen nach Abschluss der Arbeiten 

binnen 3 Monaten abzuholen. Bei Nichtabholung übergebener Unterlagen kann der Auftragnehmer nach zwei-

maliger nachweislicher Aufforderung an den Auftraggeber, übergebene Unterlagen abzuholen, diese auf  

dessen Kosten zurückstellen und/oder ein angemessenes Honorar in Rechnung stellen (Punkt 12. gilt sinnge-

mäß). Die weitere Aufbewahrung kann auch auf Kosten des Auftraggebers durch Dritte erfolgen. Der Auftrag-

nehmer haftet im Weiteren nicht für Folgen aus Beschädigung, Verlust oder Vernichtung der Unterlagen.  
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(5) Der Auftragnehmer ist berechtigt, fällige Honorarforderungen mit etwaigen Depotguthaben, Verrech-

nungsgeldern, Treuhandgeldern oder anderen in seiner Gewahrsame befindlichen liquiden Mitteln auch bei 

ausdrücklicher Inverwahrungnahme zu kompensieren, sofern der Auftraggeber mit einem Gegenanspruch des 

Auftragnehmers rechnen musste.  

(6) Zur Sicherung einer bestehenden oder künftigen Honorarforderung ist der Auftragnehmer berechtigt, ein 

finanzamtliches Guthaben oder ein anderes Abgaben- oder Beitragsguthaben des Auftraggebers auf ein  

Anderkonto zu transferieren. Diesfalls ist der Auftraggeber vom erfolgten Transfer zu verständigen. Danach 

kann der sichergestellte Betrag entweder im Einvernehmen mit dem Auftraggeber oder bei Vollstreckbarkeit 

der Honorarforderung eingezogen werden.  

14. Anzuwendendes Recht, Erfüllungsort, Gerichtsstand  

(1) Für den Auftrag, seine Durchführung und die sich hieraus ergebenden Ansprüche gilt ausschließlich  

österreichisches Recht unter Ausschluss des nationalen Verweisungsrechts.  

(2) Erfüllungsort ist der Ort der beruflichen Niederlassung des Auftragnehmers.  

(3) Gerichtsstand ist - mangels abweichender schriftlicher Vereinbarung - das sachlich zuständige Gericht des 

Erfüllungsortes. 

II. Teil 

15. Ergänzende Bestimmungen für Verbrauchergeschäfte  

(1) Für Verträge zwischen Wirtschaftstreuhändern und Verbrauchern gelten die zwingenden Bestimmungen 

des Konsumentenschutzgesetzes.  

(2) Der Auftragnehmer haftet nur für vorsätzliche und grob fahrlässig verschuldete Verletzung der über- 

nommenen Verpflichtungen.  

(3) Anstelle der im Punkt 7 Abs 2 normierten Begrenzung ist auch im Falle grober Fahrlässigkeit die Ersatz-

pflicht des Auftragnehmers nicht begrenzt.  

(4) Punkt 6 Abs 2 (Frist für Mängelbeseitigungsanspruch) und Punkt 7 Abs 4 (Geltendmachung der Schaden-

ersatzansprüche innerhalb einer bestimmten Frist) gilt nicht.  

(5) Rücktrittsrecht gemäß § 3 KSchG:  

Hat der Verbraucher seine Vertragserklärung nicht in den vom Auftragnehmer dauernd benützten Kanzlei-

räumen abgegeben, so kann er von seinem Vertragsantrag oder vom Vertrag zurücktreten. Dieser Rücktritt 

kann bis zum Zustandekommen des Vertrages oder danach binnen einer Woche erklärt werden; die Frist  

beginnt mit der Ausfolgung einer Urkunde, die zumindest den Namen und die Anschrift des Auftragnehmers 

sowie eine Belehrung über das Rücktrittsrecht enthält, an den Verbraucher, frühestens jedoch mit dem  

Zustandekommen des Vertrages zu laufen. Das Rücktrittsrecht steht dem Verbraucher nicht zu,  

1. wenn er selbst die geschäftliche Verbindung mit dem Auftragnehmer oder dessen Beauftragten 
zwecks Schließung dieses Vertrages angebahnt hat,  

2. wenn dem Zustandekommen des Vertrages keine Besprechungen zwischen den Beteiligten oder ihren 
Beauftragten vorangegangen sind oder   

3. bei Verträgen, bei denen die beiderseitigen Leistungen sofort zu erbringen sind, wenn sie üblicher-
weise von Auftragnehmern außerhalb ihrer Kanzleiräume geschlossen werden und das vereinbarte 
Entgelt € 15 nicht übersteigt.  
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Der Rücktritt bedarf zu seiner Rechtswirksamkeit der Schriftform. Es genügt, wenn der Verbraucher ein 

Schriftstück, das seine Vertragserklärung oder die des Auftragnehmers enthält, dem Auftragnehmer mit einem 

Vermerk zurückstellt, der erkennen lässt, dass der Verbraucher das Zustandekommen oder die Aufrechter-

haltung des Vertrages ablehnt. Es genügt, wenn die Erklärung innerhalb einer Woche abgesendet wird.  

Tritt der Verbraucher gemäß § 3 KSchG vom Vertrag zurück, so hat Zug um Zug  

1. der Auftragnehmer alle empfangenen Leistungen samt gesetzlichen Zinsen vom Empfangstag an  
zurückzuerstatten und den vom Verbraucher auf die Sache gemachten notwendigen und nützlichen 
Aufwand zu ersetzen,  

2. der Verbraucher dem Auftragnehmer den Wert der Leistungen zu vergüten, soweit sie ihm zum klaren 
und überwiegenden Vorteil gereichen.  

Gemäß § 4 Abs 3 KSchG bleiben Schadenersatzansprüche unberührt.  

(6) Kostenvoranschläge gemäß § 5 KSchG:  

Für die Erstellung eines Kostenvoranschlages im Sinn des § 1170a ABGB durch den Auftragnehmer hat der 

Verbraucher ein Entgelt nur dann zu zahlen, wenn er vorher auf diese Zahlungspflicht hingewiesen worden ist. 

Wird dem Vertrag ein Kostenvoranschlag des Auftragnehmers zugrunde gelegt, so gilt dessen Richtigkeit als 

gewährleistet, wenn nicht das Gegenteil ausdrücklich erklärt ist.  

(7) Mängelbeseitigung: Punkt 6 wird ergänzt:  

Ist der Auftragnehmer nach § 932 ABGB verpflichtet, seine Leistungen zu verbessern oder Fehlendes nach-

zutragen, so hat er diese Pflicht zu erfüllen, an dem Ort, an dem die Sache übergeben worden ist. Ist es für den 

Verbraucher tunlich, die Werke und Unterlagen vom Auftragnehmer gesendet zu erhalten, so kann dieser diese 

Übersendung auf seine Gefahr und Kosten vornehmen.  

(8) Gerichtsstand: Anstelle Punkt 14. (3) gilt:  

Hat der Verbraucher im Inland seinen Wohnsitz oder seinen gewöhnlichen Aufenthalt oder ist er im Inland 

beschäftigt, so kann für eine Klage gegen ihn nach den §§ 88, 89, 93 Abs 2 und 104 Abs1 JN nur die Zuständigkeit 

eines Gerichtes begründet werden, in dessen Sprengel der Wohnsitz, der gewöhnliche Aufenthalt oder der Ort 

der Beschäftigung liegt. 

(9) Verträge über wiederkehrende Leistungen: 

a) Verträge, durch die sich der Auftragnehmer zu Werkleistungen und der Verbraucher zu wiederholten 

Geldzahlungen verpflichten und die für eine unbestimmte oder eine ein Jahr übersteigende Zeit  

geschlossen worden sind, kann der Verbraucher unter Einhaltung einer zweimonatigen Frist zum  

Ablauf des ersten Jahres, nachher zum Ablauf jeweils eines halben Jahres kündigen.  

b) Ist die Gesamtheit der Leistungen eine nach ihrer Art unteilbare Leistung, deren Umfang und Preis 

schon bei der Vertragsschließung bestimmt sind, so kann der erste Kündigungstermin bis zum Ablauf 

des zweiten Jahres hinausgeschoben werden. In solchen Verträgen kann die Kündigungsfrist auf 

höchstens sechs Monate verlängert werden.  

c) Erfordert die Erfüllung eines bestimmten, in lit. a) genannten Vertrages erhebliche Aufwendungen des 

Auftragnehmers und hat er dies dem Verbraucher spätestens bei der Vertragsschließung bekannt  

gegeben, so können den Umständen angemessene, von den in lit. a) und b) genannten abweichende 

Kündigungstermine und Kündigungsfristen vereinbart werden.  

d) Eine Kündigung des Verbrauchers, die nicht fristgerecht ausgesprochen worden ist, wird zum nächsten 

nach Ablauf der Kündigungsfrist liegenden Kündigungstermin wirksam. 
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179. Bericht über die Prüfung des Landes-Rechenschaftsberichts über die rechnerischen  
Richtigkeit der aufgrund des Bgld. PaFöG 2024 erhaltenen Fördermittel und Spenden  

gem. § 6 Abs. 4 Bgld. PaFöG 2024; FPÖ Landesgeschäftsstelle Burgenland 

Zeitraum 1. Jänner 2024 bis 31. Dezember 2024  

1. Auftrag und Auftragsdurchführung 

Mit Auftrag vom 1. September 2025 wurde uns durch die Geschäftsführung der FPÖ Landesgeschäftsstelle 

Burgenland der Prüfauftrag zur Prüfung der rechnerischen Richtigkeit des Landes-Rechenschaftsberichts über 

die Verwendung der Fördermittel des Landes Burgenland und Spenden gem. § 6 Abs. 4 Bgld. PaFöG 2024  

erteilt. 

Wir haben unsere Prüfung unter Beachtung der österreichischen berufsüblichen Grundsätze zu sonstigen 

Prüfungen (KFS/PG 13) durchgeführt. Danach haben wir unsere Berufspflichten einschließlich Vorschriften zur 

Unabhängigkeit einzuhalten und den Auftrag unter Beachtung des Grundsatzes der Wesentlichkeit so zu  

planen und durchzuführen, dass wir unsere Beurteilung mit einer hinreichenden Sicherheit abgeben können. 

Die Auswahl der Prüfungshandlungen liegt im pflichtgemäßen Ermessen des Prüfers und umfasste  

insbesondere folgende Tätigkeiten: 

• Stichprobenartige Prüfung auf Basis von Originalbelegen, 

• Prüfung der Plausibilität der Verwendungszwecke, 

• Prüfung der Gesamtgebarung hinsichtlich der rechnerischen Richtigkeit. 

Gegenstand unseres Auftrages ist weder eine Abschlussprüfung noch eine prüferische Durchsicht von  

Abschlüssen. Ebenso ist weder die Aufdeckung und Aufklärung strafrechtlicher Tatbestände, wie zB von Unter-

schlagungen oder sonstigen Untreuehandlungen und Ordnungswidrigkeiten, noch die Beurteilung der  

Effektivität und Wirtschaftlichkeit der Geschäftsführung Gegenstand unseres Auftrages.  

Die Auftragsdurchführung erfolgte im Zeitraum Juli 2025 unter der Verantwortung von WP/StB Mag. (FH) 

Manuela Ermischer in den Räumlichkeiten der FPÖ Landesgeschäftsstelle Burgenland sowie in unseren  

Kanzleiräumlichkeiten. 

Die widmungsgemäße Verwendung der Parteienförderungsbeträge des Landes Burgenland und Spenden im 

Sinne des Bgld. PaFöG sowie deren korrekte Aufzeichnung liegt in der Verantwortung der gesetzlichen  

Vertreter der FPÖ Landesgeschäftsstelle Burgenland. 

Die erforderlichen Aufklärungen und Nachweise wurden uns von der FPÖ Landesgeschäftsstelle Burgenland 

durch Herrn Rudolf Smolej und Frau Anita Strommer erteilt.  

Für die Durchführung des Auftrags und unsere Verantwortung und Haftung gelten, auch im Verhältnis  

gegenüber Dritten, die beiliegenden Allgemeinen Auftragsbedingungen für Wirtschaftstreuhänder (AAB) in der 

derzeit geltenden Fassung. 

2. Prüfungsergebnis 

Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und angemessen sind, 

um als Grundlage für unser Prüfungsurteil zu dienen. 

Die Freiheitliche Partei Österreich - Landesgruppe Burgenland hat im Jahr 2024 aufgrund des Burgen- 

ländischen Parteien-Förderungsgesetzes eine Gesamtförderung in Höhe von EUR 447.759,49 erhalten. Davon 

entfielen EUR 336.440,83 auf das Jahr 2024, EUR 111.318,66 wurden für die Jahre 2021 bis 2023 im Jahr 2024 
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nachträglich ausbezahlt. Auf Basis unserer Prüfungshandlungen sind uns keine Sachverhalte bekannt gewor-

den, die uns zu der Annahme veranlassen, dass die rechnerische Richtigkeit der auf Grund des Bgld.  

PaFöG 2024 erhaltenen Fördermittel und Spenden hinsichtlich des Landes-Rechenschaftsberichts nicht  

vorliegt. 

Wien, am 17. September 2025 
ALLAUDIT Wirtschaftsprüfungs- und 

SteuerberatungsgmbH 
Mag.a(FH) Ermischer 

Wirtschaftsprüferin & Steuerberaterin 

Beilagen: 

Anlage 1: Erträge und Aufwendungen 2024 laut Rechenschaftsbericht 2024 

Anlage 2: Allgemeine Auftragsbedingungen für Wirtschaftstreuhandberufe („AAB“) 
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Anlage 2 

Allgemeine Auftragsbedingungen für Wirtschaftstreuhandberufe (AAB 2018) 

Zur Verfügung gestellt vom Vorstand der Kammer der Steuerberater:innen und Wirtschaftsprüfer:innen  

Präambel und Allgemeines  

(1) Auftrag im Sinne dieser Bedingungen meint jeden Vertrag über vom zur Ausübung eines Wirtschaftstreu-

handberufes Berechtigten in Ausübung dieses Berufes zu erbringende Leistungen (sowohl faktische Tätigkeiten 

als auch die Besorgung oder Durchführung von Rechtsgeschäften oder Rechtshandlungen, jeweils im Rahmen 

der §§ 2 oder 3 Wirtschaftstreuhandberufsgesetz 2017 (WTBG 2017). Die Parteien des Auftrages werden in 

Folge zum einen „Auftragnehmer“, zum anderen „Auftraggeber“ genannt).  

(2) Diese Allgemeinen Auftragsbedingungen für Wirtschaftstreuhandberufe gliedern sich in zwei Teile:  

Die Auftragsbedingungen des I. Teiles gelten für Aufträge, bei denen die Auftragserteilung zum Betrieb des 

Unternehmens des Auftraggebers (Unternehmer iSd KSchG) gehört. Für Verbrauchergeschäfte gemäß  

Konsumentenschutzgesetz (Bundesgesetz vom 8. März 1979/BGBl Nr.140 in der derzeit gültigen Fassung)  

gelten sie insoweit der II. Teil keine abweichenden Bestimmungen für diese enthält.  

(3) Im Falle der Unwirksamkeit einer einzelnen Bestimmung ist diese durch eine wirksame, die dem ange-

strebten Ziel möglichst nahe kommt, zu ersetzen. 

I. Teil  

1. Umfang und Ausführung des Auftrages  

(1) Der Umfang des Auftrages ergibt sich in der Regel aus der schriftlichen Auftragsvereinbarung zwischen 

Auftraggeber und Auftragnehmer. Fehlt diesbezüglich eine detaillierte schriftliche Auftragsvereinbarung gilt 

im Zweifel (2)-(4):  

(2) Bei Beauftragung mit Steuerberatungsleistungen umfasst die Beratungstätigkeit folgende Tätigkeiten:  

a) Ausarbeitung der Jahressteuererklärungen für die Einkommen- oder Körperschaftsteuer sowie  

Umsatzsteuer und zwar auf Grund der vom Auftraggeber vorzulegenden oder (bei entsprechender 

Vereinbarung) vom Auftragnehmer erstellten Jahresabschlüsse und sonstiger, für die Besteuerung  

erforderlichen Aufstellungen und Nachweise. Wenn nicht ausdrücklich anders vereinbart, sind die für 

die Besteuerung erforderlichen Aufstellungen und Nachweise vom Auftraggeber beizubringen.  

b) Prüfung der Bescheide zu den unter a) genannten Erklärungen.  

c) Verhandlungen mit den Finanzbehörden im Zusammenhang mit den unter a) und b) genannten  

Erklärungen und Bescheiden.  

d) Mitwirkung bei Betriebsprüfungen und Auswertung der Ergebnisse von Betriebsprüfungen hinsichtlich 

der unter a) genannten Steuern.  

e) Mitwirkung im Rechtsmittelverfahren hinsichtlich der unter a) genannten Steuern.  

Erhält der Auftragnehmer für die laufende Steuerberatung ein Pauschalhonorar, so sind mangels  

anderweitiger schriftlicher Vereinbarungen die unter d) und e) genannten Tätigkeiten gesondert zu  

honorieren.  

(3) Soweit die Ausarbeitung von einer oder mehreren Jahressteuererklärung(en) zum übernommenen  

Auftrag zählt, gehört dazu nicht die Überprüfung etwaiger besonderer buchmäßiger Voraussetzungen sowie 
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die Prüfung, ob alle in Betracht kommenden insbesondere umsatzsteuerrechtlichen Begünstigungen  

wahrgenommen worden sind, es sei denn, hierüber besteht eine nachweisliche Beauftragung.  

(4) Die Verpflichtung zur Erbringung anderer Leistungen gemäß §§ 2 und 3 WTBG 2017 bedarf jedenfalls 

nachweislich einer gesonderten Beauftragung.  

(5) Vorstehende Absätze (2) bis (4) gelten nicht bei Sachverständigentätigkeit. 

(6) Es bestehen keinerlei Pflichten des Auftragnehmers zur Leistungserbringung, Warnung oder Aufklärung 

über den Umfang des Auftrages hinaus.  

(7) Der Auftragnehmer ist berechtigt, sich zur Durchführung des Auftrages geeigneter Mitarbeiter und  

sonstiger Erfüllungsgehilfen (Subunternehmer) zu bedienen, als auch sich bei der Durchführung des Auftrages 

durch einen Berufsbefugten substituieren zu lassen. Mitarbeiter im Sinne dieser Bedingungen meint alle  

Personen, die den Auftragnehmer auf regelmäßiger oder dauerhafter Basis bei seiner betrieblichen Tätigkeit 

unterstützen, unabhängig von der Art der rechtsgeschäftlichen Grundlage.  

(8) Der Auftragnehmer hat bei der Erbringung seiner Leistungen ausschließlich österreichisches Recht zu  

berücksichtigen; ausländisches Recht ist nur bei ausdrücklicher schriftlicher Vereinbarung zu berücksichtigen. 

(9) Ändert sich die Rechtslage nach Abgabe der abschließenden schriftlichen als auch mündlichen beruflichen 

Äußerung, so ist der Auftragnehmer nicht verpflichtet, den Auftraggeber auf Änderungen oder sich daraus 

ergebende Folgen hinzuweisen. Dies gilt auch für in sich abgeschlossene Teile eines Auftrages.  

(10) Der Auftraggeber ist verpflichtet dafür Sorge zu tragen, dass die von ihm zur Verfügung gestellten Daten 

vom Auftragnehmer im Rahmen der Leistungserbringung verarbeitet werden dürfen. Diesbezüglich hat der 

Auftraggeber insbesondere aber nicht ausschließlich die anwendbaren datenschutz- und arbeitsrechtlichen 

Bestimmungen zu beachten.  

(11) Bringt der Auftragnehmer bei einer Behörde ein Anbringen elektronisch ein, so handelt er - mangels 

ausdrücklicher gegenteiliger Vereinbarung - lediglich als Bote und stellt dies keine ihm oder einem einreichend 

Bevollmächtigten zurechenbare Willens- oder Wissenserklärung dar.  

(12) Der Auftraggeber verpflichtet sich, Personen, die während des Auftragsverhältnisses Mitarbeiter des 

Auftragnehmers sind oder waren, während und binnen eines Jahres nach Beendigung des Auftragsverhältnis-

ses nicht in seinem Unternehmen oder in einem ihm nahestehenden Unternehmen zu beschäftigen, widrigen-

falls er sich zur Bezahlung eines Jahresbezuges des übernommenen Mitarbeiters an den Auftragnehmer  

verpflichtet.  

2. Aufklärungspflicht des Auftraggebers; Vollständigkeitserklärung  

(1) Der Auftraggeber hat dafür zu sorgen, dass dem Auftragnehmer auch ohne dessen besondere  

Aufforderung alle für die Ausführung des Auftrages notwendigen Unterlagen zum vereinbarten Termin und in  

Ermangelung eines solchen rechtzeitig in geeigneter Form vorgelegt werden und ihm von allen Vorgängen und 

Umständen Kenntnis gegeben wird, die für die Ausführung des Auftrages von Bedeutung sein können. Dies gilt 

auch für die Unterlagen, Vorgänge und Umstände, die erst während der Tätigkeit des Auftragnehmers bekannt 

werden.  

(2) Der Auftragnehmer ist berechtigt, die ihm erteilten Auskünfte und übergebenen Unterlagen des Auftrag-

gebers, insbesondere Zahlenangaben, als richtig und vollständig anzusehen und dem Auftrag zu Grunde zu 

legen. Der Auftragnehmer ist ohne gesonderten schriftlichen Auftrag nicht verpflichtet, Unrichtigkeiten fest zu 

stellen. Insbesondere gilt dies auch für die Richtigkeit und Vollständigkeit von Rechnungen. Stellt er allerdings 

Unrichtigkeiten fest, so hat er dies dem Auftraggeber bekannt zu geben. Er hat im Finanzstrafverfahren die 

Rechte des Auftraggebers zu wahren.  
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(3) Der Auftraggeber hat dem Auftragnehmer die Vollständigkeit der vorgelegten Unterlagen sowie der  

gegebenen Auskünfte und Erklärungen im Falle von Prüfungen, Gutachten und Sachverständigentätigkeit 

schriftlich zu bestätigen. 

(4) Wenn bei der Erstellung von Jahresabschlüssen und anderen Abschlüssen vom Auftraggeber erhebliche 

Risiken nicht bekannt gegeben worden sind, bestehen für den Auftragnehmer insoweit diese Risiken schlagend 

werden keinerlei Ersatzpflichten.  

(5) Vom Auftragnehmer angegebene Termine und Zeitpläne für die Fertigstellung von Produkten des Auf-

tragnehmers oder Teilen davon sind bestmögliche Schätzungen und, sofern nicht anders schriftlich vereinbart, 

nicht bindend. Selbiges gilt für etwaige Honorarschätzungen: diese werden nach bestem Wissen erstellt; sie 

sind jedoch stets unverbindlich.  

(6) Der Auftraggeber hat dem Auftragnehmer jeweils aktuelle Kontaktdaten (insbesondere Zustelladresse) 

bekannt zu geben. Der Auftragnehmer darf sich bis zur Bekanntgabe neuer Kontaktdaten auf die Gültigkeit der 

zuletzt vom Auftraggeber bekannt gegebenen Kontaktdaten verlassen, insbesondere Zustellung an die zuletzt 

bekannt gegebene Adresse vornehmen lassen. 

3. Sicherung der Unabhängigkeit  

(1) Der Auftraggeber ist verpflichtet, alle Vorkehrungen zu treffen, um zu verhindern, dass die  

Unabhängigkeit der Mitarbeiter des Auftragnehmers gefährdet wird, und hat selbst jede Gefährdung dieser  

Unabhängigkeit zu unterlassen. Dies gilt insbesondere für Angebote auf Anstellung und für Angebote, Aufträge 

auf eigene Rechnung zu übernehmen.  

(2) Der Auftraggeber nimmt zur Kenntnis, dass seine hierfür notwendigen personenbezogenen Daten sowie 

Art und Umfang inklusive Leistungszeitraum der zwischen Auftragnehmer und Auftraggeber vereinbarten  

Leistungen (sowohl Prüfungs- als auch Nichtprüfungsleistungen) zum Zweck der Überprüfung des Vorliegens 

von Befangenheits- oder Ausschließungsgründen und Interessenkollisionen in einem allfälligen Netzwerk, dem 

der Auftragnehmer angehört, verarbeitet und zu diesem Zweck an die übrigen Mitglieder dieses Netzwerkes 

auch ins Ausland übermittelt werden. Hierfür entbindet der Auftraggeber den Auftragnehmer nach dem  

Datenschutzgesetz und gemäß § 80 Abs 4 Z 2 WTBG 2017 ausdrücklich von dessen Verschwiegenheitspflicht. 

Der Auftraggeber kann die Entbindung von der Verschwiegenheitspflicht jederzeit widerrufen.  

4. Berichterstattung und Kommunikation  

(1) (Berichterstattung durch den Auftragnehmer) Bei Prüfungen und Gutachten ist, soweit nichts anderes 

vereinbart wurde, ein schriftlicher Bericht zu erstatten.  

(2) (Kommunikation an den Auftraggeber) Alle auftragsbezogenen Auskünfte und Stellungnahmen, ein-

schließlich Berichte, (allesamt Wissenserklärungen) des Auftragnehmers, seiner Mitarbeiter, sonstiger  

Erfüllungsgehilfen oder Substitute („berufliche Äußerungen“) sind nur dann verbindlich, wenn sie schriftlich 

erfolgen. Berufliche Äußerungen in elektronischen Dateiformaten, welche per Fax oder E-Mail oder unter  

Verwendung ähnlicher Formen der elektronischen Kommunikation (speicher- und wiedergabefähig und nicht 

mündlich d.h. zB SMS aber nicht Telefon) erfolgen, übermittelt oder bestätigt werden, gelten als schriftlich; 

dies gilt ausschließlich für berufliche Äußerungen. Das Risiko der Erteilung der beruflichen Äußerungen durch 

dazu Nichtbefugte und das Risiko der Übersendung dieser trägt der Auftraggeber.  

(3) (Kommunikation an den Auftraggeber) Der Auftraggeber stimmt hiermit zu, dass der Auftragnehmer 

elektronische Kommunikation mit dem Auftraggeber (zB via E-Mail) in unverschlüsselter Form vornimmt. Der 

Auftraggeber erklärt, über die mit der Verwendung elektronischer Kommunikation verbundenen Risiken  

(insbesondere Zugang, Geheimhaltung, Veränderung von Nachrichten im Zuge der Übermittlung) informiert zu 
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sein. Der Auftragnehmer, seine Mitarbeiter, sonstigen Erfüllungsgehilfen oder Substitute haften nicht für  

Schäden, die durch die Verwendung elektronischer Kommunikationsmittel verursacht werden.  

(4) (Kommunikation an den Auftragnehmer) Der Empfang und die Weiterleitung von Informationen an den 

Auftragnehmer und seine Mitarbeiter sind bei Verwendung von Telefon - insbesondere in Verbindung mit  

automatischen Anrufbeantwortungssystemen, Fax, E-Mail und anderen Formen der elektronischen Kommuni-

kation - nicht immer sichergestellt. Aufträge und wichtige Informationen gelten daher dem Auftragnehmer nur 

dann als zugegangen, wenn sie auch physisch (nicht (fern-)mündlich oder elektronisch) zugegangen sind, es sei 

denn, es wird im Einzelfall der Empfang ausdrücklich bestätigt. Automatische Übermittlungs- und Lese- 

bestätigungen gelten nicht als solche ausdrücklichen Empfangsbestätigungen. Dies gilt insbesondere für die 

Übermittlung von Bescheiden und anderen Informationen über Fristen. Kritische und wichtige Mitteilungen 

müssen daher per Post oder Kurier an den Auftragnehmer gesandt werden. Die Übergabe von Schriftstücken 

an Mitarbeiter außerhalb der Kanzlei gilt nicht als Übergabe.  

(5) (Allgemein) Schriftlich meint insoweit in Punkt 4 (2) nicht anderes bestimmt, Schriftlichkeit iSd § 886 ABGB 

(Unterschriftlichkeit). Eine fortgeschrittene elektronische Signatur (Art. 26 eIDAS VO, (EU) Nr. 910/2014) erfüllt 

das Erfordernis der Schriftlichkeit iSd § 886 ABGB (Unterschriftlichkeit), soweit dies innerhalb der Parteiendis-

position liegt.  

(6) (Werbliche Information) Der Auftragnehmer wird dem Auftraggeber wiederkehrend allgemeine steuer-

rechtliche und allgemeine wirtschaftsrechtliche Informationen elektronisch (zB per E-Mail) übermitteln. Der 

Auftraggeber nimmt zur Kenntnis, dass er das Recht hat, der Zusendung von Direktwerbung jederzeit zu  

widersprechen. 

5. Schutz des geistigen Eigentums des Auftragnehmers  

(1) Der Auftraggeber ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass die im Rahmen des Auftrages vom Auftragnehmer 

erstellten Berichte, Gutachten, Organisationspläne, Entwürfe, Zeichnungen, Berechnungen und dergleichen 

nur für Auftragszwecke (zB gemäß § 44 Abs 3 EStG 1988) verwendet werden. Im Übrigen bedarf die Weitergabe 

schriftlicher als auch mündlicher beruflicher Äußerungen des Auftragnehmers an einen Dritten zur  

Nutzung der schriftlichen Zustimmung des Auftragnehmers. 

(2) Die Verwendung schriftlicher als auch mündlicher beruflicher Äußerungen des Auftragnehmers zu  

Werbezwecken ist unzulässig; ein Verstoß berechtigt den Auftragnehmer zur fristlosen Kündigung aller noch 

nicht durchgeführten Aufträge des Auftraggebers.  

(3) Dem Auftragnehmer verbleibt an seinen Leistungen das Urheberrecht. Die Einräumung von Werk- 

nutzungsbewilligungen bleibt der schriftlichen Zustimmung des Auftragnehmers vorbehalten.  

6. Mängelbeseitigung  

(1) Der Auftragnehmer ist berechtigt und verpflichtet, nachträglich hervorkommende Unrichtigkeiten und 

Mängel in seiner schriftlichen als auch mündlichen beruflichen Äußerung zu beseitigen, und verpflichtet, den 

Auftraggeber hiervon unverzüglich zu verständigen. Er ist berechtigt, auch über die ursprüngliche berufliche 

Äußerung informierte Dritte von der Änderung zu verständigen.  

(2) Der Auftraggeber hat Anspruch auf die kostenlose Beseitigung von Unrichtigkeiten, sofern diese durch 

den Auftragnehmer zu vertreten sind; dieser Anspruch erlischt sechs Monate nach erbrachter Leistung des 

Auftragnehmers bzw. - falls eine schriftliche berufliche Äußerung nicht abgegeben wird - sechs Monate nach 

Beendigung der beanstandeten Tätigkeit des Auftragnehmers.  
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(3) Der Auftraggeber hat bei Fehlschlägen der Nachbesserung etwaiger Mängel Anspruch auf Minderung. 

Soweit darüber hinaus Schadenersatzansprüche bestehen, gilt Punkt 7.  

7. Haftung  

(1) Sämtliche Haftungsregelungen gelten für alle Streitigkeiten im Zusammenhang mit dem Auftragsver- 

hältnis, gleich aus welchem Rechtsgrund. Der Auftragnehmer haftet für Schäden im Zusammenhang mit dem 

Auftragsverhältnis (einschließlich dessen Beendigung) nur bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit. Die  

Anwendbarkeit des § 1298 Satz 2 ABGB wird ausgeschlossen.  

(2) Im Falle grober Fahrlässigkeit beträgt die Ersatzpflicht des Auftragnehmers höchstens das zehnfache der 

Mindestversicherungssumme der Berufshaftpflichtversicherung gemäß § 11 Wirtschaftstreuhandberufsgesetz 

2017 (WTBG 2017) in der jeweils geltenden Fassung.  

(3) Die Beschränkung der Haftung gemäß Punkt 7 (2) bezieht sich auf den einzelnen Schadensfall. Der  

einzelne Schadensfall umfasst sämtliche Folgen einer Pflichtverletzung ohne Rücksicht darauf, ob Schäden in  

einem oder in mehreren aufeinander folgenden Jahren entstanden sind. Dabei gilt mehrfaches auf gleicher 

oder gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen als eine einheitliche Pflichtverletzung, wenn 

die betreffenden Angelegenheiten miteinander in rechtlichem und wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. 

Ein einheitlicher Schaden bleibt ein einzelner Schadensfall, auch wenn er auf mehreren Pflichtverletzungen 

beruht. Weiters ist, außer bei vorsätzlicher Schädigung, eine Haftung des Auftragnehmers für entgangenen 

Gewinn sowie Begleit-, Folge-, Neben- oder ähnliche Schäden, ausgeschlossen.  

(4) Jeder Schadenersatzanspruch kann nur innerhalb von sechs Monaten nachdem der oder die Anspruchs-

berechtigten von dem Schaden Kenntnis erlangt haben, spätestens aber innerhalb von drei Jahren ab Eintritt 

des (Primär)Schadens nach dem anspruchsbegründenden Ereignis gerichtlich geltend gemacht werden, sofern 

nicht in gesetzlichen Vorschriften zwingend andere Verjährungsfristen festgesetzt sind. 

(5) Im Falle der (tatbestandsmäßigen) Anwendbarkeit des § 275 UGB gelten dessen Haftungsnormen auch 

dann, wenn an der Durchführung des Auftrages mehrere Personen beteiligt gewesen oder mehrere zum Ersatz 

verpflichtende Handlungen begangen worden sind und ohne Rücksicht darauf, ob andere Beteiligte vorsätzlich 

gehandelt haben.  

(6) In Fällen, in denen ein förmlicher Bestätigungsvermerk erteilt wird, beginnt die Verjährungsfrist  

spätestens mit Erteilung des Bestätigungsvermerkes zu laufen.  

(7) Wird die Tätigkeit unter Einschaltung eines Dritten, zB eines Daten verarbeitenden Unternehmens, durch-

geführt, so gelten mit Benachrichtigung des Auftraggebers darüber nach Gesetz oder Vertrag be- oder entste-

hende Gewährleistungs- und Schadenersatzansprüche gegen den Dritten als an den Auftraggeber abgetreten. 

Der Auftragnehmer haftet, unbeschadet Punkt 4. (3), diesfalls nur für Verschulden bei der Auswahl des Dritten.  

(8) Eine Haftung des Auftragnehmers Dritten gegenüber ist in jedem Fall ausgeschlossen. Geraten Dritte mit 

der Arbeit des Auftragnehmers wegen des Auftraggebers in welcher Form auch immer in Kontakt hat der Auf-

traggeber diese über diesen Umstand ausdrücklich aufzuklären. Soweit ein solcher Haftungsausschluss  

gesetzlich nicht zulässig ist oder eine Haftung gegenüber Dritten vom Auftragnehmer ausnahmsweise über-

nommen wurde, gelten subsidiär diese Haftungsbeschränkungen jedenfalls auch gegenüber Dritten. Dritte 

können jedenfalls keine Ansprüche stellen, die über einen allfälligen Anspruch des Auftraggebers hinausgehen. 

Die Haftungshöchstsumme gilt nur insgesamt einmal für alle Geschädigten, einschließlich der Ersatzansprüche 

des Auftraggebers selbst, auch wenn mehrere Personen (der Auftraggeber und ein Dritter oder auch mehrere 

Dritte) geschädigt worden sind; Geschädigte werden nach ihrem Zuvorkommen befriedigt. Der Auftraggeber 

wird den Auftragnehmer und dessen Mitarbeiter von sämtlichen Ansprüchen Dritter im Zusammenhang mit 

der Weitergabe schriftlicher als auch mündlicher beruflicher Äußerungen des Auftragnehmers an diese  

Dritte schad- und klaglos halten. 
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(9) Punkt 7 gilt auch für allfällige Haftungsansprüche des Auftraggebers im Zusammenhang mit dem Auf-

tragsverhältnis gegenüber Dritten (Erfüllungs- und Besorgungsgehilfen des Auftragnehmers) und den  

Substituten des Auftragnehmers. 

8. Verschwiegenheitspflicht, Datenschutz  

(1) Der Auftragnehmer ist gemäß § 80 WTBG 2017 verpflichtet, über alle Angelegenheiten, die ihm im  

Zusammenhang mit seiner Tätigkeit für den Auftraggeber bekannt werden, Stillschweigen zu bewahren, es sei 

denn, dass der Auftraggeber ihn von dieser Schweigepflicht entbindet oder gesetzliche Äußerungspflichten 

entgegen stehen. 

(2) Soweit es zur Verfolgung von Ansprüchen des Auftragnehmers (insbesondere Ansprüche auf Honorar) 

oder zur Abwehr von Ansprüchen gegen den Auftragnehmer (insbesondere Schadenersatzansprüche des Auf-

traggebers oder Dritter gegen den Auftragnehmer) notwendig ist, ist der Auftragnehmer von seiner beruflichen 

Verschwiegenheitspflicht entbunden. 

(3) Der Auftragnehmer darf Berichte, Gutachten und sonstige schriftliche berufliche Äußerungen über die 

Ergebnisse seiner Tätigkeit Dritten nur mit Einwilligung des Auftraggebers aushändigen, es sei denn, dass eine 

gesetzliche Verpflichtung hierzu besteht. 

(4) Der Auftragnehmer ist datenschutzrechtlich Verantwortlicher im Sinne der Datenschutz-Grundver- 

ordnung („DSGVO“) hinsichtlich aller im Rahmen des Auftrages verarbeiteter personenbezogenen Daten. Der 

Auftragnehmer ist daher befugt, ihm anvertraute personenbezogene Daten im Rahmen der Grenzen des  

Auftrages zu verarbeiten. Dem Auftragnehmer überlassene Materialien (Papier und Datenträger) werden 

grundsätzlich nach Beendigung der diesbezüglichen Leistungserbringung dem Auftraggeber oder an vom  

Auftraggeber namhaft gemachte Dritte übergeben oder wenn dies gesondert vereinbart ist vom Auftrag- 

nehmer verwahrt oder vernichtet. Der Auftragnehmer ist berechtigt Kopien davon aufzubewahren soweit er 

diese zur ordnungsgemäßen Dokumentation seiner Leistungen benötigt oder es rechtlich geboten oder  

berufsüblich ist.  

(5) Sofern der Auftragnehmer den Auftraggeber dabei unterstützt, die den Auftraggeber als datenschutz-

rechtlich Verantwortlichen treffenden Pflichten gegenüber Betroffenen zu erfüllen, so ist der Auftragnehmer 

berechtigt, den entstandenen tatsächlichen Aufwand an den Auftraggeber zu verrechnen. Gleiches gilt, für den 

Aufwand der für Auskünfte im Zusammenhang mit dem Auftragsverhältnis anfällt, die nach Entbindung von 

der Verschwiegenheitspflicht durch den Auftraggeber gegenüber Dritten diesen Dritten erteilt werden. 

9. Rücktritt und Kündigung („Beendigung“)  

(1) Die Erklärung der Beendigung eines Auftrags hat schriftlich zu erfolgen (siehe auch Punkt. 4 (4) und (5)). 

Das Erlöschen einer bestehenden Vollmacht bewirkt keine Beendigung des Auftrags.  

(2) Soweit nicht etwas anderes schriftlich vereinbart oder gesetzlich zwingend vorgeschrieben ist, können 

die Vertragspartner den Vertrag jederzeit mit sofortiger Wirkung beendigen. Der Honoraranspruch bestimmt 

sich nach Punkt 11.  

(3) Ein Dauerauftrag (befristeter oder unbefristeter Auftrag über, wenn auch nicht ausschließlich, die  

Erbringung wiederholter Einzelleistungen, auch mit Pauschalvergütung) kann allerdings, soweit nichts anderes 

schriftlich vereinbart ist, ohne Vorliegen eines wichtigen Grundes nur unter Einhaltung einer Frist von drei 

Monaten („Beendigungsfrist“) zum Ende eines Kalendermonats beendet werden.  

(4) Nach Erklärung der Beendigung eines Dauerauftrags - sind, soweit im Folgenden nicht abweichend  

bestimmt, nur jene einzelnen Werke vom Auftragnehmer noch fertigzustellen (verbleibender Auftragsstand), 
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deren vollständige Ausführung innerhalb der Beendigungsfrist (grundsätzlich) möglich ist, soweit diese inner-

halb eines Monats nach Beginn des Laufs der Beendigungsfrist dem Auftraggeber schriftlich im Sinne des Punk-

tes 4 (2) bekannt gegeben werden. Der verbleibende Auftragsstand ist innerhalb der Beendigungsfrist fertig zu 

stellen, sofern sämtliche erforderlichen Unterlagen rechtzeitig zur Verfügung gestellt werden und soweit nicht 

ein wichtiger Grund vorliegt, der dies hindert. 

(5) Wären bei einem Dauerauftrag mehr als 2 gleichartige, üblicherweise nur einmal jährlich zu erstellende 

Werke (zB Jahresabschlüsse, Steuererklärungen etc.) fertig zu stellen, so zählen die über 2 hinaus gehenden 

Werke nur bei ausdrücklichem Einverständnis des Auftraggebers zum verbleibenden Auftragsstand. Auf diesen 

Umstand ist der Auftraggeber in der Bekanntgabe gemäß Punkt 9 (4) gegebenenfalls ausdrücklich hinzuweisen.  

10. Beendigung bei Annahmeverzug und unterlassener Mitwirkung  
des Auftraggebers und rechtlichen Ausführungshindernissen  

(1) Kommt der Auftraggeber mit der Annahme der vom Auftragnehmer angebotenen Leistung in Verzug oder 

unterlässt der Auftraggeber eine ihm nach Punkt 2. oder sonst wie obliegende Mitwirkung, so ist der Auftrag-

nehmer zur fristlosen Beendigung des Vertrages berechtigt. Gleiches gilt, wenn der Auftraggeber eine (auch 

teilweise) Durchführung des Auftrages verlangt, die, nach begründetem Dafürhalten des Auftragnehmers, 

nicht der Rechtslage oder berufsüblichen Grundsätzen entspricht. Seine Honoraransprüche bestimmen sich 

nach Punkt 11. Annahmeverzug sowie unterlassene Mitwirkung seitens des Auftraggebers begründen auch 

dann den Anspruch des Auftragnehmers auf Ersatz der ihm hierdurch entstandenen Mehraufwendungen sowie 

des verursachten Schadens, wenn der Auftragnehmer von seinem Kündigungsrecht keinen Gebrauch macht.  

(2) Bei Verträgen über die Führung der Bücher, die Vornahme der Personalsachbearbeitung oder Abgaben-

verrechnung ist eine fristlose Beendigung durch den Auftragnehmer gemäß Punkt 10 (1) zulässig, wenn der 

Auftraggeber seiner Mitwirkungspflicht gemäß Punkt 2. (1) zweimal nachweislich nicht nachkommt.  

11. Honoraranspruch  

(1) Unterbleibt die Ausführung des Auftrages (zB wegen Rücktritt oder Kündigung), so gebührt dem Auftrag-

nehmer gleichwohl das vereinbarte Entgelt (Honorar), wenn er zur Leistung bereit war und durch Umstände, 

deren Ursache auf Seiten des Auftraggebers liegen, ein bloßes Mitverschulden des Auftragnehmers bleibt dies-

bezüglich außer Ansatz, daran gehindert worden ist; der Auftragnehmer braucht sich in diesem Fall nicht  

anrechnen zu lassen, was er durch anderweitige Verwendung seiner und seiner Mitarbeiter Arbeitskraft  

erwirbt oder zu erwerben unterlässt.  

(2) Bei Beendigung eines Dauerauftrags gebührt das vereinbarte Entgelt für den verbleibenden Auftrags-

stand, sofern er fertiggestellt wird oder dies aus Gründen, die dem Auftraggeber zuzurechnen sind, unterbleibt 

(auf Punkt 11. (1) wird verwiesen). Vereinbarte Pauschalhonorare sind gegebenenfalls zu aliquotieren.  

(3) Unterbleibt eine zur Ausführung des Werkes erforderliche Mitwirkung des Auftraggebers, so ist der  

Auftragnehmer auch berechtigt, ihm zur Nachholung eine angemessene Frist zu setzen mit der Erklärung, dass 

nach fruchtlosem Verstreichen der Frist der Vertrag als aufgehoben gelte, im Übrigen gelten die Folgen des 

Punkt 11. (1).  

(4) Bei Nichteinhaltung der Beendigungsfrist gemäß Punkt 9. (3) durch den Auftraggeber, sowie bei Vertrags-

auflösung gemäß Punkt 10. (2) durch den Auftragnehmer behält der Auftragnehmer den vollen Honorar- 

anspruch für drei Monate.  
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12. Honorar  

(1) Sofern nicht ausdrücklich Unentgeltlichkeit vereinbart ist, wird jedenfalls gemäß § 1004 und § 1152 ABGB 

eine angemessene Entlohnung geschuldet. Höhe und Art des Honoraranspruchs des Auftragnehmers ergeben 

sich aus der zwischen ihm und seinem Auftraggeber getroffenen Vereinbarung. Sofern nicht nachweislich eine 

andere Vereinbarung getroffen wurde sind Zahlungen des Auftraggebers immer auf die älteste Schuld  

anzurechnen.  

(2) Die kleinste verrechenbare Leistungseinheit beträgt eine Viertelstunde.  

(3) Auch die Wegzeit wird im notwendigen Umfang verrechnet.  

(4) Das Aktenstudium in der eigenen Kanzlei, das nach Art und Umfang zur Vorbereitung des Auftragnehmers 

notwendig ist, kann gesondert verrechnet werden.  

(5) Erweist sich durch nachträglich hervorgekommene besondere Umstände oder auf Grund besonderer  

Inanspruchnahme durch den Auftraggeber ein bereits vereinbartes Entgelt als unzureichend, so hat der Auf-

tragnehmer den Auftraggeber darauf hinzuweisen und sind Nachverhandlungen zur Vereinbarung eines  

angemessenen Entgelts zu führen (auch bei unzureichenden Pauschalhonoraren). 

(6) Der Auftragnehmer verrechnet die Nebenkosten und die Umsatzsteuer zusätzlich. Beispielhaft aber nicht 

abschließend im Folgenden (7) bis (9):  

(7) Zu den verrechenbaren Nebenkosten zählen auch belegte oder pauschalierte Barauslagen, Reisespesen 

(bei Bahnfahrten 1. Klasse), Diäten, Kilometergeld, Kopierkosten und ähnliche Nebenkosten.  

(8) Bei besonderen Haftpflichtversicherungserfordernissen zählen die betreffenden Versicherungsprämien 

(inkl. Versicherungssteuer) zu den Nebenkosten.  

(9) Weiters sind als Nebenkosten auch Personal- und Sachaufwendungen für die Erstellung von Berichten, 

Gutachten u.ä. anzusehen. 

(10) Für die Ausführung eines Auftrages, dessen gemeinschaftliche Erledigung mehreren Auftragnehmern 

übertragen worden ist, wird von jedem das seiner Tätigkeit entsprechende Entgelt verrechnet.  

(11) Entgelte und Entgeltvorschüsse sind mangels anderer Vereinbarungen sofort nach deren schriftlicher 

Geltendmachung fällig. Für Entgeltzahlungen, die später als 14 Tage nach Fälligkeit geleistet werden, können 

Verzugszinsen verrechnet werden. Bei beiderseitigen Unternehmergeschäften gelten Verzugszinsen in der in 

§ 456 1. und 2. Satz UGB festgelegten Höhe.  

(12) Die Verjährung richtet sich nach § 1486 ABGB und beginnt mit Ende der Leistung bzw. mit späterer, in 

angemessener Frist erfolgter Rechnungslegung zu laufen.  

(13) Gegen Rechnungen kann innerhalb von 4 Wochen ab Rechnungsdatum schriftlich beim Auftragnehmer 

Einspruch erhoben werden. Andernfalls gilt die Rechnung als anerkannt. Die Aufnahme einer Rechnung in die 

Bücher gilt jedenfalls als Anerkenntnis.  

(14) Auf die Anwendung des § 934 ABGB im Sinne des § 351 UGB, das ist die Anfechtung wegen Verkürzung 

über die Hälfte für Geschäfte unter Unternehmern, wird verzichtet.  

(15) Falls bei Aufträgen betreffend die Führung der Bücher, die Vornahme der Personalsachbearbeitung oder 

Abgabenverrechnung ein Pauschalhonorar vereinbart ist, so sind mangels anderweitiger schriftlicher  

Vereinbarung die Vertretungstätigkeit im Zusammenhang mit abgaben- und beitragsrechtlichen Prüfungen  

aller Art einschließlich der Abschluss von Vergleichen über Abgabenbemessungs- oder Beitragsgrundlagen,  
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Berichterstattung, Rechtsmittelerhebung u.ä. gesondert zu honorieren. Sofern nichts anderes schriftlich  

vereinbart ist, gilt das Honorar als jeweils für ein Auftragsjahr vereinbart.  

(16) Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen im Zusammenhang mit den im Punkt 12. (15) genannten  

Tätigkeiten, insbesondere Feststellungen über das prinzipielle Vorliegen einer Pflichtversicherung, erfolgt nur 

aufgrund eines besonderen Auftrages.  

(17) Der Auftragnehmer kann entsprechende Vorschüsse verlangen und seine (fortgesetzte) Tätigkeit von 

der Zahlung dieser Vorschüsse abhängig machen. Bei Daueraufträgen darf die Erbringung weiterer Leistungen 

bis zur Bezahlung früherer Leistungen (sowie allfälliger Vorschüsse gemäß Satz 1) verweigert werden. Bei  

Erbringung von Teilleistungen und offener Teilhonorierung gilt dies sinngemäß.  

(18) Eine Beanstandung der Arbeiten des Auftragnehmers berechtigt, außer bei offenkundigen wesentlichen 

Mängeln, nicht zur auch nur teilweisen Zurückhaltung der ihm nach Punkt 12. zustehenden Honorare,  

sonstigen Entgelte, Kostenersätze und Vorschüsse (Vergütungen).  

(19) Eine Aufrechnung gegen Forderungen des Auftragnehmers auf Vergütungen nach Punkt 12. ist nur mit 

unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Forderungen zulässig.  

13. Sonstiges  

(1) Im Zusammenhang mit Punkt 12. (17) wird auf das gesetzliche Zurückbehaltungsrecht (§ 471 ABGB, § 369 

UGB) verwiesen; wird das Zurückbehaltungsrecht zu Unrecht ausgeübt, haftet der Auftragnehmer grund- 

sätzlich gemäß Punkt 7. aber in Abweichung dazu nur bis zur Höhe seiner noch offenen Forderung.  

(2) Der Auftraggeber hat keinen Anspruch auf Ausfolgung von im Zuge der Auftragserfüllung vom Auftrag-

nehmer erstellten Arbeitspapieren und ähnlichen Unterlagen. Im Falle der Auftragserfüllung unter Einsatz 

elektronischer Buchhaltungssysteme ist der Auftragnehmer berechtigt, nach Übergabe sämtlicher vom Auf-

tragnehmer auftragsbezogen damit erstellter Daten, für die den Auftraggeber eine Aufbewahrungspflicht trifft, 

in einem strukturierten, gängigen und maschinenlesbaren Format an den Auftraggeber bzw. an den nach- 

folgenden Wirtschaftstreuhänder, die Daten zu löschen. Für die Übergabe dieser Daten in einem  

strukturierten, gängigen und maschinenlesbaren Format hat der Auftragnehmer Anspruch auf ein  

angemessenes Honorar (Punkt 12 gilt sinngemäß). Ist eine Übergabe dieser Daten in einem strukturierten, 

gängigen und maschinenlesbaren Format aus besonderen Gründen unmöglich oder untunlich, können diese 

ersatzweise im Vollausdruck übergeben werden. Eine Honorierung steht diesfalls dafür nicht zu.  

(3) Der Auftragnehmer hat auf Verlangen und Kosten des Auftraggebers alle Unterlagen herauszugeben, die 

er aus Anlass seiner Tätigkeit von diesem erhalten hat. Dies gilt jedoch nicht für den Schriftwechsel zwischen 

dem Auftragnehmer und seinem Auftraggeber und für die Schriftstücke, die der Auftraggeber in Urschrift  

besitzt und für Schriftstücke, die einer Aufbewahrungspflicht nach den für den Auftragnehmer geltenden recht-

lichen Bestimmungen zur Verhinderung von Geldwäsche unterliegen. Der Auftragnehmer kann von Unter- 

lagen, die er an den Auftraggeber zurückgibt, Abschriften oder Fotokopien anfertigen. Sind diese Unterlagen 

bereits einmal an den Auftraggeber übermittelt worden so hat der Auftragnehmer Anspruch auf ein  

angemessenes Honorar (Punkt 12. gilt sinngemäß).  

(4) Der Auftraggeber hat die dem Auftragsnehmer übergebenen Unterlagen nach Abschluss der Arbeiten 

binnen 3 Monaten abzuholen. Bei Nichtabholung übergebener Unterlagen kann der Auftragnehmer nach zwei-

maliger nachweislicher Aufforderung an den Auftraggeber, übergebene Unterlagen abzuholen, diese auf  

dessen Kosten zurückstellen und/oder ein angemessenes Honorar in Rechnung stellen (Punkt 12. gilt sinnge-

mäß). Die weitere Aufbewahrung kann auch auf Kosten des Auftraggebers durch Dritte erfolgen. Der Auftrag-

nehmer haftet im Weiteren nicht für Folgen aus Beschädigung, Verlust oder Vernichtung der Unterlagen.  
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(5) Der Auftragnehmer ist berechtigt, fällige Honorarforderungen mit etwaigen Depotguthaben, Verrech-

nungsgeldern, Treuhandgeldern oder anderen in seiner Gewahrsame befindlichen liquiden Mitteln auch bei 

ausdrücklicher Inverwahrungnahme zu kompensieren, sofern der Auftraggeber mit einem Gegenanspruch des 

Auftragnehmers rechnen musste.  

(6) Zur Sicherung einer bestehenden oder künftigen Honorarforderung ist der Auftragnehmer berechtigt, ein 

finanzamtliches Guthaben oder ein anderes Abgaben- oder Beitragsguthaben des Auftraggebers auf ein  

Anderkonto zu transferieren. Diesfalls ist der Auftraggeber vom erfolgten Transfer zu verständigen. Danach 

kann der sichergestellte Betrag entweder im Einvernehmen mit dem Auftraggeber oder bei Vollstreckbarkeit 

der Honorarforderung eingezogen werden.  

14. Anzuwendendes Recht, Erfüllungsort, Gerichtsstand  

(1) Für den Auftrag, seine Durchführung und die sich hieraus ergebenden Ansprüche gilt ausschließlich  

österreichisches Recht unter Ausschluss des nationalen Verweisungsrechts.  

(2) Erfüllungsort ist der Ort der beruflichen Niederlassung des Auftragnehmers.  

(3) Gerichtsstand ist - mangels abweichender schriftlicher Vereinbarung - das sachlich zuständige Gericht des 

Erfüllungsortes. 

II. Teil 

15. Ergänzende Bestimmungen für Verbrauchergeschäfte  

(1) Für Verträge zwischen Wirtschaftstreuhändern und Verbrauchern gelten die zwingenden Bestimmungen 

des Konsumentenschutzgesetzes.  

(2) Der Auftragnehmer haftet nur für vorsätzliche und grob fahrlässig verschuldete Verletzung der über- 

nommenen Verpflichtungen.  

(3) Anstelle der im Punkt 7 Abs 2 normierten Begrenzung ist auch im Falle grober Fahrlässigkeit die Ersatz-

pflicht des Auftragnehmers nicht begrenzt.  

(4) Punkt 6 Abs 2 (Frist für Mängelbeseitigungsanspruch) und Punkt 7 Abs 4 (Geltendmachung der Schaden-

ersatzansprüche innerhalb einer bestimmten Frist) gilt nicht.  

(5) Rücktrittsrecht gemäß § 3 KSchG:  

Hat der Verbraucher seine Vertragserklärung nicht in den vom Auftragnehmer dauernd benützten Kanzlei-

räumen abgegeben, so kann er von seinem Vertragsantrag oder vom Vertrag zurücktreten. Dieser Rücktritt 

kann bis zum Zustandekommen des Vertrages oder danach binnen einer Woche erklärt werden; die Frist  

beginnt mit der Ausfolgung einer Urkunde, die zumindest den Namen und die Anschrift des Auftragnehmers 

sowie eine Belehrung über das Rücktrittsrecht enthält, an den Verbraucher, frühestens jedoch mit dem  

Zustandekommen des Vertrages zu laufen. Das Rücktrittsrecht steht dem Verbraucher nicht zu,  

1. wenn er selbst die geschäftliche Verbindung mit dem Auftragnehmer oder dessen Beauftragten 
zwecks Schließung dieses Vertrages angebahnt hat,  

2. wenn dem Zustandekommen des Vertrages keine Besprechungen zwischen den Beteiligten oder ihren 
Beauftragten vorangegangen sind oder   

3. bei Verträgen, bei denen die beiderseitigen Leistungen sofort zu erbringen sind, wenn sie üblicher-
weise von Auftragnehmern außerhalb ihrer Kanzleiräume geschlossen werden und das vereinbarte 
Entgelt € 15 nicht übersteigt.  
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Der Rücktritt bedarf zu seiner Rechtswirksamkeit der Schriftform. Es genügt, wenn der Verbraucher ein 

Schriftstück, das seine Vertragserklärung oder die des Auftragnehmers enthält, dem Auftragnehmer mit einem 

Vermerk zurückstellt, der erkennen lässt, dass der Verbraucher das Zustandekommen oder die Aufrechter-

haltung des Vertrages ablehnt. Es genügt, wenn die Erklärung innerhalb einer Woche abgesendet wird.  

Tritt der Verbraucher gemäß § 3 KSchG vom Vertrag zurück, so hat Zug um Zug  

1. der Auftragnehmer alle empfangenen Leistungen samt gesetzlichen Zinsen vom Empfangstag an  
zurückzuerstatten und den vom Verbraucher auf die Sache gemachten notwendigen und nützlichen 
Aufwand zu ersetzen,  

2. der Verbraucher dem Auftragnehmer den Wert der Leistungen zu vergüten, soweit sie ihm zum klaren 
und überwiegenden Vorteil gereichen.  

Gemäß § 4 Abs 3 KSchG bleiben Schadenersatzansprüche unberührt.  

(6) Kostenvoranschläge gemäß § 5 KSchG:  

Für die Erstellung eines Kostenvoranschlages im Sinn des § 1170a ABGB durch den Auftragnehmer hat der 

Verbraucher ein Entgelt nur dann zu zahlen, wenn er vorher auf diese Zahlungspflicht hingewiesen worden ist. 

Wird dem Vertrag ein Kostenvoranschlag des Auftragnehmers zugrunde gelegt, so gilt dessen Richtigkeit als 

gewährleistet, wenn nicht das Gegenteil ausdrücklich erklärt ist.  

(7) Mängelbeseitigung: Punkt 6 wird ergänzt:  

Ist der Auftragnehmer nach § 932 ABGB verpflichtet, seine Leistungen zu verbessern oder Fehlendes nach-

zutragen, so hat er diese Pflicht zu erfüllen, an dem Ort, an dem die Sache übergeben worden ist. Ist es für den 

Verbraucher tunlich, die Werke und Unterlagen vom Auftragnehmer gesendet zu erhalten, so kann dieser diese 

Übersendung auf seine Gefahr und Kosten vornehmen.  

(8) Gerichtsstand: Anstelle Punkt 14. (3) gilt:  

Hat der Verbraucher im Inland seinen Wohnsitz oder seinen gewöhnlichen Aufenthalt oder ist er im Inland 

beschäftigt, so kann für eine Klage gegen ihn nach den §§ 88, 89, 93 Abs 2 und 104 Abs1 JN nur die Zuständigkeit 

eines Gerichtes begründet werden, in dessen Sprengel der Wohnsitz, der gewöhnliche Aufenthalt oder der Ort 

der Beschäftigung liegt. 

(9) Verträge über wiederkehrende Leistungen: 

a) Verträge, durch die sich der Auftragnehmer zu Werkleistungen und der Verbraucher zu wiederholten 

Geldzahlungen verpflichten und die für eine unbestimmte oder eine ein Jahr übersteigende Zeit  

geschlossen worden sind, kann der Verbraucher unter Einhaltung einer zweimonatigen Frist zum  

Ablauf des ersten Jahres, nachher zum Ablauf jeweils eines halben Jahres kündigen.  

b) Ist die Gesamtheit der Leistungen eine nach ihrer Art unteilbare Leistung, deren Umfang und Preis 

schon bei der Vertragsschließung bestimmt sind, so kann der erste Kündigungstermin bis zum Ablauf 

des zweiten Jahres hinausgeschoben werden. In solchen Verträgen kann die Kündigungsfrist auf 

höchstens sechs Monate verlängert werden.  

c) Erfordert die Erfüllung eines bestimmten, in lit. a) genannten Vertrages erhebliche Aufwendungen des 

Auftragnehmers und hat er dies dem Verbraucher spätestens bei der Vertragsschließung bekannt  

gegeben, so können den Umständen angemessene, von den in lit. a) und b) genannten abweichende 

Kündigungstermine und Kündigungsfristen vereinbart werden.  

d) Eine Kündigung des Verbrauchers, die nicht fristgerecht ausgesprochen worden ist, wird zum nächsten 

nach Ablauf der Kündigungsfrist liegenden Kündigungstermin wirksam. 
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180. Bericht über die Prüfung des zum Landes-Rechenschaftsbericht 31. Dezember 2024 der 
Volkspartei Burgenland Ing. Julius Raab-Straße 7, 7000 Eisenstadt 

1. Prüfungsvertrag und Auftragsdurchführung 

Die Landesgeschäftsführung der Volkspartei Burgenland, Eisenstadt hat uns mit Schreiben vom 14. Juli 2025 

beauftragt, die Prüfung des Rechenschaftsberichts der Partei für das Jahr 2024 gemäß § 6 Burgenländisches 

Parteien-Förderungsgesetz 2024 (Bgld. PaFöG 2024) durchzuführen. 

Wir haben die Prüfung im Zeitraum von August bis September des Jahres 2024 unter der Leitung von Herrn 

MMag. Dr. Martin Schereda, Wirtschaftsprüfer, in den Räumlichkeiten der Partei sowie unseren Kanzleiräum-

lichkeiten durchgeführt. 

Als Unterlagen für unsere Prüfung diente die Buchhaltung der Partei. Allfällige zusätzliche Aufklärungen und 

Nachweise wurden uns durch die zuständigen Mitarbeiter bereitwillig erteilt. Eine, vom Landesgeschäftsführer 

der Partei unterzeichnete, Vollständigkeitserklärung haben wir in unseren Akt aufgenommen. 

Die Prüfung des Rechenschaftsberichts gemäß § 6 Burgenländisches Parteien-Förderungsgesetz 2024 (Bgld. 

PaFöG 2024) erfolgt nach den Vorgaben von ISA 805 (Revised) (Besondere Überlegungen bei Prüfungen von 

einzelnen Finanzaufstellungen und bestimmten Bestandteilen, Konten oder Posten einer Finanzaufstellung). 

Ebenso wird im Zuge der Prüfung die Stellungnahme des Fachsenats für Abschlussprüfung und andere  

Zusicherungsleistungen der Kammer der Steuerberater:innen und Wirtschaftsprüfer:innen zur Prüfung von  

Rechenschaftsberichten sinngemäß beachtet. 

Nicht Gegenstand des Auftrags ist die Gebarungsprüfung hinsichtlich Sparsam-, Wirtschaftlich- und Zweck-

mäßigkeit der Mittelverwendung. 

Für die Durchführung des Auftrags haben wir die Allgemeinen Auftragsbedingungen für Wirtschaftstreu-

handberufe (AAB WT, in der geltenden Fassung) als vereinbart, welche der Partei bekannt und diesem Bericht 

als Anlage 2 beigelegt sind. 

2. Prüfungsvermerk 

Wir haben den als Anlage 1 beigefügten Rechenschaftsbericht der Volkspartei Burgenland, Eisenstadt für das 

Kalenderjahr vom 1. Jänner 2024 bis zum 31. Dezember 2024 geprüft. Nach pflichtgemäßer Prüfung auf Grund 

der Bücher der politischen Partei sowie der von den Mitgliedern des Leitungsorgans oder den vertretungs-

befugten Personen erteilten Aufklärungen und Nachweise entspricht der Rechenschaftsbericht in dem  

geprüften Umfang den Vorschriften des Burgenländisches Parteien-Förderungsgesetz 2024  

(Bgld. PaFöG 2024). 

Grundlage für den Prüfungsvermerk 

Wir haben unsere Prüfung des Rechenschaftsberichts in Übereinstimmung mit den österreichischen Grund-

sätzen ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Diese Grundsätze erfordern die Anwendung der  

International Standards on Auditing (ISA), im Speziellen ISA 805 (Revised). Unsere Verantwortlichkeiten nach 

diesen Grundsätzen und Standards sind im Abschnitt „Verantwortlichkeiten des Wirtschaftsprüfers für die  

Prüfung des Rechenschaftsberichts“ weitergehend beschrieben. 

Wir sind von der Partei unabhängig in Übereinstimmung mit den Bestimmungen des Parteiengesetzes und 

berufsrechtlichen Vorschriften, und wir haben unsere sonstigen beruflichen Pflichten in Übereinstimmung mit 

diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausrei-

chend und geeignet sind, um als Grundlage für unseren Prüfungsvermerk zu dienen. 
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Hinweis zur Rechnungslegungsgrundlage 

Ohne unseren Prüfungsvermerk zu modifizieren, weisen wir auf § 6 Burgenländisches Parteien- Förderungs-

gesetz 2024 (Bgld. PaFöG 2024) hin, die die Rechnungslegungsgrundlage des Rechenschaftsberichts sowie die 

Berichtsbestandteile und Anlagen zum Rechenschaftsbericht beschreiben. Der Rechenschaftsbericht wurde 

aufgestellt, um entsprechend dem Bgld. PaFöG 2024 öffentliche Rechenschaft über die widmungs- 

gemäße Verwendung der Fördermittel und die rechnerische Richtigkeit zu geben. 

Verantwortlichkeiten des Leitungsorgans für den Rechenschaftsbericht 

Das Leitungsorgan der Partei ist verantwortlich für die Aufstellung des Rechenschaftsberichts und dafür, dass 

dieser in Übereinstimmung mit den Vorschriften des PartG aufgestellt wird. Ferner ist das Leitungsorgan  

verantwortlich für die internen Kontrollen, die es als notwendig erachtet, um die Aufstellung eines Rechen-

schaftsberichts zu ermöglichen, der frei von wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten falschen  

Darstellungen ist. Das Leitungsorgan der Partei ist auch verantwortlich für die Überwachung des Rechnungs-

legungsprozesses der Partei. 

Verantwortlichkeiten des Wirtschaftsprüfers für die Prüfung des Rechenschaftsberichts 

Unsere Ziele sind, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Rechenschaftsbericht als Ganzes frei 

von wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - falschen Darstellungen ist, und einen Prüfungsver-

merk zu erteilen. Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine 

in Übereinstimmung mit den österreichischen Grundsätzen ordnungsmäßiger Abschlussprüfung, die die  

Anwendung der ISA erfordern, durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung, falls eine solche 

vorliegt, stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus dolosen Handlungen oder Irrtümern resultieren und 

werden als wesentlich angesehen, wenn von ihnen einzeln oder insgesamt vernünftigerweise erwartet werden 

könnte, dass sie die auf der Grundlage dieses Rechenschaftsberichts getroffenen Entscheidungen der  

Adressaten des Rechenschaftsberichts beeinflussen. 

In Übereinstimmung mit den österreichischen Grundsätzen ordnungsmäßiger Abschlussprüfung, die die  

Anwendung der ISA erfordern, üben wir während der gesamten Prüfung pflichtgemäßes Ermessen aus und 

bewahren eine kritische Grundhaltung. 

Darüber hinaus gilt: 

• Wir identifizieren und beurteilen die Risiken wesentlicher - beabsichtigter oder unbeabsichtigter -  

falscher Darstellungen im Rechenschaftsbericht, planen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese 

Risiken, führen sie durch und erlangen Prüfungsnachweise die ausreichend und geeignet sind, um als 

Grundlage für unseren Prüfungsvermerk zu dienen. Das Risiko, dass aus dolosen Handlungen resultie-

rende wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist höher als ein aus Irrtümern  

resultierendes, dolosen Handlungen kollusives Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte  

Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen oder das Außerkraftsetzen interner Kontrollen  

beinhalten können. 

• Wir gewinnen ein Verständnis von dem für die Prüfung des Rechenschaftsberichts - relevanten inter-

nen Kontrollsystem, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umständen ange-

messen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit des internen Kontroll- 

systems der Partei abzugeben. 

• Wir beurteilen die Angemessenheit der vom Leitungsorgan angewandten Rechnungslegungs- 

methoden sowie die Vertretbarkeit der vom Leitungsorgan gegebenenfalls näherungsweise  

ermittelten Werte im Rechenschaftsbericht und in den Anlagen.  

• Wir beurteilen die Gesamtdarstellung, den Aufbau und die rechnerische Richtigkeit des Rechen-

schaftsberichts einschließlich der Anlagen sowie ob der Rechenschaftsbericht die zugrunde liegenden 

Geschäftsvorfälle und Ereignisse in einer Weise wiedergibt, dass ein möglichst getreues Bild erreicht 

wird. 
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Aufgrund der begrenzten Befugnisse als Wirtschaftsprüfer können wir nur Sachverhalte überprüfen,  

welche in den Systemen der Partei erfasst sind bzw. uns durch Vertreter der Partei bekannt gegeben wurden. 

Spendensachverhalte, welche vollständig außerhalb der Erfassung der Partei liegen, wie etwa durch Dritte oder 

Beteiligungsuntemehmen der Partei beauftragte und bezahlte Fremdleistungen zugunsten der Partei, können 

durch die Partei und in der Folge durch unsere Prüfung nur dann erfasst werden, wenn sie durch Hinweisgeber 

bekannt geworden und/oder durch Gerichtsurteile hinsichtlich ihrer Zuordnung zur Partei bestätigt worden 

sind. Unsere Prüfungsbefugnis erstreckt sich ausschließlich auf Systeme und Unterlagen der Partei, nicht aber 

auf in Systemen Dritter erfasste Informationen und Unterlagen. 

Weiters ist anzumerken, dass nur offensichtlich nicht vertretbare Rechtsansichten der Partei im Zusammen-

hang mit der Erstellung des Rechenschaftsberichts im Prüfungsvermerk entsprechenden Niederschlag finden 

müssen. Dies gilt insbesondere für noch nicht ausjudizierte Rechtsstreitigkeiten zwischen der Partei und dem 

Rechnungshof. 

Haftung 

Ein Vertragsverhältnis unsererseits besteht nur mit dem Auftraggeber. Durch die Weitergabe der Ergebnisse 

unserer Prüfung oder der diesbezüglichen Berichterstattung an Dritte kommt keinerlei eigenständiges  

Vertragsverhältnis (insbesondere kein schlüssiger Auskunftsvertrag) mit diesen Dritten zustande. 

Hinsichtlich unserer Verantwortlichkeit und Haftung aus dem Auftragsverhältnis gilt Punkt 7. der beigelegten 

Allgemeinen Auftragsbedingungen für Wirtschaftstreuhandberufe (AAB 2018). Wir haften nur bei Vorsatz und 

grober Fahrlässigkeit. Im Falle grober Fahrlässigkeit beträgt unsere Ersatzpflicht höchstens das Zehnfache der 

Mindestversicherungssumme der Berufshaftpflichtversicherung gemäß § 11 Wirtschaftstreuhandberufsgesetz 

2017, das sind insgesamt EUR 726.730 Der Lauf der Verjährungsfrist bestimmt sich nach  

Punkt 7. Abs. 4 AAB 2018. 

Die Haftung gegenüber jedermann außer dem Auftraggeber ist ausgeschlossen. Der Auftraggeber hat Dritte, 

die in Kontakt mit unserer Arbeit kommen, diesbezüglich ausdrücklich abzuklären. Soweit eine Haftung  

gegenüber Dritten von uns ausnahmsweise übernommen wurde oder ein solcher Haftungsausschluss gesetz-

lich nicht zulässig ist, gelten diese Haftungsbeschränkungen jedenfalls auch gegenüber Dritten. Dritte können 

keine Ansprüche stellen, die über einen allfälligen Anspruch des Auftraggebers hinausgehen. Die Haftungs-

höchstsumme gilt nur insgesamt einmal für alle Geschädigten, einschließlich der Ersatzansprüche des Auftrag-

gebers, auch wenn mehrere Personen geschädigt worden sind. Geschädigte werden nach ihrem Zuvorkommen 

befriedigt. 

Festgehalten wird, dass im Haftungsfall ein allfälliges Mitverschulden des Auftraggebers zu berücksichtigen 
ist, zur Schadensteilung führt und jeden allfälligen Ersatzanspruch gegenüber uns daher entsprechend kürzt.  

Diesen Bericht erstatten wir auf Grundlage des mit dem Auftraggeber geschlossenen Auftrags, dem auch mit 

Wirkung gegenüber Dritten die AAB 2018 zugrunde liegen. Diese sind diesem Prüfungsbericht beigelegt. 

Wiener Neustadt 26. September 2025 
JSB Schmidtbauer Steuerberatung und Wirtschaftsprüfung GmbH 

MMag. Dr. Martin Schereda 
Wirtschaftsprüfer und Steuerberater 

Beilagen 

Beilage 1 - Landes-Rechenschaftsbericht der Partei für des Jahr 2024 

Beilage 2 - Allgemeine Auftragsbedingungen (AAB 2018) 
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Allgemeine Auftragsbedingungen für Wirtschaftstreuhandberufe (AAB 2018) 

Zur Verfügung gestellt vom Vorstand der Kammer der Steuerberater:innen und Wirtschaftsprüfer:innen  

Präambel und Allgemeines  

(1) Auftrag im Sinne dieser Bedingungen meint jeden Vertrag über vom zur Ausübung eines Wirtschaftstreu-

handberufes Berechtigten in Ausübung dieses Berufes zu erbringende Leistungen (sowohl faktische Tätigkeiten 

als auch die Besorgung oder Durchführung von Rechtsgeschäften oder Rechtshandlungen, jeweils im Rahmen 

der §§ 2 oder 3 Wirtschaftstreuhandberufsgesetz 2017 (WTBG 2017). Die Parteien des Auftrages werden in 

Folge zum einen „Auftragnehmer“, zum anderen „Auftraggeber“ genannt).  

(2) Diese Allgemeinen Auftragsbedingungen für Wirtschaftstreuhandberufe gliedern sich in zwei Teile:  

Die Auftragsbedingungen des I. Teiles gelten für Aufträge, bei denen die Auftragserteilung zum Betrieb des 

Unternehmens des Auftraggebers (Unternehmer iSd KSchG) gehört. Für Verbrauchergeschäfte gemäß  

Konsumentenschutzgesetz (Bundesgesetz vom 8. März 1979/BGBl Nr.140 in der derzeit gültigen Fassung)  

gelten sie insoweit der II. Teil keine abweichenden Bestimmungen für diese enthält.  

(3) Im Falle der Unwirksamkeit einer einzelnen Bestimmung ist diese durch eine wirksame, die dem ange-

strebten Ziel möglichst nahe kommt, zu ersetzen. 

I. Teil  

1. Umfang und Ausführung des Auftrages  

(1) Der Umfang des Auftrages ergibt sich in der Regel aus der schriftlichen Auftragsvereinbarung zwischen 

Auftraggeber und Auftragnehmer. Fehlt diesbezüglich eine detaillierte schriftliche Auftragsvereinbarung gilt 

im Zweifel (2)-(4):  

(2) Bei Beauftragung mit Steuerberatungsleistungen umfasst die Beratungstätigkeit folgende Tätigkeiten:  

a) Ausarbeitung der Jahressteuererklärungen für die Einkommen- oder Körperschaftsteuer sowie  

Umsatzsteuer und zwar auf Grund der vom Auftraggeber vorzulegenden oder (bei entsprechender 

Vereinbarung) vom Auftragnehmer erstellten Jahresabschlüsse und sonstiger, für die Besteuerung  

erforderlichen Aufstellungen und Nachweise. Wenn nicht ausdrücklich anders vereinbart, sind die für 

die Besteuerung erforderlichen Aufstellungen und Nachweise vom Auftraggeber beizubringen.  

b) Prüfung der Bescheide zu den unter a) genannten Erklärungen.  

c) Verhandlungen mit den Finanzbehörden im Zusammenhang mit den unter a) und b) genannten  

Erklärungen und Bescheiden.  

d) Mitwirkung bei Betriebsprüfungen und Auswertung der Ergebnisse von Betriebsprüfungen hinsichtlich 

der unter a) genannten Steuern.  

e) Mitwirkung im Rechtsmittelverfahren hinsichtlich der unter a) genannten Steuern.  

Erhält der Auftragnehmer für die laufende Steuerberatung ein Pauschalhonorar, so sind mangels  

anderweitiger schriftlicher Vereinbarungen die unter d) und e) genannten Tätigkeiten gesondert zu  

honorieren.  

(3) Soweit die Ausarbeitung von einer oder mehreren Jahressteuererklärung(en) zum übernommenen  

Auftrag zählt, gehört dazu nicht die Überprüfung etwaiger besonderer buchmäßiger Voraussetzungen sowie 

die Prüfung, ob alle in Betracht kommenden insbesondere umsatzsteuerrechtlichen Begünstigungen  

wahrgenommen worden sind, es sei denn, hierüber besteht eine nachweisliche Beauftragung.  
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(4) Die Verpflichtung zur Erbringung anderer Leistungen gemäß §§ 2 und 3 WTBG 2017 bedarf jedenfalls 

nachweislich einer gesonderten Beauftragung.  

(5) Vorstehende Absätze (2) bis (4) gelten nicht bei Sachverständigentätigkeit. 

(6) Es bestehen keinerlei Pflichten des Auftragnehmers zur Leistungserbringung, Warnung oder Aufklärung 

über den Umfang des Auftrages hinaus.  

(7) Der Auftragnehmer ist berechtigt, sich zur Durchführung des Auftrages geeigneter Mitarbeiter und  

sonstiger Erfüllungsgehilfen (Subunternehmer) zu bedienen, als auch sich bei der Durchführung des Auftrages 

durch einen Berufsbefugten substituieren zu lassen. Mitarbeiter im Sinne dieser Bedingungen meint alle  

Personen, die den Auftragnehmer auf regelmäßiger oder dauerhafter Basis bei seiner betrieblichen Tätigkeit 

unterstützen, unabhängig von der Art der rechtsgeschäftlichen Grundlage.  

(8) Der Auftragnehmer hat bei der Erbringung seiner Leistungen ausschließlich österreichisches Recht zu  

berücksichtigen; ausländisches Recht ist nur bei ausdrücklicher schriftlicher Vereinbarung zu berücksichtigen. 

(9) Ändert sich die Rechtslage nach Abgabe der abschließenden schriftlichen als auch mündlichen beruflichen 

Äußerung, so ist der Auftragnehmer nicht verpflichtet, den Auftraggeber auf Änderungen oder sich daraus 

ergebende Folgen hinzuweisen. Dies gilt auch für in sich abgeschlossene Teile eines Auftrages.  

(10) Der Auftraggeber ist verpflichtet dafür Sorge zu tragen, dass die von ihm zur Verfügung gestellten Daten 

vom Auftragnehmer im Rahmen der Leistungserbringung verarbeitet werden dürfen. Diesbezüglich hat der 

Auftraggeber insbesondere aber nicht ausschließlich die anwendbaren datenschutz- und arbeitsrechtlichen 

Bestimmungen zu beachten.  

(11) Bringt der Auftragnehmer bei einer Behörde ein Anbringen elektronisch ein, so handelt er - mangels 

ausdrücklicher gegenteiliger Vereinbarung - lediglich als Bote und stellt dies keine ihm oder einem einreichend 

Bevollmächtigten zurechenbare Willens- oder Wissenserklärung dar.  

(12) Der Auftraggeber verpflichtet sich, Personen, die während des Auftragsverhältnisses Mitarbeiter des 

Auftragnehmers sind oder waren, während und binnen eines Jahres nach Beendigung des Auftragsverhältnis-

ses nicht in seinem Unternehmen oder in einem ihm nahestehenden Unternehmen zu beschäftigen, widrigen-

falls er sich zur Bezahlung eines Jahresbezuges des übernommenen Mitarbeiters an den Auftragnehmer  

verpflichtet.  

2. Aufklärungspflicht des Auftraggebers; Vollständigkeitserklärung  

(1) Der Auftraggeber hat dafür zu sorgen, dass dem Auftragnehmer auch ohne dessen besondere  

Aufforderung alle für die Ausführung des Auftrages notwendigen Unterlagen zum vereinbarten Termin und in  

Ermangelung eines solchen rechtzeitig in geeigneter Form vorgelegt werden und ihm von allen Vorgängen und 

Umständen Kenntnis gegeben wird, die für die Ausführung des Auftrages von Bedeutung sein können. Dies gilt 

auch für die Unterlagen, Vorgänge und Umstände, die erst während der Tätigkeit des Auftragnehmers bekannt 

werden.  

(2) Der Auftragnehmer ist berechtigt, die ihm erteilten Auskünfte und übergebenen Unterlagen des Auftrag-

gebers, insbesondere Zahlenangaben, als richtig und vollständig anzusehen und dem Auftrag zu Grunde zu 

legen. Der Auftragnehmer ist ohne gesonderten schriftlichen Auftrag nicht verpflichtet, Unrichtigkeiten fest zu 

stellen. Insbesondere gilt dies auch für die Richtigkeit und Vollständigkeit von Rechnungen. Stellt er allerdings 

Unrichtigkeiten fest, so hat er dies dem Auftraggeber bekannt zu geben. Er hat im Finanzstrafverfahren die 

Rechte des Auftraggebers zu wahren.  
  



358 
Landesamtsblatt 27. Stück vom 3. Juli 2026 

(3) Der Auftraggeber hat dem Auftragnehmer die Vollständigkeit der vorgelegten Unterlagen sowie der  

gegebenen Auskünfte und Erklärungen im Falle von Prüfungen, Gutachten und Sachverständigentätigkeit 

schriftlich zu bestätigen. 

(4) Wenn bei der Erstellung von Jahresabschlüssen und anderen Abschlüssen vom Auftraggeber erhebliche 

Risiken nicht bekannt gegeben worden sind, bestehen für den Auftragnehmer insoweit diese Risiken schlagend 

werden keinerlei Ersatzpflichten.  

(5) Vom Auftragnehmer angegebene Termine und Zeitpläne für die Fertigstellung von Produkten des Auf-

tragnehmers oder Teilen davon sind bestmögliche Schätzungen und, sofern nicht anders schriftlich vereinbart, 

nicht bindend. Selbiges gilt für etwaige Honorarschätzungen: diese werden nach bestem Wissen erstellt; sie 

sind jedoch stets unverbindlich.  

(6) Der Auftraggeber hat dem Auftragnehmer jeweils aktuelle Kontaktdaten (insbesondere Zustelladresse) 

bekannt zu geben. Der Auftragnehmer darf sich bis zur Bekanntgabe neuer Kontaktdaten auf die Gültigkeit der 

zuletzt vom Auftraggeber bekannt gegebenen Kontaktdaten verlassen, insbesondere Zustellung an die zuletzt 

bekannt gegebene Adresse vornehmen lassen. 

3. Sicherung der Unabhängigkeit  

(1) Der Auftraggeber ist verpflichtet, alle Vorkehrungen zu treffen, um zu verhindern, dass die  

Unabhängigkeit der Mitarbeiter des Auftragnehmers gefährdet wird, und hat selbst jede Gefährdung dieser  

Unabhängigkeit zu unterlassen. Dies gilt insbesondere für Angebote auf Anstellung und für Angebote, Aufträge 

auf eigene Rechnung zu übernehmen.  

(2) Der Auftraggeber nimmt zur Kenntnis, dass seine hierfür notwendigen personenbezogenen Daten sowie 

Art und Umfang inklusive Leistungszeitraum der zwischen Auftragnehmer und Auftraggeber vereinbarten  

Leistungen (sowohl Prüfungs- als auch Nichtprüfungsleistungen) zum Zweck der Überprüfung des Vorliegens 

von Befangenheits- oder Ausschließungsgründen und Interessenkollisionen in einem allfälligen Netzwerk, dem 

der Auftragnehmer angehört, verarbeitet und zu diesem Zweck an die übrigen Mitglieder dieses Netzwerkes 

auch ins Ausland übermittelt werden. Hierfür entbindet der Auftraggeber den Auftragnehmer nach dem  

Datenschutzgesetz und gemäß § 80 Abs 4 Z 2 WTBG 2017 ausdrücklich von dessen Verschwiegenheitspflicht. 

Der Auftraggeber kann die Entbindung von der Verschwiegenheitspflicht jederzeit widerrufen.  

4. Berichterstattung und Kommunikation  

(1) (Berichterstattung durch den Auftragnehmer) Bei Prüfungen und Gutachten ist, soweit nichts anderes 

vereinbart wurde, ein schriftlicher Bericht zu erstatten.  

(2) (Kommunikation an den Auftraggeber) Alle auftragsbezogenen Auskünfte und Stellungnahmen, ein-

schließlich Berichte, (allesamt Wissenserklärungen) des Auftragnehmers, seiner Mitarbeiter, sonstiger  

Erfüllungsgehilfen oder Substitute („berufliche Äußerungen“) sind nur dann verbindlich, wenn sie schriftlich 

erfolgen. Berufliche Äußerungen in elektronischen Dateiformaten, welche per Fax oder E-Mail oder unter  

Verwendung ähnlicher Formen der elektronischen Kommunikation (speicher- und wiedergabefähig und nicht 

mündlich d.h. zB SMS aber nicht Telefon) erfolgen, übermittelt oder bestätigt werden, gelten als schriftlich; 

dies gilt ausschließlich für berufliche Äußerungen. Das Risiko der Erteilung der beruflichen Äußerungen durch 

dazu Nichtbefugte und das Risiko der Übersendung dieser trägt der Auftraggeber.  

(3) (Kommunikation an den Auftraggeber) Der Auftraggeber stimmt hiermit zu, dass der Auftragnehmer 

elektronische Kommunikation mit dem Auftraggeber (zB via E-Mail) in unverschlüsselter Form vornimmt. Der 

Auftraggeber erklärt, über die mit der Verwendung elektronischer Kommunikation verbundenen Risiken  

(insbesondere Zugang, Geheimhaltung, Veränderung von Nachrichten im Zuge der Übermittlung) informiert zu 
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sein. Der Auftragnehmer, seine Mitarbeiter, sonstigen Erfüllungsgehilfen oder Substitute haften nicht für  

Schäden, die durch die Verwendung elektronischer Kommunikationsmittel verursacht werden.  

(4) (Kommunikation an den Auftragnehmer) Der Empfang und die Weiterleitung von Informationen an den 

Auftragnehmer und seine Mitarbeiter sind bei Verwendung von Telefon - insbesondere in Verbindung mit  

automatischen Anrufbeantwortungssystemen, Fax, E-Mail und anderen Formen der elektronischen Kommuni-

kation - nicht immer sichergestellt. Aufträge und wichtige Informationen gelten daher dem Auftragnehmer nur 

dann als zugegangen, wenn sie auch physisch (nicht (fern-)mündlich oder elektronisch) zugegangen sind, es sei 

denn, es wird im Einzelfall der Empfang ausdrücklich bestätigt. Automatische Übermittlungs- und Lese- 

bestätigungen gelten nicht als solche ausdrücklichen Empfangsbestätigungen. Dies gilt insbesondere für die 

Übermittlung von Bescheiden und anderen Informationen über Fristen. Kritische und wichtige Mitteilungen 

müssen daher per Post oder Kurier an den Auftragnehmer gesandt werden. Die Übergabe von Schriftstücken 

an Mitarbeiter außerhalb der Kanzlei gilt nicht als Übergabe.  

(5) (Allgemein) Schriftlich meint insoweit in Punkt 4 (2) nicht anderes bestimmt, Schriftlichkeit iSd § 886 ABGB 

(Unterschriftlichkeit). Eine fortgeschrittene elektronische Signatur (Art. 26 eIDAS VO, (EU) Nr. 910/2014) erfüllt 

das Erfordernis der Schriftlichkeit iSd § 886 ABGB (Unterschriftlichkeit), soweit dies innerhalb der Parteiendis-

position liegt.  

(6) (Werbliche Information) Der Auftragnehmer wird dem Auftraggeber wiederkehrend allgemeine steuer-

rechtliche und allgemeine wirtschaftsrechtliche Informationen elektronisch (zB per E-Mail) übermitteln. Der 

Auftraggeber nimmt zur Kenntnis, dass er das Recht hat, der Zusendung von Direktwerbung jederzeit zu  

widersprechen. 

5. Schutz des geistigen Eigentums des Auftragnehmers  

(1) Der Auftraggeber ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass die im Rahmen des Auftrages vom Auftragnehmer 

erstellten Berichte, Gutachten, Organisationspläne, Entwürfe, Zeichnungen, Berechnungen und dergleichen 

nur für Auftragszwecke (zB gemäß § 44 Abs 3 EStG 1988) verwendet werden. Im Übrigen bedarf die Weitergabe 

schriftlicher als auch mündlicher beruflicher Äußerungen des Auftragnehmers an einen Dritten zur  

Nutzung der schriftlichen Zustimmung des Auftragnehmers. 

(2) Die Verwendung schriftlicher als auch mündlicher beruflicher Äußerungen des Auftragnehmers zu  

Werbezwecken ist unzulässig; ein Verstoß berechtigt den Auftragnehmer zur fristlosen Kündigung aller noch 

nicht durchgeführten Aufträge des Auftraggebers.  

(3) Dem Auftragnehmer verbleibt an seinen Leistungen das Urheberrecht. Die Einräumung von Werk- 

nutzungsbewilligungen bleibt der schriftlichen Zustimmung des Auftragnehmers vorbehalten.  

6. Mängelbeseitigung  

(1) Der Auftragnehmer ist berechtigt und verpflichtet, nachträglich hervorkommende Unrichtigkeiten und 

Mängel in seiner schriftlichen als auch mündlichen beruflichen Äußerung zu beseitigen, und verpflichtet, den 

Auftraggeber hiervon unverzüglich zu verständigen. Er ist berechtigt, auch über die ursprüngliche berufliche 

Äußerung informierte Dritte von der Änderung zu verständigen.  

(2) Der Auftraggeber hat Anspruch auf die kostenlose Beseitigung von Unrichtigkeiten, sofern diese durch 

den Auftragnehmer zu vertreten sind; dieser Anspruch erlischt sechs Monate nach erbrachter Leistung des 

Auftragnehmers bzw. - falls eine schriftliche berufliche Äußerung nicht abgegeben wird - sechs Monate nach 

Beendigung der beanstandeten Tätigkeit des Auftragnehmers.  
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(3) Der Auftraggeber hat bei Fehlschlägen der Nachbesserung etwaiger Mängel Anspruch auf Minderung. 

Soweit darüber hinaus Schadenersatzansprüche bestehen, gilt Punkt 7.  

7. Haftung  

(1) Sämtliche Haftungsregelungen gelten für alle Streitigkeiten im Zusammenhang mit dem Auftragsver- 

hältnis, gleich aus welchem Rechtsgrund. Der Auftragnehmer haftet für Schäden im Zusammenhang mit dem 

Auftragsverhältnis (einschließlich dessen Beendigung) nur bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit. Die  

Anwendbarkeit des § 1298 Satz 2 ABGB wird ausgeschlossen.  

(2) Im Falle grober Fahrlässigkeit beträgt die Ersatzpflicht des Auftragnehmers höchstens das zehnfache der 

Mindestversicherungssumme der Berufshaftpflichtversicherung gemäß § 11 Wirtschaftstreuhandberufsgesetz 

2017 (WTBG 2017) in der jeweils geltenden Fassung.  

(3) Die Beschränkung der Haftung gemäß Punkt 7 (2) bezieht sich auf den einzelnen Schadensfall. Der  

einzelne Schadensfall umfasst sämtliche Folgen einer Pflichtverletzung ohne Rücksicht darauf, ob Schäden in  

einem oder in mehreren aufeinander folgenden Jahren entstanden sind. Dabei gilt mehrfaches auf gleicher 

oder gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen als eine einheitliche Pflichtverletzung, wenn 

die betreffenden Angelegenheiten miteinander in rechtlichem und wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. 

Ein einheitlicher Schaden bleibt ein einzelner Schadensfall, auch wenn er auf mehreren Pflichtverletzungen 

beruht. Weiters ist, außer bei vorsätzlicher Schädigung, eine Haftung des Auftragnehmers für entgangenen 

Gewinn sowie Begleit-, Folge-, Neben- oder ähnliche Schäden, ausgeschlossen.  

(4) Jeder Schadenersatzanspruch kann nur innerhalb von sechs Monaten nachdem der oder die Anspruchs-

berechtigten von dem Schaden Kenntnis erlangt haben, spätestens aber innerhalb von drei Jahren ab Eintritt 

des (Primär)Schadens nach dem anspruchsbegründenden Ereignis gerichtlich geltend gemacht werden, sofern 

nicht in gesetzlichen Vorschriften zwingend andere Verjährungsfristen festgesetzt sind. 

(5) Im Falle der (tatbestandsmäßigen) Anwendbarkeit des § 275 UGB gelten dessen Haftungsnormen auch 

dann, wenn an der Durchführung des Auftrages mehrere Personen beteiligt gewesen oder mehrere zum Ersatz 

verpflichtende Handlungen begangen worden sind und ohne Rücksicht darauf, ob andere Beteiligte vorsätzlich 

gehandelt haben.  

(6) In Fällen, in denen ein förmlicher Bestätigungsvermerk erteilt wird, beginnt die Verjährungsfrist  

spätestens mit Erteilung des Bestätigungsvermerkes zu laufen.  

(7) Wird die Tätigkeit unter Einschaltung eines Dritten, zB eines Daten verarbeitenden Unternehmens, durch-

geführt, so gelten mit Benachrichtigung des Auftraggebers darüber nach Gesetz oder Vertrag be- oder entste-

hende Gewährleistungs- und Schadenersatzansprüche gegen den Dritten als an den Auftraggeber abgetreten. 

Der Auftragnehmer haftet, unbeschadet Punkt 4. (3), diesfalls nur für Verschulden bei der Auswahl des Dritten.  

(8) Eine Haftung des Auftragnehmers Dritten gegenüber ist in jedem Fall ausgeschlossen. Geraten Dritte mit 

der Arbeit des Auftragnehmers wegen des Auftraggebers in welcher Form auch immer in Kontakt hat der Auf-

traggeber diese über diesen Umstand ausdrücklich aufzuklären. Soweit ein solcher Haftungsausschluss  

gesetzlich nicht zulässig ist oder eine Haftung gegenüber Dritten vom Auftragnehmer ausnahmsweise über-

nommen wurde, gelten subsidiär diese Haftungsbeschränkungen jedenfalls auch gegenüber Dritten. Dritte 

können jedenfalls keine Ansprüche stellen, die über einen allfälligen Anspruch des Auftraggebers hinausgehen. 

Die Haftungshöchstsumme gilt nur insgesamt einmal für alle Geschädigten, einschließlich der Ersatzansprüche 

des Auftraggebers selbst, auch wenn mehrere Personen (der Auftraggeber und ein Dritter oder auch mehrere 

Dritte) geschädigt worden sind; Geschädigte werden nach ihrem Zuvorkommen befriedigt. Der Auftraggeber 

wird den Auftragnehmer und dessen Mitarbeiter von sämtlichen Ansprüchen Dritter im Zusammenhang mit 

der Weitergabe schriftlicher als auch mündlicher beruflicher Äußerungen des Auftragnehmers an diese  

Dritte schad- und klaglos halten. 
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(9) Punkt 7 gilt auch für allfällige Haftungsansprüche des Auftraggebers im Zusammenhang mit dem Auf-

tragsverhältnis gegenüber Dritten (Erfüllungs- und Besorgungsgehilfen des Auftragnehmers) und den  

Substituten des Auftragnehmers. 

8. Verschwiegenheitspflicht, Datenschutz  

(1) Der Auftragnehmer ist gemäß § 80 WTBG 2017 verpflichtet, über alle Angelegenheiten, die ihm im  

Zusammenhang mit seiner Tätigkeit für den Auftraggeber bekannt werden, Stillschweigen zu bewahren, es sei 

denn, dass der Auftraggeber ihn von dieser Schweigepflicht entbindet oder gesetzliche Äußerungspflichten 

entgegen stehen. 

(2) Soweit es zur Verfolgung von Ansprüchen des Auftragnehmers (insbesondere Ansprüche auf Honorar) 

oder zur Abwehr von Ansprüchen gegen den Auftragnehmer (insbesondere Schadenersatzansprüche des Auf-

traggebers oder Dritter gegen den Auftragnehmer) notwendig ist, ist der Auftragnehmer von seiner beruflichen 

Verschwiegenheitspflicht entbunden. 

(3) Der Auftragnehmer darf Berichte, Gutachten und sonstige schriftliche berufliche Äußerungen über die 

Ergebnisse seiner Tätigkeit Dritten nur mit Einwilligung des Auftraggebers aushändigen, es sei denn, dass eine 

gesetzliche Verpflichtung hierzu besteht. 

(4) Der Auftragnehmer ist datenschutzrechtlich Verantwortlicher im Sinne der Datenschutz-Grundver- 

ordnung („DSGVO“) hinsichtlich aller im Rahmen des Auftrages verarbeiteter personenbezogenen Daten. Der 

Auftragnehmer ist daher befugt, ihm anvertraute personenbezogene Daten im Rahmen der Grenzen des  

Auftrages zu verarbeiten. Dem Auftragnehmer überlassene Materialien (Papier und Datenträger) werden 

grundsätzlich nach Beendigung der diesbezüglichen Leistungserbringung dem Auftraggeber oder an vom  

Auftraggeber namhaft gemachte Dritte übergeben oder wenn dies gesondert vereinbart ist vom Auftrag- 

nehmer verwahrt oder vernichtet. Der Auftragnehmer ist berechtigt Kopien davon aufzubewahren soweit er 

diese zur ordnungsgemäßen Dokumentation seiner Leistungen benötigt oder es rechtlich geboten oder  

berufsüblich ist.  

(5) Sofern der Auftragnehmer den Auftraggeber dabei unterstützt, die den Auftraggeber als datenschutz-

rechtlich Verantwortlichen treffenden Pflichten gegenüber Betroffenen zu erfüllen, so ist der Auftragnehmer 

berechtigt, den entstandenen tatsächlichen Aufwand an den Auftraggeber zu verrechnen. Gleiches gilt, für den 

Aufwand der für Auskünfte im Zusammenhang mit dem Auftragsverhältnis anfällt, die nach Entbindung von 

der Verschwiegenheitspflicht durch den Auftraggeber gegenüber Dritten diesen Dritten erteilt werden. 

9. Rücktritt und Kündigung („Beendigung“)  

(1) Die Erklärung der Beendigung eines Auftrags hat schriftlich zu erfolgen (siehe auch Punkt. 4 (4) und (5)). 

Das Erlöschen einer bestehenden Vollmacht bewirkt keine Beendigung des Auftrags.  

(2) Soweit nicht etwas anderes schriftlich vereinbart oder gesetzlich zwingend vorgeschrieben ist, können 

die Vertragspartner den Vertrag jederzeit mit sofortiger Wirkung beendigen. Der Honoraranspruch bestimmt 

sich nach Punkt 11.  

(3) Ein Dauerauftrag (befristeter oder unbefristeter Auftrag über, wenn auch nicht ausschließlich, die  

Erbringung wiederholter Einzelleistungen, auch mit Pauschalvergütung) kann allerdings, soweit nichts anderes 

schriftlich vereinbart ist, ohne Vorliegen eines wichtigen Grundes nur unter Einhaltung einer Frist von drei 

Monaten („Beendigungsfrist“) zum Ende eines Kalendermonats beendet werden.  

(4) Nach Erklärung der Beendigung eines Dauerauftrags - sind, soweit im Folgenden nicht abweichend  

bestimmt, nur jene einzelnen Werke vom Auftragnehmer noch fertigzustellen (verbleibender Auftragsstand), 
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deren vollständige Ausführung innerhalb der Beendigungsfrist (grundsätzlich) möglich ist, soweit diese inner-

halb eines Monats nach Beginn des Laufs der Beendigungsfrist dem Auftraggeber schriftlich im Sinne des Punk-

tes 4 (2) bekannt gegeben werden. Der verbleibende Auftragsstand ist innerhalb der Beendigungsfrist fertig zu 

stellen, sofern sämtliche erforderlichen Unterlagen rechtzeitig zur Verfügung gestellt werden und soweit nicht 

ein wichtiger Grund vorliegt, der dies hindert. 

(5) Wären bei einem Dauerauftrag mehr als 2 gleichartige, üblicherweise nur einmal jährlich zu erstellende 

Werke (zB Jahresabschlüsse, Steuererklärungen etc.) fertig zu stellen, so zählen die über 2 hinaus gehenden 

Werke nur bei ausdrücklichem Einverständnis des Auftraggebers zum verbleibenden Auftragsstand. Auf diesen 

Umstand ist der Auftraggeber in der Bekanntgabe gemäß Punkt 9 (4) gegebenenfalls ausdrücklich hinzuweisen.  

10. Beendigung bei Annahmeverzug und unterlassener Mitwirkung  
des Auftraggebers und rechtlichen Ausführungshindernissen  

(1) Kommt der Auftraggeber mit der Annahme der vom Auftragnehmer angebotenen Leistung in Verzug oder 

unterlässt der Auftraggeber eine ihm nach Punkt 2. oder sonst wie obliegende Mitwirkung, so ist der Auftrag-

nehmer zur fristlosen Beendigung des Vertrages berechtigt. Gleiches gilt, wenn der Auftraggeber eine (auch 

teilweise) Durchführung des Auftrages verlangt, die, nach begründetem Dafürhalten des Auftragnehmers, 

nicht der Rechtslage oder berufsüblichen Grundsätzen entspricht. Seine Honoraransprüche bestimmen sich 

nach Punkt 11. Annahmeverzug sowie unterlassene Mitwirkung seitens des Auftraggebers begründen auch 

dann den Anspruch des Auftragnehmers auf Ersatz der ihm hierdurch entstandenen Mehraufwendungen sowie 

des verursachten Schadens, wenn der Auftragnehmer von seinem Kündigungsrecht keinen Gebrauch macht.  

(2) Bei Verträgen über die Führung der Bücher, die Vornahme der Personalsachbearbeitung oder Abgaben-

verrechnung ist eine fristlose Beendigung durch den Auftragnehmer gemäß Punkt 10 (1) zulässig, wenn der 

Auftraggeber seiner Mitwirkungspflicht gemäß Punkt 2. (1) zweimal nachweislich nicht nachkommt.  

11. Honoraranspruch  

(1) Unterbleibt die Ausführung des Auftrages (zB wegen Rücktritt oder Kündigung), so gebührt dem Auftrag-

nehmer gleichwohl das vereinbarte Entgelt (Honorar), wenn er zur Leistung bereit war und durch Umstände, 

deren Ursache auf Seiten des Auftraggebers liegen, ein bloßes Mitverschulden des Auftragnehmers bleibt dies-

bezüglich außer Ansatz, daran gehindert worden ist; der Auftragnehmer braucht sich in diesem Fall nicht  

anrechnen zu lassen, was er durch anderweitige Verwendung seiner und seiner Mitarbeiter Arbeitskraft  

erwirbt oder zu erwerben unterlässt.  

(2) Bei Beendigung eines Dauerauftrags gebührt das vereinbarte Entgelt für den verbleibenden Auftrags-

stand, sofern er fertiggestellt wird oder dies aus Gründen, die dem Auftraggeber zuzurechnen sind, unterbleibt 

(auf Punkt 11. (1) wird verwiesen). Vereinbarte Pauschalhonorare sind gegebenenfalls zu aliquotieren.  

(3) Unterbleibt eine zur Ausführung des Werkes erforderliche Mitwirkung des Auftraggebers, so ist der  

Auftragnehmer auch berechtigt, ihm zur Nachholung eine angemessene Frist zu setzen mit der Erklärung, dass 

nach fruchtlosem Verstreichen der Frist der Vertrag als aufgehoben gelte, im Übrigen gelten die Folgen des 

Punkt 11. (1).  

(4) Bei Nichteinhaltung der Beendigungsfrist gemäß Punkt 9. (3) durch den Auftraggeber, sowie bei Vertrags-

auflösung gemäß Punkt 10. (2) durch den Auftragnehmer behält der Auftragnehmer den vollen Honorar- 

anspruch für drei Monate.  
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12. Honorar  

(1) Sofern nicht ausdrücklich Unentgeltlichkeit vereinbart ist, wird jedenfalls gemäß § 1004 und § 1152 ABGB 

eine angemessene Entlohnung geschuldet. Höhe und Art des Honoraranspruchs des Auftragnehmers ergeben 

sich aus der zwischen ihm und seinem Auftraggeber getroffenen Vereinbarung. Sofern nicht nachweislich eine 

andere Vereinbarung getroffen wurde sind Zahlungen des Auftraggebers immer auf die älteste Schuld  

anzurechnen.  

(2) Die kleinste verrechenbare Leistungseinheit beträgt eine Viertelstunde.  

(3) Auch die Wegzeit wird im notwendigen Umfang verrechnet.  

(4) Das Aktenstudium in der eigenen Kanzlei, das nach Art und Umfang zur Vorbereitung des Auftragnehmers 

notwendig ist, kann gesondert verrechnet werden.  

(5) Erweist sich durch nachträglich hervorgekommene besondere Umstände oder auf Grund besonderer  

Inanspruchnahme durch den Auftraggeber ein bereits vereinbartes Entgelt als unzureichend, so hat der Auf-

tragnehmer den Auftraggeber darauf hinzuweisen und sind Nachverhandlungen zur Vereinbarung eines  

angemessenen Entgelts zu führen (auch bei unzureichenden Pauschalhonoraren). 

(6) Der Auftragnehmer verrechnet die Nebenkosten und die Umsatzsteuer zusätzlich. Beispielhaft aber nicht 

abschließend im Folgenden (7) bis (9):  

(7) Zu den verrechenbaren Nebenkosten zählen auch belegte oder pauschalierte Barauslagen, Reisespesen 

(bei Bahnfahrten 1. Klasse), Diäten, Kilometergeld, Kopierkosten und ähnliche Nebenkosten.  

(8) Bei besonderen Haftpflichtversicherungserfordernissen zählen die betreffenden Versicherungsprämien 

(inkl. Versicherungssteuer) zu den Nebenkosten.  

(9) Weiters sind als Nebenkosten auch Personal- und Sachaufwendungen für die Erstellung von Berichten, 

Gutachten u.ä. anzusehen. 

(10) Für die Ausführung eines Auftrages, dessen gemeinschaftliche Erledigung mehreren Auftragnehmern 

übertragen worden ist, wird von jedem das seiner Tätigkeit entsprechende Entgelt verrechnet.  

(11) Entgelte und Entgeltvorschüsse sind mangels anderer Vereinbarungen sofort nach deren schriftlicher 

Geltendmachung fällig. Für Entgeltzahlungen, die später als 14 Tage nach Fälligkeit geleistet werden, können 

Verzugszinsen verrechnet werden. Bei beiderseitigen Unternehmergeschäften gelten Verzugszinsen in der in 

§ 456 1. und 2. Satz UGB festgelegten Höhe.  

(12) Die Verjährung richtet sich nach § 1486 ABGB und beginnt mit Ende der Leistung bzw. mit späterer, in 

angemessener Frist erfolgter Rechnungslegung zu laufen.  

(13) Gegen Rechnungen kann innerhalb von 4 Wochen ab Rechnungsdatum schriftlich beim Auftragnehmer 

Einspruch erhoben werden. Andernfalls gilt die Rechnung als anerkannt. Die Aufnahme einer Rechnung in die 

Bücher gilt jedenfalls als Anerkenntnis.  

(14) Auf die Anwendung des § 934 ABGB im Sinne des § 351 UGB, das ist die Anfechtung wegen Verkürzung 

über die Hälfte für Geschäfte unter Unternehmern, wird verzichtet.  

(15) Falls bei Aufträgen betreffend die Führung der Bücher, die Vornahme der Personalsachbearbeitung oder 

Abgabenverrechnung ein Pauschalhonorar vereinbart ist, so sind mangels anderweitiger schriftlicher  

Vereinbarung die Vertretungstätigkeit im Zusammenhang mit abgaben- und beitragsrechtlichen Prüfungen  

aller Art einschließlich der Abschluss von Vergleichen über Abgabenbemessungs- oder Beitragsgrundlagen,  
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Berichterstattung, Rechtsmittelerhebung u.ä. gesondert zu honorieren. Sofern nichts anderes schriftlich  

vereinbart ist, gilt das Honorar als jeweils für ein Auftragsjahr vereinbart.  

(16) Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen im Zusammenhang mit den im Punkt 12. (15) genannten  

Tätigkeiten, insbesondere Feststellungen über das prinzipielle Vorliegen einer Pflichtversicherung, erfolgt nur 

aufgrund eines besonderen Auftrages.  

(17) Der Auftragnehmer kann entsprechende Vorschüsse verlangen und seine (fortgesetzte) Tätigkeit von 

der Zahlung dieser Vorschüsse abhängig machen. Bei Daueraufträgen darf die Erbringung weiterer Leistungen 

bis zur Bezahlung früherer Leistungen (sowie allfälliger Vorschüsse gemäß Satz 1) verweigert werden. Bei  

Erbringung von Teilleistungen und offener Teilhonorierung gilt dies sinngemäß.  

(18) Eine Beanstandung der Arbeiten des Auftragnehmers berechtigt, außer bei offenkundigen wesentlichen 

Mängeln, nicht zur auch nur teilweisen Zurückhaltung der ihm nach Punkt 12. zustehenden Honorare,  

sonstigen Entgelte, Kostenersätze und Vorschüsse (Vergütungen).  

(19) Eine Aufrechnung gegen Forderungen des Auftragnehmers auf Vergütungen nach Punkt 12. ist nur mit 

unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Forderungen zulässig.  

13. Sonstiges  

(1) Im Zusammenhang mit Punkt 12. (17) wird auf das gesetzliche Zurückbehaltungsrecht (§ 471 ABGB, § 369 

UGB) verwiesen; wird das Zurückbehaltungsrecht zu Unrecht ausgeübt, haftet der Auftragnehmer grund- 

sätzlich gemäß Punkt 7. aber in Abweichung dazu nur bis zur Höhe seiner noch offenen Forderung.  

(2) Der Auftraggeber hat keinen Anspruch auf Ausfolgung von im Zuge der Auftragserfüllung vom Auftrag-

nehmer erstellten Arbeitspapieren und ähnlichen Unterlagen. Im Falle der Auftragserfüllung unter Einsatz 

elektronischer Buchhaltungssysteme ist der Auftragnehmer berechtigt, nach Übergabe sämtlicher vom Auf-

tragnehmer auftragsbezogen damit erstellter Daten, für die den Auftraggeber eine Aufbewahrungspflicht trifft, 

in einem strukturierten, gängigen und maschinenlesbaren Format an den Auftraggeber bzw. an den nach- 

folgenden Wirtschaftstreuhänder, die Daten zu löschen. Für die Übergabe dieser Daten in einem  

strukturierten, gängigen und maschinenlesbaren Format hat der Auftragnehmer Anspruch auf ein  

angemessenes Honorar (Punkt 12 gilt sinngemäß). Ist eine Übergabe dieser Daten in einem strukturierten, 

gängigen und maschinenlesbaren Format aus besonderen Gründen unmöglich oder untunlich, können diese 

ersatzweise im Vollausdruck übergeben werden. Eine Honorierung steht diesfalls dafür nicht zu.  

(3) Der Auftragnehmer hat auf Verlangen und Kosten des Auftraggebers alle Unterlagen herauszugeben, die 

er aus Anlass seiner Tätigkeit von diesem erhalten hat. Dies gilt jedoch nicht für den Schriftwechsel zwischen 

dem Auftragnehmer und seinem Auftraggeber und für die Schriftstücke, die der Auftraggeber in Urschrift  

besitzt und für Schriftstücke, die einer Aufbewahrungspflicht nach den für den Auftragnehmer geltenden recht-

lichen Bestimmungen zur Verhinderung von Geldwäsche unterliegen. Der Auftragnehmer kann von Unter- 

lagen, die er an den Auftraggeber zurückgibt, Abschriften oder Fotokopien anfertigen. Sind diese Unterlagen 

bereits einmal an den Auftraggeber übermittelt worden so hat der Auftragnehmer Anspruch auf ein  

angemessenes Honorar (Punkt 12. gilt sinngemäß).  

(4) Der Auftraggeber hat die dem Auftragsnehmer übergebenen Unterlagen nach Abschluss der Arbeiten 

binnen 3 Monaten abzuholen. Bei Nichtabholung übergebener Unterlagen kann der Auftragnehmer nach zwei-

maliger nachweislicher Aufforderung an den Auftraggeber, übergebene Unterlagen abzuholen, diese auf  

dessen Kosten zurückstellen und/oder ein angemessenes Honorar in Rechnung stellen (Punkt 12. gilt sinnge-

mäß). Die weitere Aufbewahrung kann auch auf Kosten des Auftraggebers durch Dritte erfolgen. Der Auftrag-

nehmer haftet im Weiteren nicht für Folgen aus Beschädigung, Verlust oder Vernichtung der Unterlagen.  
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(5) Der Auftragnehmer ist berechtigt, fällige Honorarforderungen mit etwaigen Depotguthaben, Verrech-

nungsgeldern, Treuhandgeldern oder anderen in seiner Gewahrsame befindlichen liquiden Mitteln auch bei 

ausdrücklicher Inverwahrungnahme zu kompensieren, sofern der Auftraggeber mit einem Gegenanspruch des 

Auftragnehmers rechnen musste.  

(6) Zur Sicherung einer bestehenden oder künftigen Honorarforderung ist der Auftragnehmer berechtigt, ein 

finanzamtliches Guthaben oder ein anderes Abgaben- oder Beitragsguthaben des Auftraggebers auf ein  

Anderkonto zu transferieren. Diesfalls ist der Auftraggeber vom erfolgten Transfer zu verständigen. Danach 

kann der sichergestellte Betrag entweder im Einvernehmen mit dem Auftraggeber oder bei Vollstreckbarkeit 

der Honorarforderung eingezogen werden.  

14. Anzuwendendes Recht, Erfüllungsort, Gerichtsstand  

(1) Für den Auftrag, seine Durchführung und die sich hieraus ergebenden Ansprüche gilt ausschließlich  

österreichisches Recht unter Ausschluss des nationalen Verweisungsrechts.  

(2) Erfüllungsort ist der Ort der beruflichen Niederlassung des Auftragnehmers.  

(3) Gerichtsstand ist - mangels abweichender schriftlicher Vereinbarung - das sachlich zuständige Gericht des 

Erfüllungsortes. 

II. Teil 

15. Ergänzende Bestimmungen für Verbrauchergeschäfte  

(1) Für Verträge zwischen Wirtschaftstreuhändern und Verbrauchern gelten die zwingenden Bestimmungen 

des Konsumentenschutzgesetzes.  

(2) Der Auftragnehmer haftet nur für vorsätzliche und grob fahrlässig verschuldete Verletzung der über- 

nommenen Verpflichtungen.  

(3) Anstelle der im Punkt 7 Abs 2 normierten Begrenzung ist auch im Falle grober Fahrlässigkeit die Ersatz-

pflicht des Auftragnehmers nicht begrenzt.  

(4) Punkt 6 Abs 2 (Frist für Mängelbeseitigungsanspruch) und Punkt 7 Abs 4 (Geltendmachung der Schaden-

ersatzansprüche innerhalb einer bestimmten Frist) gilt nicht.  

(5) Rücktrittsrecht gemäß § 3 KSchG:  

Hat der Verbraucher seine Vertragserklärung nicht in den vom Auftragnehmer dauernd benützten Kanzlei-

räumen abgegeben, so kann er von seinem Vertragsantrag oder vom Vertrag zurücktreten. Dieser Rücktritt 

kann bis zum Zustandekommen des Vertrages oder danach binnen einer Woche erklärt werden; die Frist  

beginnt mit der Ausfolgung einer Urkunde, die zumindest den Namen und die Anschrift des Auftragnehmers 

sowie eine Belehrung über das Rücktrittsrecht enthält, an den Verbraucher, frühestens jedoch mit dem  

Zustandekommen des Vertrages zu laufen. Das Rücktrittsrecht steht dem Verbraucher nicht zu,  

1. wenn er selbst die geschäftliche Verbindung mit dem Auftragnehmer oder dessen Beauftragten 
zwecks Schließung dieses Vertrages angebahnt hat,  

2. wenn dem Zustandekommen des Vertrages keine Besprechungen zwischen den Beteiligten oder ihren 
Beauftragten vorangegangen sind oder   

3. bei Verträgen, bei denen die beiderseitigen Leistungen sofort zu erbringen sind, wenn sie üblicher-
weise von Auftragnehmern außerhalb ihrer Kanzleiräume geschlossen werden und das vereinbarte 
Entgelt € 15 nicht übersteigt.  
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Der Rücktritt bedarf zu seiner Rechtswirksamkeit der Schriftform. Es genügt, wenn der Verbraucher ein 

Schriftstück, das seine Vertragserklärung oder die des Auftragnehmers enthält, dem Auftragnehmer mit einem 

Vermerk zurückstellt, der erkennen lässt, dass der Verbraucher das Zustandekommen oder die Aufrechter-

haltung des Vertrages ablehnt. Es genügt, wenn die Erklärung innerhalb einer Woche abgesendet wird.  

Tritt der Verbraucher gemäß § 3 KSchG vom Vertrag zurück, so hat Zug um Zug  

1. der Auftragnehmer alle empfangenen Leistungen samt gesetzlichen Zinsen vom Empfangstag an  
zurückzuerstatten und den vom Verbraucher auf die Sache gemachten notwendigen und nützlichen 
Aufwand zu ersetzen,  

2. der Verbraucher dem Auftragnehmer den Wert der Leistungen zu vergüten, soweit sie ihm zum klaren 
und überwiegenden Vorteil gereichen.  

Gemäß § 4 Abs 3 KSchG bleiben Schadenersatzansprüche unberührt.  

(6) Kostenvoranschläge gemäß § 5 KSchG:  

Für die Erstellung eines Kostenvoranschlages im Sinn des § 1170a ABGB durch den Auftragnehmer hat der 

Verbraucher ein Entgelt nur dann zu zahlen, wenn er vorher auf diese Zahlungspflicht hingewiesen worden ist. 

Wird dem Vertrag ein Kostenvoranschlag des Auftragnehmers zugrunde gelegt, so gilt dessen Richtigkeit als 

gewährleistet, wenn nicht das Gegenteil ausdrücklich erklärt ist.  

(7) Mängelbeseitigung: Punkt 6 wird ergänzt:  

Ist der Auftragnehmer nach § 932 ABGB verpflichtet, seine Leistungen zu verbessern oder Fehlendes nach-

zutragen, so hat er diese Pflicht zu erfüllen, an dem Ort, an dem die Sache übergeben worden ist. Ist es für den 

Verbraucher tunlich, die Werke und Unterlagen vom Auftragnehmer gesendet zu erhalten, so kann dieser diese 

Übersendung auf seine Gefahr und Kosten vornehmen.  

(8) Gerichtsstand: Anstelle Punkt 14. (3) gilt:  

Hat der Verbraucher im Inland seinen Wohnsitz oder seinen gewöhnlichen Aufenthalt oder ist er im Inland 

beschäftigt, so kann für eine Klage gegen ihn nach den §§ 88, 89, 93 Abs 2 und 104 Abs1 JN nur die Zuständigkeit 

eines Gerichtes begründet werden, in dessen Sprengel der Wohnsitz, der gewöhnliche Aufenthalt oder der Ort 

der Beschäftigung liegt. 

(9) Verträge über wiederkehrende Leistungen: 

a) Verträge, durch die sich der Auftragnehmer zu Werkleistungen und der Verbraucher zu wiederholten 

Geldzahlungen verpflichten und die für eine unbestimmte oder eine ein Jahr übersteigende Zeit  

geschlossen worden sind, kann der Verbraucher unter Einhaltung einer zweimonatigen Frist zum  

Ablauf des ersten Jahres, nachher zum Ablauf jeweils eines halben Jahres kündigen.  

b) Ist die Gesamtheit der Leistungen eine nach ihrer Art unteilbare Leistung, deren Umfang und Preis 

schon bei der Vertragsschließung bestimmt sind, so kann der erste Kündigungstermin bis zum Ablauf 

des zweiten Jahres hinausgeschoben werden. In solchen Verträgen kann die Kündigungsfrist auf 

höchstens sechs Monate verlängert werden.  

c) Erfordert die Erfüllung eines bestimmten, in lit. a) genannten Vertrages erhebliche Aufwendungen des 

Auftragnehmers und hat er dies dem Verbraucher spätestens bei der Vertragsschließung bekannt  

gegeben, so können den Umständen angemessene, von den in lit. a) und b) genannten abweichende 

Kündigungstermine und Kündigungsfristen vereinbart werden.  

d) Eine Kündigung des Verbrauchers, die nicht fristgerecht ausgesprochen worden ist, wird zum nächsten 

nach Ablauf der Kündigungsfrist liegenden Kündigungstermin wirksam. 
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